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Liebe Leser:innen

§ 46a StGB feiert dieses Jahr sein 30-jähriges Bestehen! An-
lässlich dieses Jubiläums haben wir uns gefragt, wie es denn 
eigentlich derzeit ‚wirklich‘ um die Verfassung der bundes-
weiten Praxis des Täter-Opfer-Ausgleichs steht. Eine Frage, 
die leicht von den Lippen geht, aber gar nicht so leicht zu 
beantworten ist. Bundesweite Forschungsergebnisse zu 
neuen Entwicklungen im TOA – der Einfachheit halber hier 
verstanden als professionelle Konfliktvermi�lungspraxis im 
strafrechtlichen Kontext – liegen neben der bundesweiten 
TOA-Sta�s�k nicht vor. 

Wir wissen, dass es in manchen TOA-Fachstellen kriselt.1

Oder gekriselt und schlimmstenfalls sogar zur Auflösung der 
TOA-Fachstelle geführt hat.2 Aber lassen sich diese proble-
ma�schen Entwicklungen auf die bundesweite Gesamtsitu-
a�on übertragen? Zeichnet sich aufgrund der aktuellen Ent-
wicklungen etwa ein „Krisenjahr“ für den TOA ab?! Oder wo 
stehen wir zurzeit? Das wollten wir herausfinden und haben 
in Zusammenarbeit mit der BAG TOA e.V. für diese Ausgabe 
zahlreiche S�mmen aus der TOA-Praxis in allen Bundeslän-
dern eingefangen. Mit dem He� möchten wir einen Beitrag 
dazu leisten, dass die Probleme und Schwierigkeiten, die 
zurzeit drängen, entsprechend Gehör finden. Außerdem 
möchten wir erste Ideen zur Lösungsfindung sammeln. 
Grundlage der einzelnen Berichte war ein von uns gemein-
sam mit der BAG TOA aufgesetzter Fragenkatalog, den die 
Prak�ker:innen zur groben Strukturierung ihrer Texte nut-
zen konnten. 

Nach einer (1.) Skizzierung der aktuellen Situa�on
der TOA-Praxis,3 interessierten uns (2.) gegenwär�ge 
Herausforderungen, mit denen sich die Fachstellen konfron-
�ert sehen, (3.) ihre bisherigen Strategien im Umgang mit 
diesen Herausforderungen, (4.) fehlende Notwendigkeiten 
zur Gestaltung eines ‚op�mal funk�onierenden‘ TOA-Ar-
beitsfeldes, (5.) bewährte Lösungsansätze in Zusammen-
hang mit früheren Herausforderungen, die für andere TOA-
Fachstellen wiederum inspirierend sein könnten und (6.) 
posi�ve Impulse für den TOA und neue Chancen für dessen 
weitere Entwicklung. 

Den Aufruf zur Beteiligung haben wir an alle vorhandenen 
LAG-Sprecher:innen4 geschickt sowie – falls diese nicht Teil

der LAG waren – an ausgewählte öffentliche Träger5. 

In den Bundesländern, in denen es keine zusammenhän-
gende, heterogene Träger-Struktur gab, haben wir den Auf-
ruf an einzelne TOA-Fachstellen und auf Landkreisebene 
agierende Akteur:innen6 gerichtet. In den einzelnen Rück-
meldungen haben die Autor:innen unterschiedliche 
Schwerpunkte gesetzt. Die landes- oder gar trägerspezifi-
schen Entwicklungen lassen sich somit nicht direkt mitein-
ander vergleichen, ermöglichen dennoch diskutable Mo-
mentaufnahmen. Hieran anknüpfend wollen wir zusammen 
mit der BAG TOA ein bundesweites Treffen von Praxisvertre-
ter:innen organisieren, an dem wir mit den vorliegenden Er-
gebnissen weiterarbeiten.

Der Themenschwerpunkt wird abgerundet mit drei die Ent-
wicklungen einordnenden bzw. neue Impulse gebenden 
Beiträgen zu „wirtscha�lichen Dynamiken im komplexen 
Berufsfeld der Sozialen Arbeit“ (Prof. Dr. Mar�n Albert und 
Prof. Dr. Julia Wege), „dem Erfordernis einer Wiederverge-
sellscha�ung von Konflikten“ (Prof. Dr. Johannes Stehr) und 
zu PR-Strategien für Mediator:innen (Rüdiger Hausmann).  

In weiteren Rubriken lesen Sie u. a. eine rechtswissenscha�-
liche Auseinandersetzung mit dem Beschluss des BGH vom 
12.07.2023, Ergebnisse einer neuen Studie zur rückfallmin-
dernden Wirkung von Restora�ve Jus�ce-Angeboten, einen 
Erfahrungsbericht zur Einbe�ung des TOA-Angebots in ein 
Haus des Jugendrechts und ein Interview mit den Gewinner:
innen des interna�onalen RJ-Awards für die Anerkennung 
ihrer Arbeit „The Encounter of the Encounters“, das Theresa 
M. Bullmann mit einem Teil der Gruppe am Rande der Kon-
ferenz des European Forum for Restora�ve Jus�ce in Tallinn 
führte.   

Im Namen der Redak�on

Ihr

Christoph Willms
Köln im Juli 2024

1  Geringe Fallanregungen, finanzielle Schwierigkeiten, Fachkrä�emangel  
   usw.

6  Aus Berlin, Duisburg und Münster (Nordrhein-Wes�alen), Landkreis 
   Mecklenburgische Seenpla�e  (Mecklenburg-Vorpommern), Landkreis 
   Nordhausen (Thüringen).

2  So z. B. nach mehr als 25 Jahren: die TOA-Fachstellen der Brücke 
   Dortmund e.V. oder die Fachstelle des Dialog e.V. in Heidelberg.
3  Orien�ert an Kriterien wie die Organisa�on und Finanzierung der TOA-
   Praxis, Fallzahlenentwicklungen, genutzte Qualitätssicherungs- 
   instrumente.

5  Ambulanter Jus�zsozialdienst Niedersachsen, Bewährungs- und 
   Gerichtshilfe Baden-Wür�emberg, Kompetenzzentrum der Jus�z für 
   ambulante Resozialisierung und Opferhilfe Saarland, Staatsanwaltscha� 
   Hamburg, Soziale Dienste der Jus�z Berlin.

4  Baden-Wür�emberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 
   Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
   Holstein.

Bild: DBH-Fachverband e.V.

Prolog
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von Andrea Haarländer

Antworten aus dem Landesarbeitskreis für 
Wiedergutmachungsdienste 

Schleswig-Holstein

Im nördlichsten Bundesland bietet die TOA-Landscha� ein 
buntes Bild: Mediator:innen in Strafsachen sind bei der Ge-
richtshilfe des Landes, den Kommunen und bei Freien Trä-
gern tä�g. Zuweisungen kommen über die Staatsanwalt-
scha�en und Gerichte, aber auch von den Betroffenen 
selbst. Es gibt einzelne Projekte wie den erweiterten TOA für 
Jugendliche oder das Opfer-Empathie-Training (OET) im Voll-
zug. Was auf den ersten Blick verwirrend wirkt, ist das Ergeb-
nis langjährig gewachsener Strukturen in einem Bundesland, 
in dem die Jus�z viel Wert auf ambulante Maßnahmen legt.

Schleswig-Holstein hat als Flächenland einige sehr große 
Landgerichtsbezirke. Die TOA-Fachstellen arbeiten im ländli-
chen Bereich zwar aufsuchend, können sich aber nicht in al-
len Flächenkreisen gleich gut vernetzen. Vor allem der zeit-
nahe, informelle Austausch mit den zahlreichen anderen Ak-
teur:innen im jeweiligen Sozialraum ist nur begrenzt mög-
lich.

Der TOA wird erwachsenen Geschädigten und Beschuldigten 
überwiegend im Rahmen des Ermi�lungsverfahrens angebo-
ten. Dazu weisen die Staats- und Amtsanwält:innen in den 
vier Landgerichtsbezirken sowohl den bei den Staatsanwalt-
scha�en ansässigen Gerichtshelfer:innen als auch den Fach-
krä�en bei Freien Trägern Fälle zu. Auch aus Gerichtsverfah-
ren heraus werden TOA-Fälle angeregt. Das kommt jedoch 
deutlich seltener vor. Manchmal finden Betroffene selbst 
den Weg in eine Fachstelle und möchten einen TOA durch-
führen. Der geringe Bekanntheitsgrad der Media�on in Straf-
sachen spiegelt sich leider in den niedrigen Zahlen dieser 
Selbstmelder:innen wieder.

Im Jugendbereich werden TOA-Verfahren bei der Gerichts-
hilfe, bei Freien Trägern und bei der Jugendhilfe im Strafver-
fahren (JuHiS) durchgeführt. Die Tabelle (rechts) zeigt, wie 
sich die Fälle verteilen. Die TOA-Sta�s�k wird vom Ministeri-
um für Jus�z und Gesundheit jährlich erhoben, 2021 und 
2022 wurden die Fallzahlen bei der JuHiS nicht abgefragt.

Am 01.07.2022 trat das Gesetz zur ambulanten Resozialisie-
rung und zum Opferschutz in Schleswig-Holstein (ResOG SH) 
in Kra�. Neben einer klaren Strukturierung der Aufgaben 
und Organisa�on von Gerichtshilfe, Bewährungshilfe und 
Führungsaufsicht regelt das Gesetz mehrere Leistungen der 
ambulanten Straffälligen- und Opferhilfe, die von Freien Trä-
gern angeboten werden. Mit der neuen Begrifflichkeit „Wie-
dergutmachungsdienste“ findet sich hier auch der TOA wie-
der. 

TOA-Fallzahlen 2019-2022

(Quelle: Ministerium für Jus�z und Gesundheit, 2024)

Durch das ResOG SH wurden die Leistungen der ambulanten 
Resozialisierung, die in vielen Fällen von spezialisierten Fach-
krä�en bei den Freien Trägern erbracht werden, normiert. 
Freie Träger sind kün�ig an der Durchführung der Aufgaben 
nach diesem Gesetz zu beteiligen. D.h. die Durchführung der 
Aufgaben wird an Freie Träger übertragen, wenn sie die fach-
lichen Voraussetzungen erfüllen und andere Rechtsvor-
schri�en oder öffentliche Belange dem nicht entgegenste-
hen. 

Für die TOA-Fachstellen in freier Trägerscha� bringt das ein 
Stückchen mehr Sicherheit, da die Förderung in Form einer 
Fehlbedarfsfinanzierung, die vom Träger jährlich beantragt 
werden muss, nun nicht plötzlich komple� wegfallen kann. 
Leider kann diese Förderung aber trotzdem auf das Vorjah-
resniveau gedeckelt werden – eine Situa�on, mit der wir 
2024 infolge der Haushaltslücke, die seit dem Vorjahr 
au�la�, nun konfron�ert sind. Tariferhöhungen, steigende 
Energie- und Nebenkosten, all das deckt die Förderung des 
Ministeriums inzwischen nicht mehr kostendeckend ab. 

Es ist für viele Fachkrä�e frustrierend, dass wegen der nicht 
auskömmlichen Finanzierung wahrscheinlich viele Neuerun-
gen und Anregungen, die das ResOG SH mitbringt, auf der 
Strecke bleiben könnten. 

Die fortschri�lichen und praxistauglichen Ansätze im ResOG 
SH wie z. B. die Mitwirkung der Proband:innen bei der Ge-
staltung der Angebote durch Peer- und Mentor:innensyste-
me, die Einbeziehung von unterstützenden Begleiter:innen 
der Parteien und die Möglichkeit, dass betroffene Geschä-
digte oder Beschuldigte die Fachstelle selbst beau�ragen 
können, einen TOA durchzuführen, erfordern eher mehr als 
weniger Ressourcen. 

Jahr Freie Träger 
TOA-ERW

JuHiS 
TOA-JUG

Freie Träger
TOA-JUG

Gerichtshilfe
TOA-ERW + JUG Gesamt

2019 621 201 232 737 1.791

2020 555 183 239 756 1.733

2021 627 n.e. 228 790 1.645

2022 556 n.e. 228 878 1.662 
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Ein persönliches Zwischenfazit

Als Mediatorin in Strafsachen ha�e ich nach vielen Jahren 
der Praxis im Täter-Opfer-Ausgleich das Gefühl, dass dieses 
Angebot in der sozialen Strafrechtspflege in Schleswig-Hol-
stein durchaus gut eingeführt ist. Es gibt gesetzliche Grund-
lagen, Standards, eine gute Koopera�on und Vernetzung der 
verschiedenen Akteur:innen im Land.

Sein Poten�al schöp� der TOA trotzdem nicht aus. Die Visi-
on, dass Menschen, die durch eine Stra�at geschädigt wur-
den bzw. die Stra�aten verübt haben, die Möglichkeit be-
kommen, die Folgen der Tat in einem sicheren Rahmen zu 
besprechen und selbstbes�mmt eine Lösung zu finden, wird 
dadurch beschränkt, dass der TOA in der Bevölkerung immer 
noch viel zu wenig bekannt ist. Der Zugang für die Betroffe-
nen erfolgt mehrheitlich über Zuweisungen aus der Jus�z. 
Ohne einen Au�rag der Staatsanwaltscha� oder eines Ge-
richts an eine Fachstelle, die sich dann an Verletzte und Pro-
band:innen wendet und über den TOA informiert, erhalten 
Geschädigte und Beschuldigte selten Kenntnis von diesem 
Angebot.

Vor diesem Hintergrund ist es sehr posi�v, dass das ResOG 
SH in § 21 Abs. 4 erklärt, dass „die Beau�ragung der Aus-
gleichsstellen auch (…) durch die Verletzten, Probandinnen 
und Probanden selbst erfolgen“ kann. Die Herausforderung 
ist nun, das Angebot des TOA bekannt zu machen und neben 
der Jus�z weitere Koopera�onspartner:innen bzw. Mul�pli-
kator:innen zu finden. Fachkrä�e profi�eren von einem gu-
ten Kontakt zum jeweiligen Sozialraum, damit zusammen 
mit allen Stakeholder:innen gute Ideen und Projekte entwi-
ckelt und umgesetzt werden können. Fachstellen würden 
sich dadurch ein Stück weit von der Abhängigkeit der jus�zi-
ellen Zuweisungen emanzipieren und durch eine stärkere 
Einbindung von regionalen Akteur:innen die Gemeinscha� 
als wich�gen Stakeholder beim Bemühen um Wiedergutma-
chung mehr einbeziehen können.

Ich frage mich manchmal, ob die Nähe zur Jus�z bzw. die 
rechtliche Verankerung des TOAs in StGB und StPO dazu bei-
trägt, dass bei Diskursen unter Prak�ker:innen im TOA häufig 
Formalitäten und rechtliche Fragen im Vordergrund stehen.

Aus meiner Praxis als Mediatorin in Strafsachen erinnere ich 
engagierte Diskussionen über die Durchführung des TOAs: 
Schreibe ich das Opfer oder die tatverantwortliche Person 
zuerst an, oder schreibe ich alle gleichzei�g an? Ist ein run-
der Tisch besser, sollte gar kein Tisch im Raum sein? Hat der 
oder die Täter:in sich bemüht und vor allem genug bemüht? 

Regelmäßig steht bei den Fachkrä�en der Freien Träger zu-
dem das Thema Fallzahlen im Fokus. Das ist nachvollziehbar, 
da im Jahresbericht an das Ministerium für Jus�z die Fallzah-
len nachgewiesen werden müssen. Der jeweils geförderte 
Stellenumfang ist an eine festgelegte Fallkennzahl gekoppelt. 
Fachkrä�e haben jedoch nur begrenzt Einfluss auf die Zuwei-
sungspraxis der Jus�z.

Dabei geraten leider manchmal die Inhalte und Ergebnisse 
der Begegnungen im TOA aus dem Blick. Wie schön und auf-
regend, manchmal schwer und berührend, anstrengend, 
aber auch befreiend und o� unglaublich die Geschichten 
sind, die Menschen bei den Treffen erzählen und wie sie ganz 
individuelle Lösungen finden. Und ich frage mich, wie wir 
besser vermi�eln können, was jenseits von Standards und 
Paragraphen in den Begegnungen der Menschen und ihren 
Dialogen sichtbar und spürbar ist?

Für die dringend notwenige Öffentlichkeitsarbeit und eine 
umfassendere gesellscha�liche Vernetzung brauchen die 
Fachkrä�e neben ihren Visionen ausreichend finanzielle Res-
sourcen, damit möglichst viele Betroffene von Stra�aten er-
reicht werden können und denjenigen, die an einem TOA 
teilnehmen möchten, ein individuell angemessener Rahmen 
für die Gespräche mit den Fachkrä�en und miteinander an-
geboten werden kann.

Zur Informa�on
Die Reihenfolge, in der die Berichte aus den 16 Bundesländern erscheinen: 

von Norden nach Süden.

Abweichungen entstehen bedingt durch das Layout.
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Seit Januar 2014 hat sich die AWO Vielfalt Mecklenburgische 
Seenpla�e gGmbH auf den Weg gemacht, um im gesamten 
Landkreis Dienstleistungen in den Bereichen Kinder- und Ju-
gendhilfe, Beratung und Therapie, Präven�on, Bildungsar-
beit, Straffälligenhilfe, Arbeitsintegra�on und Eingliede-
rungshilfe anzubieten. Der Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) ist 
ein kleiner Bereich dieser Angebote. Dabei wird zwischen 
TOA-Verfahren im Allgemeinen Strafrecht und im Jugend-
strafrecht unterschieden. Unser Träger ist in beiden Berei-
chen tä�g.  

Mecklenburg-Vorpommern ist nach Landgerichtsbezirken 
aufgeteilt. Die jeweiligen Staatsanwaltscha�en haben über 
die jeweils regional tä�gen Freien Träger, die TOA-Projekte 
anbieten, Kenntnis und übergeben die Au�räge. Für unsere 
Region ist die Staatsanwaltscha� Neubrandenburg zustän-
dig. Nach unserem Kenntnisstand ist neben der AWO Vielfalt 
noch der Verein Soziale Projekte (VSP) im Jugendstrafrecht in 
unserem Landkreis tä�g. Weitere Träger in Mecklenburg-
Vorpommern, die den TOA anbieten, sind uns nicht be-
kannt. 

In unserem Träger gibt es derzeit zwei ak�ve Mediatorinnen 
in Strafsachen und drei weitere Mitarbeiter:innen, welche 
die Ausbildung haben, jedoch aktuell keine TOA-Verfahren 
durchführen. Daher kann die Bezeichnung einer TOA-Fach-
stelle nicht verwendet werden. Die ak�ven Mitarbeiterinnen 
führen die TOA-Verfahren als Teilspezialisierung durch; d. h., 
sie sind für weitere Arbeitsbereiche bzw. in Leitungsfunk�-
onen tä�g. Der Anteil an der wöchentlichen Arbeitszeit einer 
Vollzeitstelle mit 40 Wochenstunden beträgt ca. 10 Prozent. 
Dadurch besteht bei unserem Träger nicht die Möglichkeit, 
eine Person für eine Fachstelle zu besetzen, da es beim größ-
ten Landkreis aufgrund der Infrastruktur und der geringen 
Fallzahlen nicht möglich wäre. 

Die Finanzierung im Allgemeinen Strafrecht erfolgt über eine 
Antragsstellung bei der Generalstaatsanwaltscha� Rostock. 
Die Fälle aus dem Jugendstra�ereich werden vom zuständi-
gen Jugendamt finanziert. 

Das Fallau�ommen im Jahr 2023 lag bei neun Fällen im All-
gemeinen Strafrecht und bei 13 Fällen im Jugendstra�e-
reich. Aktuell (Mai 2024) sind es drei Fälle im Allgemeinen 
Strafrecht und sieben Fälle im Jugendstrafrecht innerhalb 
unseres Trägers.

Die Entwicklung der TOA-Fallzahlen in den letzten zehn Jah-
ren war in der Tendenz rückläufig; ein weiterer Rückgang 
lässt sich auch mit Blick auf die aktuellen Fallzahlen erken-
nen. Um trotz alledem die Qualität zu wahren, finden regel-
mäßig Supervisionen, Evalua�onen im Fachteam und regel-
mäßiger Fachaustausch zwischen den ak�ven/ausgebildeten 
Mediatorinnen sta�. 

Die fehlende oder schlechte Infrastruktur in der ländlichen 
Gegend Mecklenburg-Vorpommerns erschwert die Durch-
führung der TOA-Verfahren. Um den güns�gsten Standort 
für die Beteiligten anzubieten, ergeben sich für die Mediato-
rinnen eine hohe Arbeitsintensität (Fahr- und Arbeitszeiten) 
und hohe Kosten für den Träger. Bei den derzeit geringen 
Fallzahlen muss beachtet werden, dass eben jeder einzelne 
Fall in der Durchführung hoch aufwendig ist. 

Bei einer beruflichen Umorien�erung oder einem Weggang 
der Mediatorinnen könnte das TOA-Projekt nicht weiterge-
führt werden. Die Ausbildung weiterer Mitarbeitende müss-
te genau überdacht werden. Die ausgebildeten, jedoch nicht 
ak�v tä�gen Mediator:innen sind in anderen Arbeitsfeldern 
tä�g und könnten nicht kurzfris�g abberufen werden. Eine 
For�ührung wäre somit nicht gesichert. 

Zur Verbesserung der Arbeitssitua�on gab es vor Corona 
kurzfris�ge Erfolge in Form von höheren Fallzahlen durch ge-
meinsame Gesprächsrunden mit Polizei, Staatsanwaltscha�, 
Generalstaatsanwaltscha� und Freien Trägern. Derzeit kön-
nen diese regionalen Treffen mangels Zeitgründen nicht um-
gesetzt werden.  

Wünschenswert wäre eine ausfinanzierte TOA-Fachstelle mit 
entsprechenden Fallzahlen, welche z. B. Netzwerktreffen/Ar-
beitstreffen etc. mit Freien Trägern in Mecklenburg-Vorpom-
mern und Koopera�onspartner:innen organisiert.  

Unser Träger bearbeitet TOA-Fälle seit 25 Jahren. Leider ist 
der Kontakt überregional verloren gegangen. Wir gehen 
davon aus, dass andere Träger ähnlich wenig Fälle bearbei-
ten und deshalb ebenfalls aus Zeitgründen die Netzwerkar-
beit oder aber das ganze Projekt eingestellt haben. 

Mecklenburg-Vorpommern
Antworten aus der AWO Vielfalt
Mecklenburgische Seenpla�e gGmbH 

von Heike Wiechmann und Andrea Zander
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Die spezialisierte TOA-Fachstelle für erwachsene Beschuldig-
te in Hamburg ist direkt in die Staatsanwaltscha� Hamburg 
eingebunden. Dies ermöglicht kurze Wege sowie eine gute 
Kommunika�on und Zusammenarbeit mit den Dezernent:in-
nen. Die Zahl der zu bearbeitenden TOA-Fälle liegt zwischen 
400 und 600 pro Jahr bei vier Mitarbeiterinnen auf drei vol-
len Stellen. Durch den guten Ausbau des ÖPNV und die zen-
trale Lage der TOA-Fachstelle, können die Verfahrensbetei-
ligten Termine bei der TOA-Fachstelle in der Regel problem-
los wahrnehmen. Außentermine sind daher nicht erforder-
lich und bei nicht wahrgenommenen Terminen kann die Zeit 
anderwei�g genutzt werden. 

Eine TOA-Verfügung des Leitenden Oberstaatsanwalts und 
die TOA-Standards bilden die Grundlage der Arbeit der TOA-
Fachstelle. Es finden regelmäßige Teambesprechungen und 
auch kollegiale Beratung sta�. Bei Bedarf besteht für die 
TOA-Vermi�lerinnen die Möglichkeit, Fall-Supervision in An-
spruch zu nehmen. Mit dem Jugend-TOA (bei mehreren frei-
en Trägern) besteht ein fachlicher Austausch.

Die „S��ung Ausgleich zwischen Tätern und Opfern von 
Stra�aten“ vergibt bei Bedarf zinslose Darlehen an aus-
gleichsbereite Beschuldigte mit geringen finanziellen 
Mi�eln. Nach ca. drei bis vier zuverlässig geleisteten Raten-
zahlungen durch die Beschuldigten wird die vereinbarte Aus-
gleichszahlung vollständig an die Geschädigten ausgezahlt. 
Die Beschuldigten können den Betrag in für sie leistbaren Ra-
ten über einen längeren Zeitraum an die S��ung zurückzah-
len. Das Angebot wird gern in Anspruch genommen und 
führt insbesondere bei den Geschädigten zu großer Zufrie-
denheit. Den Geschädigten erspart dieses Vorgehen Kosten 
und Zeit und sie können vergleichsweise zeitnah mit dem 
Vorfall abschließen (anders als bei einer langwierigen Raten-
zahlung).

Aktuell wird die Arbeit der TOA-Fachstelle von einem Dokto-
randen an der Universität Leipzig zur Frage der Wirkung des 
TOAs auf Geschädigte evaluiert.

Derzeit gibt es keine konkreten organisatorischen oder struk-
turellen Probleme. Die direkte Nähe zu den Au�raggeben-
den innerhalb der Staatsanwaltscha� bietet für die TOA-Ver-
mi�lerinnen die Möglichkeit, immer wieder bedarfsorien-
�ert interne TOA-Infoveranstaltungen anzubieten und 
durchzuführen. 

Eine regelmäßige persönliche Präsenta�on des TOAs in der 
Assessor:innen-Fortbildung bringt den TOA ins Bewusstsein 
vieler Dezernent:innen und weckt Interesse am TOA. Die 
Möglichkeit, uns bei Fragen jederzeit anzurufen, und der re-
gelmäßige Austausch führen zu verlässlichen Fallzuweisun-
gen, ganz unabhängig von der normalen Fluktua�on inner-
halb der Staatsanwaltscha�.

Polizei und Strafgerichte sind ebenfalls über das TOA-Ange-
bot informiert. In geeigneten Fällen gibt die Polizei TOA-Flyer 
mit ersten Informa�onen und den Kontaktdaten der TOA-
Vermi�lerinnen an Verfahrensbeteiligte, die sich dann bei In-
teresse eigenini�a�v bei der TOA-Fachstelle melden können. 
Der/die zuständige Dezernent:in wird darüber informiert 
und entscheidet, ob eine Zuweisung des Falles an die TOA-
Fachstelle erfolgen soll. 

Als hilfreich erweist sich eine Verfügungsvorlage im Dezer-
nent:innen-Schreibwerk, die es Staatsanwält:innen ermög-
licht, mit wenig Aufwand parallel zur Anklage einen TOA 
nach § 46a StGB anzuregen. Die TOA-Fachstelle bekommt in 
diesen Fällen eine Kopie-Akte und kann die Ausgleichsbemü-
hungen zeitnah aufnehmen, um im Idealfall noch vor Beginn 
der Hauptverhandlung dem Gericht erste Ergebnisse mi�ei-
len zu können. Auch an dieser Stelle besteht meist eine enge 
Koopera�on mit dem zuständigen Gericht.

Aus unserer Sicht werden die Rahmenbedingungen der TOA-
Fachstelle bei der Staatsanwaltscha� Hamburg als posi�v 
bewertet, die anhaltend eine Arbeit auf hohem Niveau er-
möglichen. Dabei gestaltet sich nach wie vor die Nähe zu 
Staatsanwaltscha� und Gericht als sehr hilfreich und auch 
die Tatsache, dass der TOA vonseiten der Behördenleitung 
der Hamburger Staatsanwaltscha� unterstützt und geför-
dert wird.  

Das Team der TOA-Fachstelle Hamburg bei der StA Hamburg 
(Erwachsenen-TOA) besteht zurzeit aus: Birgit Blaser, Kirsten 
Kirstein, Heike Königs und Susanne Weßling. 

Hamburg
(1) Antworten aus der TOA-Fachstelle Hamburg
(Erwachsenen-TOA)

von Birgit Blaser
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Grundlegende Rahmenbedingungen 

Der Jugend-TOA in Hamburg wird aktuell von drei Jugendhil-
fe-Trägern angeboten. Alle Träger sind spezialisiert auf die 
Arbeit mit straffälligen Jugendlichen und Heranwachsenden 
und bieten neben dem TOA weitere ambulante Maßnahmen 
im Jugendstrafverfahren sowie bei Bedarf weiterführende 
Beratungsangebote an (u. a. psychologische Beratung oder 
Schuldnerberatung). 

Durch die Freie Hansestadt Hamburg bzw. die zuständigen 
Fachämter werden gute Rahmenbedingungen vorgehalten. 
Zu nennen sind bspw. gut erreichbare Räumlichkeiten sowie 
ausreichende personelle Ressourcen. Posi�v hervorzuheben 
ist ein angemessen ausgesta�eter Opferfonds. Jugendliche 
und heranwachsende Beschuldigte können diesen in An-
spruch nehmen, um eine erste Wiedergutmachung zu erar-
beiten. Die notwendigen Sozialstunden (max. 16 Tage) kön-
nen sie u. a. direkt bei den Jugendhilfe-Trägern erbringen. 
Dies bietet den Vorteil unkomplizierter und schneller Ver-
mi�lung der nö�gen Sozialstundentermine. Im Hinblick auf 
die Fall- und Beziehungsarbeit mit den Klient:innen sowie die 
Umsetzung der Wiedergutmachung ist dies durchaus von 
Vorteil, da bei Problemen schnell reagiert werden kann und 
Lösungen/Klärungen zeitnah realisiert werden. Ebenfalls 
sehr posi�v hervorzuheben sind die Koopera�on und Ver-
netzung mit den zuständigen Jugendgerichtshilfen der jewei-
ligen Stadtbezirke. Hier besteht ein guter und regelmäßiger 
Austausch mit den fallzuständigen Kolleg:innen.

Entwicklung des TOA 

Die Entwicklung der Fallzahlen ist in den vergangenen Jahren 
weitestgehend konstant, verharrt jedoch auf niedrigem Ni-
veau. Die Art der zugewiesenen Fälle bewegt sich dabei nach 
wie vor im Spektrum von leichten bis mi�elschweren Delik-
ten. Es dominieren jugendtypische Stra�aten wie Körperver-
letzung, Betrug, Bedrohung oder Sachbeschädigung. Eine 
Besonderheit stellen TOAs bei ‚leichten‘ Sexualdelikten dar. 
In diesem Deliktbereich wurden in den vergangenen zwei 
Jahren erstmals elf Fälle seitens der Hamburger Jus�z zuge-
wiesen. Die Arbeit in diesen Fällen stellt nochmals besonde-
re Anforderungen an Vorbereitung und Durchführung eines 
Ausgleichs, um sowohl der Stra�at als auch den Erwartun-
gen der Beteiligten (hier insbesondere dem Schutzbedürfnis 
der Geschädigten) sowie der Jus�z Rechnung zu tragen. Stär-
ker nachgefragt als ein TOA sind jugendgerichtliche oder 
staatsanwaltliche Auflagen der Schadenswiedergutmachung 

– o� in Kombina�on mit klaren Vorgaben zu Höhe und Art 
und Weise der Erbringung (durch Sozialstunden/durch Raten 
in Höhe von Summe x). Für die Jus�z bietet es den Vorteil 
von klar messbaren Auflagen und Ergebnissen inkl. entspre-
chender Fristen und Konsequenzen (bei Nichterfüllung). 

In Bezug auf die pädagogische Arbeit mit straffällig geworde-
nen jungen Menschen sowie den betroffenen Geschädigten 
ist dies ambivalent zu bewerten. Auf der einen Seiten steht 
eine erste materielle Wiedergutmachung zugunsten der Ge-
schädigten. Diese scha� Klarheit, teils Erleichterung („Die 
Richterin oder der Staatsanwalt hat entschieden, dass ...“) 
und kann bspw. bei komplexen Schmerzensgeldfragen den 
Beteiligten den Druck nehmen. Andererseits bleibt der 
Grundgedanke eines persönlichen Ausgleichs zwischen Tä-
ter:in und Opfer weitestgehend außen vor und fokussiert 
sich auf die materielle Wiedergutmachung. Der Handlungs-
spielraum für die Beteiligten ist nochmals geringer, was mit-
unter durchaus für Unmut  bei den Beteiligten sorgt. Insbe-
sondere bei Geschädigten erfordert dies umfassende Bera-
tungsarbeit, um Entscheidungen der Jus�z zu vermi�eln so-
wie ihre konkreten Möglichkeiten zu erläutern. Ich muss je-
doch hervorheben, dass grundsätzlich eine (erste) Wieder-
gutmachung im Strafverfahren von den meisten Geschädig-
ten posi�v aufgenommen wird. Ein weiterführender persön-
licher oder schri�licher Ausgleich wird i. d. R. nicht ge-
wünscht, wenngleich die meisten durchaus an einer Ein-
schätzung „ihrer Täter:innen“ interessiert sind. 

Problembereiche und Blick in die Zukun� 

Ausbaufähig bleibt die Koopera�on mit der Jus�z. Hier man-
gelt es an konkretem Feedback von Richter:innen und Staats-
anwält:innen zum TOA. Dies ist jedoch aufgrund der hohen 
Arbeitsbelastung der Jus�z, personellen Wechsel sowie auch 
angesichts des Fachkrä�emangels nicht verwunderlich. Hier 
trotzdem Wege zu einer besseren Koopera�on zu finden, um 
den TOA im Jugendstrafverfahren (und dessen Vor- und 
Nachteile) besser hervorzuheben, bleibt daher eine Heraus-
forderung. Ebenso bedeutend bleibt die Einbe�ung des 
TOAs in bestehende Träger-Strukturen. Dies gilt umso mehr, 
da Klient:innen durchaus Hilfebedarf zu unterschiedlichen 
Thema�ken (u. a. Wohnsitua�on) äußern. Hier (erste) Hilfen 
aus einer Hand anbieten zu können, sta� Verweisberatung 
zu betreiben, ist meines Erachtens nach absolut von Vorteil. 
Es erfordert jedoch wiederum entsprechende personelle 
und finanzielle Ressourcen.

(2) Antworten aus freier Trägerscha� vom AMA e.V.  
zum Jugend-TOA

von Marcel Gideon
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Täter-Opfer-Ausgleich nach dem Erwachsenenstrafrecht

Die Reise für den Täter-Opfer-Ausgleich (TOA) im Erwachse-
nenstrafrecht begann in Niedersachsen in den 1980er-Jah-
ren. Der Verein Konfliktschlichtung wurde 1987 in Oldenburg 
gegründet und war bundesweit einer der ersten, der den 
TOA professionell durchführte. Die Waage e.V. begann im 
Jahr 1992, das Media�onsbüro Emden, der SKM Lingen und 
der Präven�onsrat Harlinger Land folgten ebenfalls als freie 
Träger und sind bis heute tä�g. Diese fünf freien Träger wer-
den in Niedersachsen durch jus�zielle Konfliktschlichtungs-
stellen des Ambulanten Jus�zsozialdienstes (AJSD) ergänzt. 
Die Zuständigkeiten in den Regionen sind sehr heterogen. In 
der Stadt Hannover beispielsweise ist die Waage e.V. für den 
komple�en Erwachsenen-TOA zuständig, im Landgerichts-
bezirk Oldenburg wird er je nach geradem bzw. ungeradem 
Aktenzeichen entweder vom Verein Konfliktschlichtung oder 
vom AJSD übernommen. 

Das Land Niedersachsen gewährt den freien Trägern eine fi-
nanzielle Unterstützung1, um den TOA gemäß § 46a Strafge-
setzbuch und § 155a Strafprozessordnung sicherzustellen. 
Gefördert werden 90 Prozent der Bru�o-Personalausgaben 
im TOA. Die restlichen 10 Prozent und Sachkosten müssen 
über Spenden und Bußgeldzuweisungen der Jus�z aufge-
bracht werden. Die ‚poli�sche Liste‘  hat in den vergangenen 
vier Jahren zusätzliche Mi�el eingestellt, diese konnten bis-
lang aber nicht verste�gt werden. Anlässlich einer Prüfung 
des Landesrechnungshofes im Jahr 2009 führte das Jus�zmi-
nisterium eine vereinheitlichte Jahressta�s�k ein, die die Tä-
�gkeit der freien Träger und des AJSD vergleichbar abbildet. 
Das Fallau�ommen in den Jahren 2020 bis 2023 bewegte 
sich auf einem jährlichen Niveau von 1.700 bis 2.100 Fällen, 
davon bearbeiten die freien Träger im Mi�el ca. 40 Prozent 
der Fälle. 

Aktuell jedoch bangen die freien Träger im Erwachsenenbe-
reich um ihr Fortbestehen. Die weitere und verste�gte För-
derung durch das niedersächsische Jus�zministerium wurde 
infrage gestellt. Am 6. Oktober 2023 fand ein Gespräch zwi-
schen der Jus�zministerin Frau Dr. Wahlmann und den freien

Trägern sta�. Dort erhielten diese die Hiobsbotscha�, dass 
aufgrund einer Prüfung des Landesrechnungshofs darüber 
entschieden werden soll, ob der AJSD den TOA in Gänze 
übernehmen kann. Käme es zu dieser Übernahme, würde 
das für die freien Träger das ‚Aus‘ bedeuten. Für das Jahr 
2024 wurde im Rahmen des Vertrauensschutzes die Förde-
rung vorerst weitergezahlt. 

Nach dem Gespräch im Oktober 2023 fer�gten alle freien 
Träger Stellungnahmen an, die dem Jus�zministerium als 
Grundlage für dessen Stellungnahme gegenüber dem Lan-
desrechnungshof dienen sollten. Dies erfolgte im ersten 
Quartal 2024, hat jedoch bisher keine Entscheidung nach 
sich gezogen. Auch um die Gelder aus der ‚poli�schen Liste‘ 
muss jährlich geworben und gebangt werden.

Die Vertreter:innen der freien Träger suchten wiederholt 
Kontakt zur Poli�k und zu anderen an der Entscheidung be-
teiligten Personen, um Informa�onen zu erhalten oder ihrer-
seits über die derzei�ge Situa�on zu informieren. Aktuell 
wurde ein Brief an das Jus�zministerium geschrieben, in wel-
chem erneut um ein Gespräch und eine posi�ve Entschei-
dung gebeten wurde. Die freien Träger selber tauschen sich 
regelmäßig aus und informieren sich gegensei�g über die 
weitere Entwicklung. Dieses Netzwerk stärkt die Träger und 
handelnden Personen, um mit den herausfordernden Um-
ständen umgehen zu können und den Op�mismus in unserer 
gesellscha�lich so wich�gen Tä�gkeit zu erhalten. Doch die 
Unsicherheit bindet Ressourcen.  

Neben dem zeitlichen Einsatz bei Gesprächen, Stellungnah-
men und Kontaktaufnahmen zu Entscheidungsträger:innen, 
ist die psychische Belastung sehr hoch. Längerfris�g um die 
eigene berufliche Zukun� zu bangen, schadet dem eigentli-
chen Bestreben nach Weiterentwicklung der beruflichen 
Praxis, Verbesserung der Rahmenbedingungen und fachli-
chem Austausch. In vielen Arbeitsbereichen gestaltet sich 
eine Neubesetzung von Stellen aufgrund der fehlenden 
Fachkrä�e schwierig, dies wird durch die unsicheren Rah-
menbedingungen noch verstärkt. Deshalb kämpfen wir wei-
ter um eine verste�gte und passende Förderung, die den 
freien Trägern die Etablierung, Weiterentwicklung und Inno-
va�on des Täter-Opfer-Ausgleichs ermöglicht, der wir uns 
alle verpflichtet und verbunden fühlen.

1 Grundlage: „Fördergrundsätze für die Durchführung des Täter-Opfer-
   Ausgleichs im Erwachsenen Strafrecht“, Download,  zuletzt abgerufen 
   am 07.06.2024: h�ps://www.mj.niedersachsen.de/startseite/themen/
   strafrecht_und_soziale_dienste/tater_opfer_ausgleich/taeter-opfer-
   ausgleich-10693.html.

Niedersachsen
(1) Antworten aus freier Trägerscha� 
Fachstellen Konfliktschlichtung e.V., Kontakt e.V. und 
VHS Emden e.V.

von Hilke-Kenkel-Schwartz, Ilka Papendorf und Linda Aeilts
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Täter-Opfer-Ausgleich im Jugendstrafrecht

Ebenfalls in den 1980er-Jahren machte sich in Niedersach-
sen der TOA im Jugendstrafrecht auf den Weg. Der Kontakt 
e.V. in Alfeld war mit seiner Gründung 1985 das erste Projekt 
im ländlichen Raum, das sich dieser Form der Konfliktschlich-
tung widmete. Zeitnah entstanden neben den freien Trä-
gern, z. B. in Oldenburg, Lüneburg und Brake, auch diverse, 
spezialisiert arbeitende TOA-Einrichtungen in Jugendäm-
tern: In Hannover, in Northeim und in Hildesheim, um nur 
einige Vorreiterprojekte zu nennen. Gemeinsam wurden 
Konzepte erstellt und an den bundesweiten Qualitätsstan-
dards wurde mitgearbeitet, um die Arbeit von Anfang an auf 
eine fundierte und qualita�v ausgerei�e Basis zu stellen.

Seit 1991 wird der TOA, gemeinsam mit anderen ambulan-
ten Angeboten der Jugendhilfe für straffällige Jugendliche, 
unter Beteiligung des Landes Niedersachsen finanziert2. Vor-
aussetzung dafür ist eine angemessene Beteiligung der Kom-
mune. Das Land Niedersachsen setzte sich, gemeinsam mit 
der LAG für ambulante Angebote, von Anfang an auch für die 
qualita�ve Ausgestaltung des TOAs ein. Seit 2021 steht in 
den Landesrichtlinien erstmals der Begriff „Restora�ve Ju-
s�ce“ und alle darunterfallenden Ausgleichsangebote der 
Media�on in Strafsachen werden dadurch – neben dem klas-
sischen TOA – ebenfalls finanziert. Einmal mehr erweist das 
Land Niedersachsen sich auf dieser Ebene als Vorreiter.  

Ein Wermutstropfen ist die zu niedrige finanzielle Förderung. 
Die Landesförderung war anfangs als häl�iger Zuschuss zu 
den Personalkosten gedacht. Allerdings entspricht ein Zu-
schuss in Höhe von bis zu 21.000 Euro pro Stelle schon lange 
nicht mehr der Häl�e der Arbeitgebendenkosten einer päd-
agogischen Fachkra�. Folge ist, dass die tariflich sachgerech-
te Bezahlung nicht immer gewährleistet ist und der Zuschuss 
der Kommunen exponen�ell steigt. Ist der kommunale Trä-
ger nicht bereit, bei Gehaltsanpassungen mitzugehen und/o-
der Lücken zu schließen, wird der Eigenanteil der Einrichtun-
gen immer größer. Die Lücke, die zwischen einer deckenden 
Finanzierung und den Zuschüssen kla�, hat in den vergan-
genen Jahren dazu geführt, dass Abteilungen der ambulan-
ten Angebote in einigen Einrichtungen schließen mussten.

Die LAG hat 2023 einen Antrag auf Erhöhung des Landeszu-
schusses gestellt. Anfangs mit hoffnungvoller Aussicht, wur-
de der Antrag letztlich in der Plenarsitzung der Haushaltsver-
handlungen abgelehnt. Trotz allem sind wir weiterhin mit 
der Landespoli�k im Gespräch und hoffen, dass die posi�ven
Rückmeldungen sich am Ende in einer tatkrä�igen Unter-

stützung widerspiegeln und die Zuschüsse in einem zweiten 
Anlauf erhöht werden. 

Das Fallau�ommen im Jugend-TOA ist in den Einrichtungen 
sehr unterschiedlich und abhängig von diversen Faktoren. In 
Einrichtungen, in denen der TOA zu 5 % einer vollen Stelle 
neben anderen Aufgaben miterledigt wird, fällt ein Ausbau 
schwer. Insgesamt steht der TOA in integriert arbeitenden 
Einrichtungen in der Gefahr, eine Randerscheinung zu blei-
ben, da Pflichtaufgaben vorgehen und nicht nur die fachge-
rechte Durchführung, sondern auch die Etablierung des 
TOAs Zeit und Engagement brauchen. Aber nicht immer liegt 
es an der Form der Einbe�ung in die Ins�tu�on. Nach wie 
vor ist die Zuweisung von Fällen personenabhängig. Wir hö-
ren beispielsweise von Staatsanwaltscha�en, die sich grund-
sätzlich weigern, TOA-Fälle zuzuweisen. In kleineren Bezir-
ken haben manchmal einzelne Personen das Sagen, die dem 
TOA nicht wohlgesinnt sind. Die meisten Einrichtungen bear-
beiten allerdings genügend Fälle, um den Fortbestand zu si-
chern. Bei einigen anderen Trägern erfahren wir gerade ei-
nen Boom an Fallzuweisungen. All diese Situa�onen spiegeln 
einen TOA-Alltag wider, der deutlich macht, dass TOA dort, 
wo er auf allen Ebenen gewollt ist, gelingen kann, aber auch  
der intensive Einsatz der Fachkrä�e nicht abbrechen darf.

Qualität und Gemeinscha� bilden ein tragfähiges Netz-
werk

Grundsätzlich arbeiten die Träger im Erwachsenen- und Ju-
gend-TOA in Niedersachsen ak�v an einer qualita�ven Aus-
richtung und Weiterentwicklung ihres Angebots und sind in 
diversen Netzwerken miteinander verbunden. Viele freie 
und auch einige öffentliche Träger beteiligen sich über die 
TOA-Falldatenbank an der bundesweiten sta�s�schen Aus-
wertung. Einige freie Träger sind als zer�fizierte Fachstelle 
durch das TOA-Gütesiegel anerkannt, das von der BAG-TOA 
e.V. gemeinsam mit dem TOA-Servicebüro nach Prüfung des 
Trägers vergeben wird. Außerdem sind einige freie Träger 
und viele Mediator:innen Mitglied der BAG-TOA e.V. und un-
terstützen damit Vernetzung, Koopera�on, Qualitätssiche-
rung und Weiterentwicklung des TOAs. Sowohl die Netz-
werkarbeit im Land als auch landesübergreifend hat in der 
Vergangenheit immer wieder dazu geführt, dass der TOA in 
Niedersachsen anerkannt ist und gesichert werden konnte. 
Wir setzen unser Vertrauen darauf und in die Landespoli�k, 
dass dies auch zukün�ig der Fall sein wird.

Ergänzung (Juli 2024):  
Wie das Jus�zministerium gerade mitgeteilt hat, wird im nächsten 
Jahr eine Evalua�on zum TOA in Niedersachsen durchgeführt wer-
den. Das Ergebnis dient als Grundlage einer endgül�gen Entschei-
dung. Die freien Träger lässt diese Nachricht zunächst aufatmen, da 
der Prozess vermutlich erst 2026 abgeschlossen werden kann und 
die Finanzierung bis dahin wie gewohnt beibehalten wird. Wie es 
danach weitergeht, bleibt ungewiss. 

2 „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 
    ambulanten sozialpädagogischen Angeboten der Jugendhilfe für junge  
    Straffällige“; Download, abgerufen am 07.06.2024: h�ps://www.
    ms.niedersachsen.de/startseite/jugend_familie/familien_kinder_und_
    jugendliche/kinder_jugendliche/jugendsozialarbeit/jugendhilfe_fur_
    junge_straffallige/ambulante-sozialpaedagogische-angebote-der-
    jugendhilfe-fuer-junge-straffaellige-93888.
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Der Täter-Opfer-Ausgleich wird in Niedersachsen von ver-
schiedenen Trägern durchgeführt. Neben dem staatlichen 
TOA-Angebot im Ambulanten Jus�zsozialdienst Niedersach-
sen (AJSD) führen zum gegenwär�gen Zeitpunkt fünf freie 
Konfliktschlichtungsstellen (Waage Hannover e.V.; Konflikt-
schlichtung Oldenburg e.V.; Katholischer Verein für soziale 
Dienste – SKM; Präven�onsrat im Harlingerland e.V. und die 
Volkshochschule Emden) den TOA durch.

Daneben wird in einigen Städten und Gemeinden ein TOA 
für Jugendliche und Heranwachsende im Alter von 14 bis 21 
Jahren von der Jugendhilfe im Strafverfahren (Jugendge-
richtshilfe) angeboten.

Die fünf freien Träger finanzieren sich in Niedersachsen 
durch ein Mischsystem. Ein Teil der Finanzierung kommt aus 
öffentlichen Mi�eln (Zuwendungen in Form von Projek�ör-
derung über das Jus�zministerium), daneben erhalten die 
Ins�tu�onen Spenden von Privatpersonen, Unternehmen 
oder S��ungen oder sie können Fördermi�el von na�onalen 
oder interna�onalen Organisa�onen für die Kriminalpräven-
�on erhalten. Die genaue Finanzierung der freien Träger va-
riiert je nach Organisa�on.

Das Fallau�ommen ist im AJSD und bei den freien Trägern in 
den letzten fünf Jahren gesunken: 

Fallzahlentwicklung AJSD und Freie Träger 2019 - 2023: 
(Abgeschlossene Verfahren)

Zur Qualitätssicherung nutzen der AJSD Niedersachsen und 
die freien Träger einen einheitlichen Erhebungsbogen zur Er-
fassung der Fallzahlen. Daneben finden periodisch, organisa-
�onsübergreifende Dienstbesprechungen sta�. Alle Träger 
arbeiten nach den bundesweiten TOA-Standards in Nieder-
sachsen.

Derzeit werden zwei maßgebliche Herausforderungen im Be-
reich des Täter-Opfer-Ausgleichs in Niedersachsen gesehen:

1. Abhängigkeit von zuweisenden Stellen: Die Anzahl der 
Fälle, die dem TOA zugewiesen werden, hängt stark von 
den Kapazitäten und der Haltung der Mitarbeitenden in 
den zuweisenden Stellen (Gerichten oder Staatsanwalt-
scha�en) sowie deren Wissensstand über TOA-Verfah-
ren ab. Das Potenzial geeigneter Fälle wird aus Sicht der 
im TOA Tä�gen nicht voll ausgeschöp�. Zu beobachten 
ist, dass die Zuweisungspraxis häufig personenabhängig 
ist, sodass der TOA o�mals nur von engagierten Einzel-
personen getragen wird. Im täglichen Dienstgeschä� 
der Richter:innen sowie Amts- und Staatsanwält:innen 
scheint es noch Möglichkeiten zu geben, den TOA stär-
ker einzubeziehen, wenn Bedenken hinsichtlich einer 
Verlängerung der Verfahrensdauer reduziert werden 
können.

2. Standardisiertes Arbeiten: Eine konsistente Qualität 
über verschiedene Träger und Regionen hinweg sicher-
zustellen, erfordert eine standardisierte Vorgehenswei-
se, um Fairness und Effizienz zu gewährleisten. Dies ist 
in einem Flächenland wie Niedersachsen eine Heraus-
forderung. 

Zur Bewäl�gung dieser Herausforderungen arbeiten der 
AJSD, die freien Trägerorganisa�onen und alle weiteren rele-
vanten Akteur:innen eng zusammen, um unter anderem die 
Strukturen für den TOA in Niedersachsen zu verbessern, die 
Abhängigkeit des TOAs von freien Kapazitäten bei Einzelper-
sonen und zuweisenden Stellen zu verringern und standardi-
sierte Verfahren wie z. B. Zählweisen von TOA-Verfahren ab-
zus�mmen.

In Niedersachsen konnten die im TOA Tä�gen daneben fest-
stellen, dass bes�mmte Delikte seit bzw. nach der Corona-
pandemie rückläufig sind, z. B. die ‚klassischen‘ TOA-Au�rä-
ge im Rahmen von Großveranstaltungen in Bezug auf Kör-
perverletzungsdelikte. Andere Delikte im Zuweisungsbereich 
TOA wie häusliche Gewalt als auch innerfamiliäre Strei�gkei-
ten haben hingegen zugenommen bzw. treten vermehrt auf. 
Auch scheint die Gewalt in Wohn-/Sammelunterkün�en zu-
genommen zu haben.

Eine zunehmende Sensibilisierung der Öffentlichkeit über 
die Vorteile und die Bedeutung des TOAs trägt ebenso dazu 
bei, die Akzeptanz und Beteiligung des TOAs zu erhöhen und 
die Nachfrage nach diesen Dienstleistungen zu steigern. 

(2) Antworten aus dem Ambulanten Jus�zsozialdienst Niedersachsen
von Tanja Mundt

Jahr AJSD Freie Träger

2019 1.447 858

2020 1.248 924

2021 951 821

2022 1.120 726

2023 1.128 726
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Daher möchten sich auch die im TOA Tä�gen an den bundes-
weit geplanten Werbemaßnahmen vom TOA-Servicebüro in 
Köln zum Jubiläumsjahr des § 46a StGB in 2024 beteiligen. 

Des Weiteren hat sich bewährt, jus�zintern die Bedeutung 
und die Vorteile eines TOA-Verfahrens zu erläutern, um das 
Verständnis und die Akzeptanz für den TOA im Allgemeinen 
zu fördern. Hierzu wird in Niedersachsen z. B. in der Ausbil-
dung von Richter:innen und Staatsanwält:innen der Ablauf 
von TOA-Verfahren vorgestellt und es werden jus�zinterne 
Fortbildungen zu diesem Thema für diesen Personenkreis 
angeboten.  

Daneben versucht Niedersachsen, die strukturellen und fi-
nanziellen Bedingungen für die Trägerins�tu�onen im TOA 
zu klären.

Kon�nuierliche Forschung und Evalua�on im Bereich des 
TOAs tragen ebenfalls dazu bei, bewährte Prak�ken zu iden-
�fizieren, Schwachstellen aufzudecken sowie die Wirksam-
keit des TOAs zu verbessern.

Die Entwicklung und Umsetzung innova�ver Ansätze und 
Programme im Bereich des TOAs, wie z. B. die Nutzung von 
Onlinemedia�on oder die Einbindung von Technologie zur 
Verbesserung der Zugänglichkeit und Effizienz (Onlineter-
minvergabe), werden in Niedersachsen ebenfalls als Chance 
gesehen, um den TOA weiterzuentwickeln und zu stärken.

Durch diese posi�ven Impulse und Entwicklungen soll der 
Täter-Opfer-Ausgleich in seiner Rolle als wich�ger Bestand-
teil des Jus�zsystems in Niedersachsen gefes�gt werden.

In Berlin teilen wir uns den Täter-Opfer-Ausgleich mit den 
Kolleg:innen von den Sozialen Diensten der Jus�z, die für 
den „Erwachsenen TOA“ zuständig sind. Der Jugendbereich 
wird über das Land Berlin durch eine jährliche Zuwendung 
finanziert. Wir haben pro Jahr um die 850 Beteiligte (Geschä-
digte und Beschuldigte), deren Begleitpersonen nicht mitge-
zählt. Auf dieser Größenordnung haben sich die Fallzahlen in 
den letzten Jahren rela�v stabil eingependelt. 

Zur Qualitätssicherung gehören die regelmäßige kollegiale 
Fallberatung, Supervision, Feedbackrunden mit den Koope-
ra�onspartner:innen und mehrere Sachberichte. Alle Mitar-
beitenden haben eine TOA-Ausbildung und/oder eine Medi-
a�onsausbildung. Neue Kolleg:innen, die dies noch nicht ha-
ben, machen diese berufsbegleitend und bekommen dies 
fast vollständig vom Arbeitgeber bezahlt.  

Unsere Personalkosten sind nicht ausreichend durch die Zu-
wendung gegenfinanziert, sodass der Träger Eigenmi�el ein-
setzen muss. 

Der TOA im Jugendbereich ist in Berlin in der ganzen Band-
breite des Verfahrens möglich, angefangen mit dem polizeili-
chen Schlussbericht, dem Diversionsverfahren, im Umfeld 
der Hauptverhandlung, bis hinein in die Ha�anstalt. 

Auch Strafverteidiger:innen können uns ihre Mandant:innen 
schicken. Wir haben einen Tat-Ausgleich für Schulfälle und 
einen gut gefüllten Opferfonds. Wir sind breit aufgestellt und 
gut vernetzt, sodass wir nicht auf eine einzige Berufsgruppe 
als die „Fallzuweisende“ angewiesen sind. 

Berlin bietet gute Voraussetzungen für uns als TOA-Fachstel-
le. Die Frage der auskömmlichen Finanzierung sollte geklärt 
werden. ‚Krisenherde‘ oder die ‚zu beklagenden Sachverhal-
te‘ aus der Fragestellung gibt es bei uns zum Glück nicht.  

Als ‚Best Prac�ce‘ können wir seit Jahren nur empfehlen, sich 
nicht auf die Funk�on eines reinen Diversionsprojektes fest-
legen zu lassen. Das erweitert die Op�onen und Möglichkei-
ten ungemein. Kommen die TOA-Fälle nicht von alleine, dann 
geht man dorthin, wo es Koopera�onspartner:innen gibt, die 
Fälle haben. Im fachlichen Diskurs und der täglichen Praxis, 
bei der Polizei, der Jus�z und den Jugendämtern begegnet 
uns allgemein eine sehr posi�ve Haltung zum Grundgedan-
ken des TOAs. Was es genau damit auf sich hat, muss man 
immer wieder erklären, aber das gehört zum Job. 

Berlin
(1) Antworten aus freier Trägerscha� vom EJF  
zum Jugend-TOA

von Oliver Jacob
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Der seit Mi�e der 1980er Jahre in der Bundesrepublik 
Deutschland – zunächst in Projekten aus den Bereichen 
der Opfer-, Straffälligen- und Jugendhilfe erprobte – und 
dann regelmäßig umgesetzte Täter-Opfer-Ausgleich (TOA), 
wird seit 1992 in Berlin bei den Sozialen Diensten der Jus�z 
im Rahmen der Gerichtshilfe für Erwachsene ermöglicht. 

Für Jugendliche und Heranwachsende wird der TOA durch 
die Integra�onshilfe des Trägers EJF e.V. angeboten.

Der TOA wird bei den Sozialen Dienste der Jus�z als ein 
spezialisiertes Angebot von Mitarbeitenden durchgeführt, 
die über eine entsprechende Zusatzqualifizierung verfü-
gen.  Die Finanzierung der Mitarbeitenden im Aufgabenbe-
reich TOA erfolgt über die für die Personalkosten der Sozi-
alen Dienste der Jus�z zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmi�el.

Im Jahr 2023 wurden rund 300 Beteiligte im Rahmen des 
TOAs (als geschädigte und als beschuldigte Personen) be-
raten.  

Das Poten�al des Täter-Opfer-Ausgleiches und die fachli-
che Exper�se sind bei der Amts- und Staatsanwaltscha� 
und den Gerichten anerkannt. Das Angebot im Bereich des 
Erwachsenenstrafrechts wird allerdings seltener genutzt 
als es wünschenswert wäre.  

Die Sozialen Dienste stehen mit den au�raggebenden Stel-
len in regelmäßigem Kontakt, um die Bedeutung des TOAs 
dort zu stärken und die Nutzung zu forcieren. So finden In-
forma�onsveranstaltungen (beispielsweise für Proberich-
ter:innen und neueingestellte Mitarbeiter:innen bei der 
Staatsanwaltscha� Berlin) zum TOA in der jus�ziellen 
Strafrechtspflege sta�.  

Die Rückmeldungen seitens der au�raggebenden Stellen 
dazu sind durchweg posi�v, haben allerdings bis dato noch 
nicht zu einem signifikanten Aufwuchs der Au�ragszahlen 
geführt. Als ein Hemmnis für die Beau�ragung des TOAs 
werden von den Au�raggebenden immer wieder interne, 
eher strukturelle Gründe benannt. So kann ein TOA unter 
anderem eine Verlängerung des Strafverfahrens begrün-
den.  

Bei den Sozialen Diensten der Jus�z Berlin bildet der TOA 
– gemeinsam mit den Angeboten der Gerichtshilfe zur Op-
ferberichtersta�ung – den Bereich der opferorien�erten
Angebote. In den jeweiligen Konzepten der Arbeitsberei-
che sind Qualitätsstandards beschrieben und mit der zu-

ständigen Fachaufsichtsabteilung der Senatsverwaltung 
für Jus�z und Verbraucherschutz abges�mmt. Der regel-
mäßige organisierte Diskurs der Mitarbeitenden in den Be-
reichen Täter-Opfer-Ausgleich und Opferberichtersta�ung 
soll den fachlichen Austausch sicherstellen und Synergie-
effekte für gemeinsame Themen und Projekte, wie auch 
für Vertretungssitua�onen und Öffentlichkeitsarbeit nutz-
bar machen. 

Ein Beispiel 

Im Rahmen eines Pilotprojektes mit der Amtsanwaltscha� 
Berlin wird die Gerichtshilfe – Opferberichtersta�ung seit 
Mi�e Mai 2023 bei Fällen häuslicher Gewalt im Zusam-
menhang mit pflegebedür�igen Menschen mit der Be-
richtersta�ung und gleichermaßen zu der Situa�on der ge-
schädigten Person als auch zu der beschuldigten Person 
beau�ragt. Die Berichtersta�ung zu der angeschuldigten 
Person wird in der Regel von Mitarbeitenden aus dem Be-
reich des Täter-Opfer-Ausgleichs übernommen, da die ge-
schädigte Person und die beschuldigte Person o�mals in 
Beziehung stehen (bspw. als pflegende Angehörige) und es 
hilfreich ist, unabhängig von der strafrechtlichen Bewer-
tung kün�ig einen Weg des Miteinanders zu finden. Im Zu-
sammenhang mit der Berichtersta�ung kann dann auch 
ein TOA empfohlen werden, der die vorgenannte Zielset-
zung einer Verständigung möglich macht. 

Für die Mitarbeitenden im Bereich des TOAs sind die vom 
TOA-Servicebüro angebotenen Fachveranstaltungen von 
besonderem Nutzen, da sie einen konstruk�ven und ermu-
�genden Austausch mit engagierten Kolleg:innen aus an-
deren Projekten ermöglichen. Darüber hinaus eröffnen 
sich hierbei neue Perspek�ven für die Anpassung oder 
auch die Erweiterung der Angebote.

(2) Antworten aus den Sozialen Diensten der Jus�z Berlin
zum Erwachsenen-TOA

von Antje Gentzmann
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Im Land Brandenburg wird die Media�on in Strafsachen 
überwiegend mit Erwachsenen von ausgebildeten Media-
tor:innen (Mediator:in im Strafrecht) der Sozialen Dienste 
der Jus�z durchgeführt. Jeder der 19 Dienstsitze im Bun-
desland verfügt über ausgebildete Mediator:innen. In be-
sonderen Fällen, z. B. Fälle häuslicher Gewalt, kann eine 
Unterstützung innerhalb der Struktur, d.h. von Mitarbei-
ter:innen anderer Dienstsitze realisiert werden. Im Bereich 
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen sind Media- 
tor:innen der Freien Träger der Jugendhilfe tä�g. Eine Zu-
sammenarbeit zwischen den Sozialen Diensten und Freien 
Trägern ist gegeben, damit Fallbearbeitungen beider Be-
reiche (Jugendliche und Erwachsene) professionell bear-
beitet werden können.

Im Jahr 2023 wurden von den Sozialen Diensten der Jus�z 
875 TOA-Fälle bearbeitet. Es ist ein Zuwachs von 19,5 Pro-
zent im Vergleich zu 2022 zu verzeichnen. Dies bedeutet, 
dass das Fallau�ommen fast das Niveau des Jahres 2019, 
damals mit 902 TOA-Fällen, erreicht hat. Die Mediator:in-
nen der Sozialen Dienste der Jus�z arbeiten mit für diesen 
Bereich entwickelten Qualitätsstandards. Die Qualitäts-
standards sind an die Struktur der Organisa�on der Sozia-
len Dienste der Jus�z angepasst und an die Standards des 
TOA-Servicebüros angelehnt. Eine Evalua�on im Bereich 
des TOAs fand bisher nicht sta�.

Die Herausforderungen der Corona-Krise führten zu einer 
erheblichen Beeinträch�gung der Öffentlichkeitsarbeit. 
Zuvor durchgeführte Treffen von Fachgruppen sowie 
Treffen mit Netzwerkpartner:innen und Au�raggeber:in-
nen waren zeitweise nicht mehr möglich. Während der Co-
rona-Krise mit ihren Einschränkungen im Öffentlichen Le-
ben, konnten die Behörden keine alterna�ve Präsenz, z. B. 
durch Informa�onen in den Sozialen Medien, schaffen, um 
Interessierte zu informieren und ein entsprechendes per-
sönliches Angebot zu unterbreiten. 

In den Reihen der Mediator:innen und bei den Au�ragge-
ber:innen begann in dieser Zeit ein Genera�onenwechsel. 
Einige neue Mitarbeiter:innen sind dazu gekommen. Erste 
Erfahrungen im Bereich TOA zu sammeln, war unter den 
herrschenden Bedingungen nur eingeschränkt möglich. Da 
zusätzlich der Bereich des TOAs bei den Staatsanwalt-

scha�en und der Polizei eher ein ergänzendes Angebot 
darstellt, drohte dieser an Bedeutung zu verlieren. 

Ende 2022 wurde im Rahmen der Treffen der Landesfach-
gruppe TOA eine Diskussion unter den interessierten Me-
diator:innen der Sozialen Dienste der Jus�z und der Freien 
Träger geführt. Beteiligt an der Diskussionsrunde war auch 
die Sachgebietsleitung der Sozialen Dienste der Jus�z im 
Land Brandenburg. Folgende Themen wurden disku�ert: 
Inhalt und Struktur der Fachgruppenarbeit auf Regional- 
und Landesebene, Netzwerkarbeit und fehlende Sichtbar-
keit des Fachbereichs nach außen sowie Mo�va�on/Aner-
kennung/Wertschätzung der Mitarbeiter:innen. 

Mit den Ergebnissen aus dieser Diskussion erfolgte Anfang 
2023 eine Neuorien�erung der Landesfachgruppe. Es wur-
den die Struktur der Leitung, die Zusammensetzung der 
Gruppe sowie der Inhalt der Treffen verändert. Die Landes-
fachgruppe wird von zwei Teilnehmer:innen geleitet, wo-
bei Anliegen, Wünsche und Anregungen offen und reflek-
�ert aufgenommen und bei den Treffen bearbeitet wer-
den. Die Gruppe fungiert nicht mehr als geschlossene 
Gruppe, sondern wurde für alle Mediator:innen der Sozia-
len Dienste und der Freien Träger geöffnet. Inhaltlich wer-
den Impulse aus den regionalen Fachgruppen sowie aus 
der Sachgebietsleitung aufgenommen und gemeinsam be-
arbeitet.

Am 18.09.23 fand der Fachtag des Bereichs TOA unter dem 
Mo�o: „WIR SIND DIE NEUEN“ in der Jus�zakademie des 
Landes Brandenburg sta�. Am Fachtag nahmen neben Me-
diator:innen der Sozialen Diensten der Jus�z und der Frei-
en Träger auch Vertreter:innen der Staatsanwaltscha�en, 
Polizei, Jugendgerichtshilfen, Fachstelle Gewaltpräven�on 
und STOP STALKING e.V. teil. Die Veranstaltung umfasste 
48 Teilnehmer:innen, die ein reges Interesse an dem Fach-
bereich und dem Umgang mit den Fällen in den unter-
schiedlichen Behörden zeigten. Es wurden in mehreren 
Gruppenarbeiten unterschiedliche Wünsche und Ideen für 
die Zusammenarbeit zusammengetragen. Der Fachtag gab 
erste Impulse für die weitere Gestaltung des Bereichs im 
Land Brandenburg.

Brandenburg
(1) Antworten aus den Sozialen Diensten der Jus�z

von der Landesfachgruppe TOA
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Im Oktober 2023 folgte ein Treffen aus Repräsentant:innen 
des Brandenburgischen Oberlandesgerichts, der General-
staatsanwaltscha�, der Polizei und der Leitung der Landes-
fachgruppe TOA. Bei diesem Treffen wurden der TOA und 
der „Neue Weg“ präsen�ert und Informa�onen über die 
Ergebnisse aus dem Fachtag TOA weitergegeben. Ziel des 
Treffens war, den TOA und seine einzigar�gen Qualitäten in 
Erinnerung zu bringen. Als Ergebnis aus dem Fachtag und 
dem Treffen im Oktober 2023 folgten die Anfragen der 
Netzwerkpartner:innen und Au�raggeber:innen nach In-
forma�onsveranstaltungen und Informa�onsmaterialien. 
Zusätzlich wurde der direkte Austausch verstärkt. 

Durch das Schaffen stabiler Pla�ormen für den Austausch 
auf unterschiedlichen Ebenen wie Regionalfachgruppen, 
der Landesfachgruppe, Gesprächsrunden mit Gruppenlei-
tungen und Sachgebietsleitung und das Sta�inden regel-
mäßiger Informa�onsveranstaltungen mit den Au�ragge-
ber:innen, wird der Arbeitsbereich gestärkt. Das Treffen 
mit Repräsentant:innen des Brandenburgischen Oberlan-
desgerichts, der Generalstaatsanwaltscha�, der Polizei 
und der Leitung der Landesfachgruppe TOA im Oktober 

2023 war ein posi�ver Impuls und weitere Impulse dieser 
Art sind für die Zukun� wünschenswert.

Die Mediator:innen benö�gen für eine qualita�v gute Ar-
beit regelmäßige Fortbildungen. Durch eine kon�nuierli-
che Ausbildung neuer Mediator:innen wird die Grundlage 
für die Arbeit in dem Bereich aufrechterhalten. 

Aus den durchgeführten Veranstaltungen im letzten Jahr 
wurden ausschließlich posi�ve Rückmeldungen verzeich-
net und auch tragende Impulse bei den Beteiligten wahr-
genommen, um den Bereich ak�v zu gestalten. Aus dem 
Fachtag 2023 meldeten die Teilnehmer:innen durchge-
hend einen posi�ven Eindruck vom TOA zurück. Dieser 
wurde als nachhal�g und friedenss��end empfunden. Die 
Besonderheit des TOAs, die Menschen an einen Tisch zu 
holen und Sozialen Frieden zu fördern, stellt eine große 
Chance für alle Beteiligten dar. Um die posi�ven Wirkun-
gen des TOAs sichtbar zu machen, benö�gt es eine struktu-
rierte und nachhal�ge Öffentlichkeitsarbeit sowie eine sta-
bile Kommunika�on mit den Au�raggeber:innen.

(2) Ergänzung aus freier Trägerscha�

Die Freien Träger veranstalten zusätzlich jedes Jahr ein 
Auswertungstreffen mit Vertreter:innen der geldgebenden 
Ministerien Bildung, Jugend und Sport und Jus�z, aus dem 
Ministerium des Innern, der Generalstaatsanwaltscha�, 
des Oberlandesgerichts und der Polizei. Dort werden die 
Ergebnisse der im Vorjahr bearbeiteten Fälle vorgestellt, 
Besonderheiten an Fallbeispielen erläutert und die Ent-
wicklung des TOAs bei den Freien Trägern besprochen.  

Abweichend von den Sozialen Diensten der Jus�z stellt der 
große Einzugsbereich im ländlichen Raum und die starke 
Fluktua�on der Au�ragszahlen eine besondere Herausfor-
derung für die Freien Träger in Brandenburg dar.  

Die Mitarbeitenden legen teilweise mehr als 10.000 km 
pro Jahr im PKW zurück, um Gesprächs- und Vermi�lungs-
termine wahrzunehmen. Absprachen zur Nutzung von 
neutralen Räumlichkeiten müssen nicht selten für jeden 
Termin einzeln getroffen werden. Eine Vertretung und/o-
der Zusammenarbeit z. B. bei Gruppendelikten und häusli-
cher Gewalt sind aufgrund der Personalsitua�on schwer zu 
organisieren.  

2023 wurden die Freien Träger mit insgesamt 400 TOA-Fäl-
len beau�ragt. Pro Landgerichtsbezirk steht eine Personal-
stelle zur Verfügung. 

Besonders herausfordernd sind die starken und unbere-
chenbaren Schwankungen der Au�ragszahlen. In diesem 
Jahr liegt das Fallau�ommen bis zu 80 Prozent über dem 
Vorjahresniveau. In diesen Zeiten starker gesellscha�licher 
Unruhe und besonders bei Jugendlichen wird auch im 
ländlichen Raum die sinkende Hemmschwelle zum Einsatz 
von Gewalt zur Konfliktregelung deutlich. Gerichtsverfah-
ren sind in vielen Fällen kein erfolgsversprechendes und 
probates Mi�el, um exklusiv dagegen vorzugehen. Der 
TOA nimmt dort eine wich�ge Rolle ein.  

Um das Ziel des Gesetzgebers zu erreichen, den TOA zu 
stärken und zu verbreiten,  ist es mehr als wünschenswert, 
ein umfangreicheres und flexibleres Budget zur Verfügung 
gestellt zu bekommen, damit wir auch weiterhin mit ge-
schultem Personal angemessen, zuverlässig und professio-
nell für mehr rechtlichen und sozialen Frieden einstehen 
können. 

von den freien Trägern des Landes Brandenburg
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1. TOA-Praxis  im Bundesland Bremen

Das Bundesland Bremen besteht aus den beiden Städten 
Bremen (mit den beiden Amtsgerichtsbezirken „Bremen“ 
und „Bremen-Blumenthal“) und Bremerhaven  (Amtsge-
richtsbezirk „Bremerhaven“) mit jeweils eigenständigen 
TOA-Fachstellen. 

In Bremen ist diese der „Täter-Opfer-Ausgleich Bremen e.V.“, 
ein unabhängiger spezialisierter Trägerverein, der neben 
TOA-Verfahren über weitere Fördermi�el, jus�zunabhängig, 
auch Konfliktschlichtungen in anderen Bereichen anbietet, 
etwa an Schulen sowie in bes�mmten sozial benachteiligten 
Stad�eilen. Begüns�gt auch durch diese zusätzliche Finan-
zierung, konnten dezentrale Schlichtungsstellen im gesam-
ten Stadtgebiet eingerichtet werden, derzeit 13 an der Zahl. 
Durch diesen „gemeindenahen“ Ansatz (die Schlichtungs-
stellen befinden sich in Bürgerhäusern, Bewohnertreffs so-
wie ähnlichen Einrichtungen der sozialen Infrastruktur) und 
die gute Vernetzung mit den Akteur:innen in den Quar�eren 
(Kontaktpolizist:innen, Wohnungsgesellscha�en, Schulen, 
Jugendfreizeitheimen u. Ä.) gestaltet sich das Angebot be-
sonders niedrigschwellig, sodass Schlichtungsverfahren ver-
hältnismäßig häufig auch von Konfliktbetroffenen selbst in-
i�iert werden. 

TOA-Verfahren werden auch noch nach strafgerichtlicher 
Verurteilung bzw. während der Untersuchungsha� vor Ort in 
der hiesigen Jus�zvollzugsanstalt angeboten und durchge-
führt. 

Ein weiteres spezialisiertes Betä�gungsfeld sind TOA-Verfah-
ren in Fällen von Nachstellungs- bzw. Trennungskonflikten, 
selbstverständlich ohne das Ziel gemeinsamer Gespräche. In 
diesem Bereich wie auch in Fällen von häuslicher Gewalt 
bzw. sexualisierten Konflikten wird in einem speziellen 
Se�ng gearbeitet, in Teams, bestehend aus zwei gegenge-
schlechtlichen Psycholog:innen. Dadurch, dass Student:in-
nen der hiesigen Universität bzw. Hochschulen ihre obligato-
rischen Prak�ka beim Täter-Opfer-Ausgleich Bremen ableis-
ten können, kann allerdings auch bei allen übrigen Schlich-
tungsverfahren regelmäßig im ‚Co-Schlichtungs-Prinzip‘, also 
in Teams aus einem/einer hauptamtlichen Schlichter:in und 
einem/einer (möglichst gegengeschlechtlichen) Co-Schlich-
ter:in gearbeitet werden. Letztere verhalten sich im Ge-
spräch passiv, können dabei jedoch als Projek�onsfläche die-
nen und im Anschluss für eine Reflexion zwischen Haupt-

und Co-Schlichter:in.

In Bremerhaven werden TOA-Verfahren durch die „GISBU“ 
mbH, einer Tochtergesellscha� des Diakonischen Werkes 
Bremerhaven, durchgeführt. Zuständig für das Verfahren 
sind eine Sozialpädagogin und eine Psychologin.  

Die Finanzierung erfolgt durch jährlich zu beantragende Zu-
wendungen seitens der Ressorts Jus�z, Soziales und Inneres 
(zu unterschiedlichen Anteilen). 

Das Fallau�ommen (abgeschlossene Fälle in 2023) stellt sich 
wie folgt dar: 

Stadt Bremen (zwei Amtsgerichtsbezirke):
• TOA Jugendliche/Erwachsene 360 Fälle;
• Partnerscha�sgewalt bzw. Stalking 140 Fälle;
• TOA im Jus�zvollzug  12 Fälle.

Die Tendenz ist über die letzten Jahre etwa gleichbleibend, 
bei schwankenden Anteilen je nach Zuweiser:in. 

Stadt Bremerhaven (ein Amtsgerichtsbezirk):
• TOA  Jugendliche/Erwachsene  117 Fälle.

Die Anzahl der zugewiesenen Fälle hat sich danach zum 
dri�en Mal in Folge erhöht. 

Qualitätssicherung und Evalua�on erfolgen durch umfang-
reiche sta�s�sche Erhebungen, differenziert etwa nach Zu-
weiser:innen, Alter, Geschlecht bzw. Migra�onshintergrund 
der Beteiligten, Delikt, Verfahrensdauer, Verfahrensausgang, 
Anzahl Gespräche, Form bzw. Höhe von Wiedergutma-
chungsleistungen. Gegenüber dem Zuwendungsgeber erfol-
gen halbjährlich die Darstellung der wesentlichen Kennzah-
len sowie jährlich ein umfassender sachlicher Bericht.

2. Herausforderungen

Mit der im Jahr 2023 wirksam gewordenen Neuauflage der 
„Gemeinsame Richtlinie … zur Durchführung des Täter-Op-
fer-Ausgleichs im Lande Bremen“ erfolgte eine Fokussierung 
auf die Staatsanwaltscha� bzw. die Strafgerichte als diejeni-
gen, die „über die Durchführung eines Täter-Opfer-Aus-
gleichs entscheiden“ bzw. diesen „anordnen“. Zuvor waren 
jahrelang auch Fallanregungen durch die Polizei möglich, 
wurden sogar mi�els einer entsprechend verbindlichen 

Bremen
Antworten aus dem Täter-Opfer-Ausgleich Bremen e.V.

von André Hilbers



THEMA 17TOA�Magazin 01/24

Handlungsanleitung standardisiert. Laut aktueller Zuwen-
dungsmodalität hängt auch die Finanzierung von Selbstmel-
der:innenfällen, also Schlichtungsverfahren, die von Konflikt-
beteiligten selbst ini�iert werden, von einer „Befürwortung“ 
seitens der Staatsanwaltscha� oder des Strafgerichtes bzw. 
der Jugendhilfe im Strafverfahren ab.

Durch diese Verengung der möglichen Quellen von Fallanre-
gungen hängt es von noch weniger handelnden bzw. beteilig-
ten Personen ab, ob ein Fall den Weg zum TOA findet. Dies 
wiederum verschär� das bekannte Problem, dass es regel-
mäßig von der individuellen (kriminalpoli�schen) Einstellung 
dieser Personen abhängt, ob es den Konfliktbeteiligten (häu-
fig mit dem Fokus auf die Beschuldigten) ermöglicht wird, ei-
nen TOA zu durchlaufen.

3. Strategie

Nach hiesiger Auffassung widerspricht die genannte Entwick-
lung dem Regelungsgehalt von § 46a StGB sowie dem Sinn-
gehalt von § 406i StPO. 

Letzterer wurde mit Umsetzung des 3. Opferrechtsreformge-
setzes mit Wirkung zum 31.12.2015 neu gefasst und in Ab-
satz 1 u. a. um die Nr. 5 ergänzt. Danach sind Verletzte einer 
Stra�at möglichst frühzei�g, regelmäßig schri�lich und – so-
weit möglich – in einer für sie verständlichen Sprache auf die 
Möglichkeit, einen Täter-Opfer-Ausgleich durchzuführen, 
hinzuweisen. Diese Au�lärung hat von der Logik her zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt und somit bereits durch die Poli-
zei zu erfolgen, da die Hinweispflicht gemäß Absatz 1 Nr. 1 
auch die Möglichkeit, überhaupt erst eine Strafanzeige zu er-
sta�en bzw. einen Strafantrag zu stellen, umfasst. Das heißt, 
schon im Erstkontakt mit Verletzten und gegebenenfalls 
noch vor Anzeigeersta�ung bzw. Strafantragstellung ist auf 
die Möglichkeit, eine Wiedergutmachung im Rahmen eines 
Täter-Opfer-Ausgleiches zu erreichen, hinzuweisen. Dabei ist 
gemäß § 406k Abs 1 StPO die mit der Durchführung des Tä-
ter-Opfer-Ausgleichs befasste Stelle, an die sich die Verletz-
ten wenden können, anzugeben. 

Daraus ergibt sich denknotwendig, dass sich Verletzte gege-
benenfalls bereits zu einem sehr frühen Zeitpunkt eines 
Strafverfahrens, sogar noch bevor ein förmliches Strafverfah-
ren überhaupt anhängig ist, an eine TOA- Fachstelle wenden. 
Wenn diesem Ersuchen im späteren Verlauf durch die Staats-
anwaltscha� widersprochen werden kann, indem ein TOA 
„nicht befürwortet“ wird, widerspricht dies offenkundig dem 
Ansinnen, die Opferrechte zu stärken.

Auch die strafmildernden Folgen des § 46a StGB nach Durch-
führung eines Täter-Opfer-Ausgleichs en�alten sich bereits 
dann, wenn die tatverantwortliche Person sich ernstha� be-
müht hat, einen Ausgleich herbeizuführen und nicht erst 

dann, nachdem die Staatsanwaltscha� (bzw. Gericht oder Ju-
gendhilfe im Strafverfahren) darüber entschieden hat, ob 
sich der/die Beschuldigte im Rahmen eines Schlichtungsver-
fahrens bei einer entsprechenden Stelle bemühen ‚darf‘ und 
er/sie dies dann anschließend tut. 

Für die Verletzten dür�e es regelmäßig auch befriedigender 
sein, wenn der Impuls, einen Ausgleich herbeizuführen, von 
der beschuldigten Person selbst ausgeht, und zwar möglichst 
frühzei�g, und nicht (erst) von der Jus�z. Verweigert man 
ausgleichswilligen Beschuldigten ein professionelles Schlich-
tungsverfahren bei einer Ausgleichsstelle, könnten Sie im 
Übrigen allenfalls mit einer über ihren Anwalt oder ihre An-
wäl�n vermi�elten Entschuldigung nebst Wiedergutma-
chungsangebot versuchen, die Rechtsfolgen des § 46a StGB 
zu erwirken – zu Lasten der Verletzten, die ein solches Ergeb-
nis häufig nicht zufriedenstellen wird. Daher verlangt die 
ständige Rechtsprechung (vgl. O LG Hamm, Beschluss vom 
30.08.2007 - 3 Ss 266/07) zur Anerkennung als Täter-Opfer-
Ausgleich im Sinne des § 46a StGB auch einen „friedens-
s��enden Ausgleich“. Dieser wird regelmäßig nur mit Unter-
stützung einer allparteilichen Vermi�lungsperson zu ge-
währleisten sein.

Diese Problema�k wurde den für die Richtlinie Verantwortli-
chen nachdrücklich vermi�elt. Eine Entscheidung über eine 
entsprechende Anpassung steht derzeit noch aus.

4. Weitere Notwendigkeiten

TOA-Verfahren werden überwiegend als den Beschuldigten 
dienend angesehen. Diesem ‚Image-Problem‘ sollte begeg-
net werden in Form von Öffentlichkeitsarbeit, die den Nut-
zen für die Geschädigtenseite herausstellt und mit posi�ven 
Beispielen untermauert.

5. Lösungsansatz

Ein zu empfehlender Ansatz, um sich aus der Abhängigkeit 
von fallzuweisenden Stellen und deren Protagonist:innen zu 
lösen, ist es, sich möglichst breit aufzustellen und gut zu ver-
netzen (siehe oben unter 1.).

6. Posi�ve Impulse

Die Vorgaben des § 406i StPO zur Informa�onspflicht auch 
im Hinblick auf den Täter-Opfer- Ausgleich (siehe oben unter 
3.) bedeuten nach hiesiger Ansicht eine große Chance zur 
Implemen�erung und Stärkung der Bedeutung von TOA-Ver-
fahren, insbesondere als eine auch an den Interessen der Ge-
schädigten orien�erte Maßnahme.
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Der Landesverband für Kriminalpräven�on und Resozialisie-
rung Sachsen-Anhalt e.V. (vormals Landesverband für Straf-
fälligenbetreuung und Bewährungshilfe Sachsen-Anhalt e.V.) 
wurde 1991 gegründet und ist der fachliche Dachverband ei-
ner vernetzten Struktur von Vereinen und Projekten der frei-
en Straffälligenhilfe und engagierten Einzelpersonen. 1993 
wurde gegenüber dem Ministerium für Jus�z dafür gewor-
ben, den Au�au eines Täter-Opfer-Ausgleich-Projekts zu un-
terstützen. Das Ziel sollte ein Landesprojekt sein, das flä-
chendeckend Schlichtungsstellen im Land Sachsen-Anhalt 
als Alterna�ve zu herkömmlichen Strafverfahren anbietet.  

Mit Beginn der TOA-Projek�ä�gkeit fördert das Ministerium 
für Jus�z (heute Jus�z und Verbraucherschutz) eine Landes-
projektleitung. Diese koordiniert insgesamt neun Schlich-
tungsstellen in freien Trägern sowie die Vorhaltung des An-
gebotes in den Sozialen Diensten der Jus�z. Weiterhin führt 
die Landesprojektleitung eine Beratungs-und Fürsorgever-
antwortung gegenüber den TOA-Schlichter:innen aus. Au-
ßerdem prü� sie neue Interven�onsbereiche (wie bspw. TOA 
in Ha� oder die Einrichtung einer ‚Clearingstelle‘) und führt 
die inhaltlichen Deba�en mit den umsetzenden Schlich-
ter:innen, aber auch den betroffenen Ins�tu�onen und Be-
hörden.1

Die freien Träger sind in Sachsen-Anhalt bei den Amtsgerich-
ten registrierte gemeinnützige Vereine. Die Vereinssatzun-
gen beschreiben als Kernaufgaben die Kriminalpräven�on 
und Resozialisierung.

Die Landesprojektleitung lädt viermal im Jahr alle beteiligten 
Träger, Personen und Dienststellen des Sozialen Dienstes der 
Jus�z zu einer Besprechung „Landesarbeitsgruppe TOA“ ein. 
Dort werden die sta�s�schen Erhebungen der Landeszahlen 
besprochen sowie Fallberatungen durchgeführt. Es ist ein 
fachlicher Austausch zu Entwicklungen im TOA, zu Neuerun-
gen, Gesetzmäßigkeiten und neuen Interven�onsformaten 
sowie zu Hinweisen zu Fort- und Weiterbildungen in diesem 
Themenfeld. Weiterhin treffen sich die Schlichter:innen in 
einzelnen Regionalgruppen, welche im gleichen Zuweisungs-
bereich der hiesigen Staatsanwaltscha�en und Gerichte lie-
gen, um explizite regionale Entwicklungen aufzugreifen und 
gemeinsam aufzutreten. 

Im Sinne einer Qualitätssicherung und/oder einer Evalua�on 
dienen die Tä�gkeiten und Aufgaben der Landesprojektlei-
tung. Durch die Landesprojektleitung werden bspw. Quar-
talssta�s�ken/Jahressta�s�ken erhoben, es wird ein Landes-
sachbericht auf Grundlage der einzelnen Sachberichte der 
Schlichtungsstellen gefer�gt und den fördermi�elgebenden 
Stellen sowie dem Ministerium für Jus�z und Verbraucher-
schutz zur Verfügung gestellt. 

Neben der Landesarbeitsgruppe TOA und den Regionalgrup-
pen finden diverse Austauschformate und Arbeitsberatun-
gen in verschiedenen Gremien sta�. Auch die intensive Zu-
sammenarbeit mit dem TOA-Servicebüro in Köln ist ein ent-
scheidender Gradmesser und Anker in der inhaltlichen Auf-
stellung und Projektumsetzung. Weiterhin erfolgen eine Mit-
wirkung in der Bundessta�s�k TOA sowie kon�nuierliche 
Teilnahmen an dem TOA-Forum sowie anderen Fachtagun-
gen zum Themenfeld Media�on und TOA. Supervisionen 
werden vorgehalten und können bei Bedarf als Gruppe oder 
als Einzelperson in Anspruch genommen werden. 

In Sachsen-Anhalt wird das Subsidiaritätsprinzip umgesetzt. 
Die Dienststellen des Sozialen Dienstes der Jus�z geben bei 
Fallzuweisung die zu bearbeitenden Fälle an die regional zu-
ständigen Träger weiter. Einzelne Fälle werden auch weiter-
hin im Sozialen Dienst der Jus�z bearbeitet, damit die dor�-
gen Schlichter:innen ‚in der Praxis bleiben‘. Seit 2017 wurden 
die Bereiche TOA/J und TOA/E inhaltlich zusammengefasst. 
Seit dem 01.01.2023 liegt auch eine einheitliche Finanzie-
rung für den TOA vor. 

Der Täter-Opfer-Ausgleich im Land Sachsen-Anhalt wird fi-
nanziert aus Mi�eln des Landes und kofinanziert von der Eu-
ropäischen Union. Seit dem Jahr 2020 haben wir auch die 
Möglichkeit, anfallende Dolmetscher:innenkosten über die 
Staatskasse als Verfahrenskosten abzurechnen. Dies ermög-
licht die Vorhaltung des TOA-Angebotes auch bei eventuell 
vorhandener Sprachbarriere. 

Das jährliche Fallau�ommen unterliegt erheblichen 
Schwankungen. Die Jahreszahlen entwickeln sich nach Jah-
ren des Rückganges wieder posi�v und steigen kon�nuierlich 
an. Es zeigt sich immer wieder, dass eine ste�ge Lobby- und 
Öffentlichkeitsarbeit, das Werben um Fälle sowie das Tragen 
der Gedanken und Wirkungsweisen des TOAs in die offene 
Gesellscha� essenziell sind. So konnte bspw. im Jahr 2023 
ein Ans�eg bei den Selbstmeldenden zum TOA festgestellt 
werden. Auch gibt es Unterschiede in den regionalen Zu-
weisungen. 

1  Die Landesprojektleitung hat Aufgaben der Strukturentwicklung, der 
  Projektvernetzung, der Fachaufsicht zur Einhaltung und Entwicklung 

   von Qualitätsstandards, der prozessorien�erten Umsetzung der Pro-
   jek�nhalte, der Einhaltung des Datenschutzes, der Fort- und Weiter-
   bildung sowie der Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit und, das Sta�s�k-
   und Berichtswesen zu realisieren. 

Sachsen-Anhalt 
Antworten aus dem LKR e.V.

von Tobias Lentzy
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Folgende Tabelle verdeutlicht die TOA-Entwicklung im Land 
Sachsen-Anhalt, vor allem auch in Zeiten der Corona-Pande-
miebeschränkungen. 

Fallzahlen

(Gesamtsta�s�k der vergangenen Jahre einsehbar im LKR e.V. – 
Ansprechpartner ist Tobias Lentzy)

Aktuelle Herausforderungen

Wie in allen Bereichen der Sozialen Arbeit gibt es Herausfor-
derungen und Störfelder, die die prak�sche Umsetzung o�-
mals erschweren oder gar behindern. 

Es besteht weiterhin das generelle Problem (und ich denke, 
dass das bundesweit übertragbar ist), dass die Schlichtungs-
stellen in (inhaltlicher) Abhängigkeit zu den zuweisenden 
Stellen stehen. Personalwechsel, hohe Arbeitsbelastungen 
und ständig wechselnde Ansprechpartner:innen in den zu-
weisenden Stellen erschweren die Lobbyarbeit und die Ar-
beit auf zwischenmenschlicher Ebene mit den einzelnen Zu-
weisenden.  

Auch die persönlichen bzw. beruflichen Haltungen der lei-
tenden Oberstaatsanwält:innen zum TOA bedingen die Zu-
weisungspraxis. Hier wünschen wir uns, was auch als gene-
relle Deba�e zum TOA immer wieder gefordert wird: einen 
Blickwechsel. Nicht nur das Delikt und der Sühne- und Ver-
geltungsgedanke sind in der Wertung entscheidend, sondern 
auch die Konfliktkonstella�onen, die Beziehungen der Betei-
ligten untereinander und der individuelle Wunsch des Aus-
gleichs und der Begegnung bei den betroffenen Personen. 

Mitunter ist das standardisierte Arbeiten nicht möglich, da 
bspw. durch zuweisende Stellen im Zuge der Verfahrenserle-
digung keine Rückmeldung über den Verfahrensausgang er-
folgt, was Auswirkungen auf die Vernichtungsfrist der Hand-
akten sowie die sta�s�sche Erhebung hat. 

Die Finanzierung in Sachsen-Anhalt ist an zu erbringende 
Fallzahlen gekoppelt. Als Bemessungsgrundlage sind in 
Sachen-Anhalt 13 Stunden pro Fall festgelegt, wodurch sich 
die zu fördernde Arbeitszeit berechnet. Dies bedarf einer er-
neuten Überprüfung und Eintaktung, vor allem im Bezug auf 
Fälle mit Dolmetscher:innentä�gkeiten, Fälle mit mehreren 
Beteiligten, umfangreiche Sachverhalte und Konfliktkonstel-
la�onen sowie in Bezug auf anderwei�ge Hindernisse auf In-

dividualebene der Konfliktbeteiligten und anderer Beteiligte 
im Verfahren.

Auch ist Sachsen-Anhalt ein Flächenland, wodurch vor allem 
im ländlichen Raum erhöhte Fahrtzeiten zu Außenstellen/
Hausgesprächen entstehen, die auch in der Fallbearbei-
tungszeit gewertet werden müssen.

Es ist aufgefallen, dass die Hinweise zum TOA während der 
Ermi�lungen und in den Ermi�lungsbehörden nur unzurei-
chend ausgesprochen werden. Dies kann aber den Zugang 
zum TOA für die Konfliktbeteiligten vereinfachen und bereits 
im Vorfeld für den TOA sensibilisieren. Generell liegt weiter-
hin zu viel Desinformiertheit bei der breiten und offenen Zi-
vilbevölkerung vor. Auch in der Lehre der Polizeianwärter:in-
nen und im Bereich des Jurastudiums wird der Täter-Opfer-
Ausgleich bestenfalls nur marginal behandelt. Im dri�en 
Quartal 2024 gibt es die Möglichkeit, einen Fachinput bei 
den Polizeianwärter:innen der Fachhochschule der Polizei 
Aschersleben geben zu können. Wir erhoffen uns dadurch ei-
nen thema�schen Aufwind in der Lehre und einen weiteren 
Diskurs zu diesem Thema. 

In Sachsen-Anhalt haben wir Schlichter:innen, die bereits 
seit 1994 (!) im Projektbereich TOA arbeiten. Leider grei� 
der demografische Wandel auch hier, sodass in den nächsten 
drei bis vier Jahren vier langjährig erfahrene Schlichterinnen 
in den wohlverdienten Ruhestand übergehen. Eine Akquise 
von neuem Fachpersonal wird zunehmend herausfordern-
der. Die Maßgabe, dass es nur zeitlich befristete Projek�ör-
derungen sind, es kaum TOA-Projekte mit Vollzeitstundenan-
teilen gibt und die Einstellungsvoraussetzungen einige Hür-
den bieten, erschwert die Neubesetzung der Stellen. 

Was kann helfen, um für den TOA zu werben? Wer kann uns 
dabei unterstützen? 

Neben dem TOA-Servicebüro und der neu formierten Bun-
desarbeitsgemeinscha� TOA e.V. gibt es viele regionale Mög-
lichkeiten. Es liegen Koopera�onen mit den Polizeidienststel-
len des Landes Sachsen-Anhalt, vor allem mit der JUBP, vor 
sowie regelmäßige Kontakte und Beratungen mit dem Minis-
terium für Jus�z und Verbraucherschutz sowie den Staatsan-
waltscha�en und Gerichten. Auch der Übertrag der Praxis in 
die Lehre ist entscheidend, sodass wir Lehrau�räge an der 
FH Magdeburg-Stendal im Bereich Sozialwesen innehaben 
und das Thema mit den angehenden Fachkrä�en bearbei-
ten. Dem schließt sich nunmehr die Fachhochschule der Po-
lizei in Aschersleben an. 

Eine enge und vertrauenswürdige Zusammenarbeit mit Ver-
treter:innen der Presse ist wich�g, um den TOA immer wie-
der mul�medial darzustellen. Wir führen jedes Jahr (o�mals 
in der Mi�e des Jahres) ein Interview mit der Deutschen 
Presseagentur durch, welche die Jahresergebnisse veröffent-

Jahr JGG StGB Gesamt

2020 279 361 640

2021 235 320 555

2022 269 326 595

2023 256 383 639
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licht. Auch die poli�sche Ebene sollte involviert werden (vor 
allem der Rechtsausschuss), um ggfs. wie in Sachsen-Anhalt 
die Erwähnung der Förderung des TOAs im Koali�onsvertrag 
finden zu können. 

Neben den strukturellen, inhaltlichen und fachlichen Her-
ausforderungen/Schwierigkeiten gibt es Maßnahmen und 
Tä�gkeiten, die posi�v gewirkt haben und teils bis heute 
noch nachwirken. Bspw. wird o�mals der Erfolg des TOAs aus 
Sicht der zuweisenden Personen an der Schlichtungsquote 
festgemacht. Scheitert ein Fall, dann involviert dies das la-
tente Gefühl, die Schlichter:innen hä�en nicht gut gearbei-
tet. Dies muss genauer betrachtet werden: Im Jahr 2022 
wurden in Sachsen-Anhalt 595 Fälle abschließend bearbei-
tet. Von den 595 Fällen sind 191 Fälle gescheitert. Von diesen 
191 gescheiterten Fällen waren es 184 Fälle, die scheiterten, 
weil die Konfliktbeteiligten das TOA-Angebot nicht anneh-
men wollten oder gar nicht reagiert ha�en. 

Dies zeigt, dass die Schlichter:innen vollends in Abhängigkeit 
von den Willenserklärungen der Konfliktbeteiligten stehen 
sowie von den vorliegenden Sachverhalten und Konfliktkon-
stella�onen und dass das Scheitern eines Falles kein fachli-
ches Qualitätskriterium für die Schlichter:innen darstellt. 
Dies wird nunmehr in jedem Landessachbericht explizit auf-
geführt und dargestellt.

Aktuell ist geplant, TOA bzw. die Media�on in Strafsachen 
auch in den Ha�anstalten anbieten zu können. Die Jus�zvoll-
zugsanstalten des Landes Sachsen-Anhalt, das Jus�zministe-
rium für Jus�z und Verbraucherschutz, die Opferbetreuung 
der Sozialen Dienste der Jus�z sowie die ZALOB (Opferhilfe 
Sachsen-Anhalt) sind in diesem Vorhaben involviert. Eine 
erste Arbeitsberatung zum Austausch mit allen betroffenen 
Stellen und Ins�tu�onen ist bereits terminiert und soll im 
Jus�zministerium Sachsen-Anhalt sta�inden. 

Was sich weiterhin bewährt hat – so wird es auch von 
Schlichter:innen gespiegelt –, ist, dass es eine tragfähige 
Netzwerkstruktur in Sachsen-Anhalt gibt. Getragen wird sie 
durch die Landesprojektleitung, die jeweiligen Beratungen in 
den Landesarbeitsgruppen oder in anderen Gremien. So be-
findet sich auch niemand im Einzelkämpfer:innenstatus und 
der TOA in Sachsen-Anhalt kann geschlossen au�reten. Für 
Poli�k, Presse und andere Interessierte gibt es einen An-
sprechpartner, der dann koordiniert und/oder vermi�elt. 
Dies hat augenscheinlich zu einer zunehmenden Akzeptanz 
des TOA-Landesprojekts geführt bzw. hat es den Zugang zum 
TOA für Interessierte und Fachpersonal erleichtert.

Die TOA-Landscha� in Hessen ist sehr heterogen. In der LAG 
sind sowohl freie Träger als auch Jugendämter und Soziale 
Dienste der Jus�z (Gerichtshilfen) organisiert. Es gibt Fach-
stellen für den TOA im Allgemeinen Strafrecht, Fachstellen 
für den TOA im Jugendstrafrecht und Fachstellen, die für bei-
de Bereiche zuständig sind. Dementsprechend unterschied-
lich sind an den verschiedenen Standorten die Finanzie-
rungsmodelle und das Fallau�ommen.

Während die Jugendämter und Sozialen Dienste der Jus�z 
den Täter-Opfer-Ausgleich mit dem vorhandenen Personal 
zusätzlich zu ihren sons�gen Aufgaben durchführen, erhal-
ten die freien Träger für den TOA im Allgemeinen Strafrecht 
einen Zuschuss des Jus�zministeriums und für den TOA im 
Jugendstrafrecht entweder eine Zuschussfinanzierung oder 
eine fallbezogene Finanzierung durch die Jugendämter.

Für das Jahr 2023 liegen der LAG Hessen Fallzahlen von 23 
Einrichtungen vor. Die Einrichtung mit den wenigsten Fällen 

ha�e im vergangenen Jahr keine Fallzuweisung; der Einrich-
tung mit den meisten Fällen wurden insgesamt 443 Fälle mit 
541 Beschuldigten zugewiesen. Insgesamt wurden für die 
Sta�s�k des Jahres 2023 1.218 Fälle mit 1.322 Beschuldigten 
gemeldet. Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass die 
Einrichtungen, in denen der TOA spezialisiert durchgeführt 
wird, deutlich höhere Fallzahlen verzeichnen als die Einrich-
tungen, in denen der TOA zusätzlich zu anderen Aufgaben 
durchgeführt wird. Mit Beginn der Coronapandemie kam es 
in Hessen zu einem leichten Rückgang der Fallzahlen. Seit-
dem sind die Fallzahlen jedoch in der Summe stabil und an 
einigen Standorten auch steigend.

Insgesamt kommt der TOA in Hessen weiterhin in einem 
deutlich geringeren Umfang zur Anwendung, als es seinem 
tatsächlichen Potenzial entspricht. Die gesetzliche Vorgabe, 
dass in jedem Verfahren und zu jedem Zeitpunkt zu prüfen 
ist, ob die Durchführung eines TOAs infrage kommt, wird 

Hessen
Antworten aus der LAG TOA Hessen

von Boris Jarosch
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durch die Jus�z an den meisten Standorten nicht umgesetzt. 
Bei vielen Staatsanwält:innen und Richter:innen herrscht 
nach wie vor Unsicherheit darüber, welche Fälle unter wel-
chen Voraussetzungen für einen Täter-Opfer-Ausgleich infra-
ge kommen. O�mals wird angenommen, dass in bes�mmten 
Fällen ein TOA nicht zumutbar sei, ohne dass die Geschädig-
ten die Möglichkeit bekommen, eine eigene Entscheidung zu 
treffen. Das führt zu einer Entmündigung von Tatbetroffenen 
und widerspricht der Idee einer stärkeren Berücksich�gung 
von Opferinteressen. 

Um diese Umstände zu verändern, sind ein intensiver per-
sönlicher Kontakt und regelmäßiger Austausch zwischen 
TOA-Fachstellen und den Koopera�onspartner:innen und 
Au�raggeber:innen notwendig. Dazu bedarf es entsprechen-
der personeller Ressourcen.

Obwohl grundsätzlich jedes Delikt im Rahmen eines Täter-
Opfer-Ausgleichs bearbeitet werden kann, lässt das Delikt-
spektrum der zugewiesenen Fälle vielerorts weiterhin zu 
wünschen übrig. In den meisten Fällen kommt der TOA im 
Rahmen einer Diversion zu Einsatz, obwohl das nicht im Sin-
ne des Gesetzgebers ist. Vor allem aus Sicht von Geschädig-
ten besteht insbesondere nach schweren Stra�aten ein be-
sonderes Bedürfnis nach Verantwortungsübernahme und 
Wiedergutmachung durch die Tatverantwortlichen. Hier gibt 
es ein deutliches Ausbaupotenzial, was die Qualität der im 
TOA bearbeiteten Stra�aten betri�.

Da die Grundvoraussetzung für einen weiteren Ausbau und 
für eine dauerha�e Etablierung des TOAs eine angemessene, 
einheitliche und perspek�visch gesicherte Finanzierung ist, 
braucht es einen guten Kontakt und einen regelmäßigen 
Austausch mit den Geldgebenden. In Hessen ist dieser für 
den TOA im Allgemeinen Strafrecht dadurch gewährleistet, 
dass das Ministerium der Jus�z Mitglied in der LAG ist und 
auch an den halbjährlichen Treffen teilnimmt.  

Für den Jugend-TOA sieht das anders aus, da hier die Städte 
bzw. die Kommunen die Geldgebenden und diese als solche 
nicht in der LAG vertreten sind. Hier liegen die Kontaktpflege 
und die Kommunika�on jeweils in den Händen der Fachstel-
len vor Ort. Aus Sicht der LAG Hessen wäre auch hier eine 
flächendeckende und landesweit einheitliche Finanzierung 
notwendig. 

Um den TOA dauerha� in Hessen voranzubringen, wäre es 
notwendig, diesen flächendeckend durch mindestens teil-
spezialisiert arbeitende Einrichtungen durchführen zu las-
sen. Weiterhin wäre es sinnvoll, die Staatsanwaltscha�en 
und Gerichte zum Thema TOA zu schulen und anzuhalten, 
dem gesetzlichen Au�rag entsprechend, in jedem Verfahren 
und zu jedem Zeitpunkt zu prüfen, ob die Durchführung ei-
nes TOAs möglich ist.

Für eine möglichst hohe Akzeptanz des TOAs aufseiten der 
Jus�z ist es wich�g, dass sich alle Fachstellen verpflichten, 
nach den bundesweit einheitlichen TOA-Standards zu arbei-
ten, was eine entsprechende Ausbildung der Mediator:innen 
beinhaltet. Das Angebot der Fachstellen muss klar und die 
Qualitätssicherung transparent sein. Um für die Au�ragge-
ber:innen aufseiten der Jus�z deutlich zu machen, welche 
Fälle im Rahmen eines TOAs bearbeitet werden können und 
welche nicht, kann auch eine klare Abgrenzung zu anderen 
Maßnahmen aus dem Bereich der Restora�ve Jus�ce hilf-
reich sein. Der Versuch, die Fallzahlen zu steigern, indem das 
Angebot der Fachstellen auf andere restora�ve Konzepte 
ausgeweitet oder indem für bes�mmte Fallkonstella�onen 
spezielle Konzepte entwickelt und veröffentlicht werden, 
kann auch zu unnö�gen Verwirrungen und Unklarheiten auf-
seiten der Au�raggeber:innen führen.

Eine Maßnahme zu einer häufigeren Anwendung des TOAs, 
die auch an vielen Standorten bereits umgesetzt wird, ist 
eine enge Zusammenarbeit mit der Polizei. Polizeibeamt:in-
nen sind o�mals die ersten und einzigen Personen, die Kon-
takt zu beiden Parteien im Strafverfahren haben und die da-
her gut einschätzen können, ob ein TOA sinnvoll ist. Ein ent-
sprechender Hinweis in der Akte führt dann in der Regel zu 
einer Fallzuweisung durch die Staatsanwaltscha� an die 
TOA-Fachstelle. Auch die Jugendhilfe im Strafverfahren sollte 
bereits zu einem frühen Zeitpunkt im Ermi�lungsverfahren 
mit den Tatverantwortlichen in Kontakt treten und könnte 
dabei einen Täter-Opfer-Ausgleich anregen.

Für die im Jugend-TOA tä�gen Fachstellen zeigt sich an ver-
schiedenen Standorten in Hessen, dass in den Häusern des 
Jugendrechts eine enge und vertrauensvolle Zusammenar-
beit mit Polizei, Jugendamt und Staatsanwaltscha� wachsen 
und so den TOA voranbringen kann.

Abschließend ist festzuhalten, dass der TOA nur dann zu ei-
ner breiteren Anwendung kommen wird, wenn das dem 
Wunsch der Geldgeber:innen entspricht. Denn alle Ansätze, 
die zu einer Ausweitung der TOA-Praxis führen könnten, sind 
letztendlich nur umsetzbar, wenn es aufseiten der Städte 
und Kommunen sowie der Landesregierung die Bereitscha� 
gibt, die dazu notwendigen finanziellen Mi�el bereitzustel-
len. 
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Die Fachstelle für TOA im Langerichtsbezirk Duisburg öffnete 
ihre Türen Ende 1996 und hat damit bereits über ein Viertel-
jahrhundert den Dialog in Duisburg und Umgebung geför-
dert und zahlreiche Konfliktregelungen durchgeführt. Von 
Beginn an bis heute wurde der TOA in außergewöhnlicher 
Weise sowohl von den Behördenleitungen als auch den De-
zernent:innen der Staatsanwaltscha� Duisburg gefördert 
und die Fachstelle in einer Vielzahl von Ermi�lungsverfahren 
mit der Durchführung eines TOAs beau�ragt, sodass die aus-
schließlich im Erwachsenenbereich des § 46a StGB tä�ge 
Fachstelle mit dem bearbeiteten Fallau�ommen nicht selten 
an der Spitze in NRW lag und liegt.  

Nach Ende der Coronapandemie konnte zwar noch nicht 
vollständig an die zuvor bearbeiteten Fallzahlen (683 Fälle in 
2018 und 640 Fälle in 2019) angeknüp�, die Falleingänge 
aber wieder auf 611 Fälle in 2022 und 503 Fälle in 2023 sta-
bilisiert werden.

Die Finanzierung des TOAs erfolgt in Form einer Projek�ör-
derung durch das Ministerium der Jus�z in NRW, auf der Ba-
sis einer Fallpauschale von zurzeit 360 €. Hiervon werden 
90 Prozent an die freien Träger der Fachstellen ausbezahlt. 
Ein zehn prozen�ger Eigenanteil ist von dem jeweiligen Trä-
gerverein selbst aufzubringen.  

Das Fallau�ommen wird fast ausschließlich seitens der 
Staatsanwaltscha� Duisburg zugewiesen. Nur eine Handvoll 
an Menschen meldet sich selbst in der Fachstelle oder 
kommt auf Anregung ihrer anwaltlichen Vertretungen. Auch 
polizeiliche Anregungen machen nur einen marginalen An-
teil an bearbeiteten Fällen aus. 

Es ist leider das Phänomen zu beobachten, dass der TOA – 
trotz vermuteter Etablierung über die langen Jahre – bei den 
Bürger:innen nicht bekannt ist. Ohne die Beau�ragung durch 
die Staatsanwaltscha� wären die Beteiligten daher niemals 
in den Genuss dieses Angebots gekommen. 

Diese Beobachtung und das Problem liegen nach dem Dafür-
halten der Verfasserin in der Natur der Sache. Ohne konkre-
ten Anlass eines Strafverfahrens oder eines verletzten 
Rechtsgutes besteht verständlicherweise kein Interesse, sich 
mit der Thema�k und dem möglichen, noch dazu unkonven-
�onellem Umgang im Bereich des TOAs auseinanderzuset-

zen. Insofern kann Öffentlichkeitsarbeit immer nur sehr ein-
geschränkten Nutzen erzielen.

Wenn es aber zu einer Stra�at und einer Verletzung gekom-
men ist, ist es mangels Informa�onen – insbesondere für Ge-
schädigte in der geschwächten, eher passiven Opferrolle – 
umso schwerer, sich Hilfe zu suchen und ein passendes 
Hilfeangebot zu finden, wie beispielsweise Media�onen in 
Form des Täter-Opfer-Ausgleichs. 

In Duisburg haben wir am letztgenannten Punkt Handlungs- 
und Einflussmöglichkeiten gesehen und genutzt. Mit dem 
DialogHaus-Konzept sind wir seit 2017 neue Wege gegangen. 
Es wurde von der Verfasserin dieses Beitrags eine Ver-
netzung der Opferhilfeeinrichtungen ini�iert, die im Jahr 
2020 zur Etablierung des Netzwerks „DialogHaus-Opferhilfe 
Duisburg“ geführt hat. Auf einer gemeinsamen Internetseite
www.dialoghaus-duisburg.de und www.opferhilfe-duisburg.
de sind seitdem die Duisburger Opferhilfeeinrichtungen für 
die Bürger:innen der Stadt sichtbar und nach Suchbegriffen 
geordnet auffindbar. Der TOA ist darin Teil der breit aufge-
stellten Opferhilfelandscha�.

Durch gemeinsame, öffentlichkeitswirksame Veranstaltun-
gen und regelmäßige Netzwerktreffen sind die Vorteile von 
Dialog und Koopera�on unter den Opferhilfeeinrichtungen 
sowie mit den Behörden (Stadt, Polizei und Staatsanwalt-
scha�) für alle erlebbar geworden und werden sehr ge-
schätzt. Die Fachstelle für Täter-Opfer-Ausgleich wurde auf 
diese Weise über den jus�ziellen Bereich hinaus bekannt.

Mit dem nun zu eröffnenden DialogHaus, das u. a. eine Bera-
tungs- und Vermi�lungsstelle für Opfer von Stra�aten vor-
halten wird, kann dann das Angebot TOA gezielt und in per-
sönlicher, geschulter Ansprache von Lots:innen konkret Be-
troffenen angetragen werden. Dies mit dem Ziel und der Er-
wartung, die Zahl der Selbstmeldungen zu erhöhen. 

Nordrhein-Wes�alen
(1) Antworten aus der Ausgleich Rhein-Ruhr Fachstelle 
für TOA und Konfliktregelung im LG-Bezirk Duisburg

von Silke Fiedeler
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von Hannah Flachs

Die Fachstelle für Täter-Opfer-Ausgleich in Münster ist dem 
Verein sozial-integra�ver Projekte (ViP) e.V. angeschlossen. 
Seit 1992 ist die Fachstelle in Münster tä�g und leistet einen 
Beitrag zur außergerichtlichen Konfliktlösung und damit 
gleichzei�g zu einer Wiederherstellung des Rechtsfriedens. 
Das Büro befindet sich zentral in der Stadt Münster, sodass 
alle Beteiligten die Fachstelle problemlos erreichen können. 

Die Finanzierung der Fachstelle für Täter-Opfer-Ausgleich ist 
im Erwachsenenbereich über das Ministerium der Jus�z ge-
fördert und wird über Fallpauschalen abgerechnet.  

Neben der Media�on in Strafsachen, die den Kern der Arbeit 
ausmacht, ist ein wich�ger Aspekt der Arbeit die Ziel- und Er-
folgskontrolle. Diese beinhaltet eine systema�sche Doku-
menta�on der Fallarbeit, das Führen und Auswerten einer 
differenzierten Sta�s�k sowie die Kontrolle der Einhaltung 
von Vereinbarungen zwischen den Koopera�onspartner:in-
nen und dem Projekt. Der regelmäßige Austausch mit ande-
ren TOA-Einrichtungen und die Weiterbildung von Mitarbei-
tenden ist ebenfalls ein wich�ges Merkmal zur Qualitätssi-
cherung. 

Vor der Covid-19-Pandemie bearbeitete die Fachstelle ca. 
300 Fälle pro Jahr, seit Beginn der Pandemie sind die Fallzah-
len stark gesunken und konnten sich noch nicht wieder stabi-
lisieren. Im Jahr 2023 bearbeitete die Fachstelle 130 Fälle, 
von denen 66 Prozent posi�v endeten. Im Jahr 2022 waren 
es 137 Fälle, von denen 54 Prozent posi�v abgeschlossen 
werden konnten. Auch 2024 können die Fallzahlen zumin-
dest bis Juni (aktueller Stand) noch nicht wieder an die Zah-
len vor der Pandemie heranreichen. 

Als Folge sinkender Fallzahlen mussten Stellen gekürzt und 
Vollzeitstellen auf Teilzeitstellen reduziert werden. 

Wich�ge Kontakte zu jus�ziellen Koopera�onspartner:innen 
sind durch die langjährige Tä�gkeit der Fachstelle etabliert. 
Gleichzei�g ist es schwieriger geworden, den Kontakt zur 
Staatsanwaltscha� Münster im bisherigen Umfang aufrecht-
zuerhalten. Die Arbeitsbelastung in der Ermi�lungsbehörde 
sei sehr hoch, heißt es dort auf Nachfrage. Aus diesem Grund 
würden auch weniger Fälle zur Ausgleichsstelle übersandt. 
Hier braucht es in Zukun� wieder eine engere Koopera�on 
mit den jeweiligen Au�raggeber:innen, mit dem Ziel, die 
Fallzahlen zu steigern und das wertvolle Angebot der außer-
gerichtlichen Konfliktlösung wieder mehr Menschen zugäng-
lich zu machen. 

Der Täter-Opfer-Ausgleich als Möglichkeit zur außergerichtli-
chen Konfliktschlichtung und Wiedergutmachung ist auch in 
Münster leider vielen Menschen nicht bekannt. Zur weiteren 
Etablierung des Angebotes ist die Öffentlichkeitsarbeit un-
verzichtbar. Dies ist aktuell nicht in vollem Umfang möglich. 

Es bräuchte ausreichend zeitliche und finanzielle Kapazitä-
ten, um die breite Öffentlichkeit besser über die Möglichkeit 
eines Täter-Opfer-Ausgleichs zu informieren.  

(2) Antworten aus dem Verein sozial-integra�ver Projekte (VIP) e.V.
TOA-Fachstelle in Münster
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In Sachsen werden die TOAs im Jugendbereich von freien 
Trägern und der Jugendhilfe im Strafverfahren bearbeitet. 
Dabei erfolgt die Finanzierung durch die Jugendämter so-
wohl über Pauschalfinanzierung als auch über Fachleistungs-
stunden. Hier ist anzumerken, dass die verhandelten Fach-
leistungsstunden und die Stundensätze pro Fall regional sehr 
variieren. Die Zuweisungszahlen schwanken sowohl regional 
deutlich als auch im Jahresvergleich. Dabei verzeichnen 
manche Projekte großen Zuwachs, während andere sinken-
de Zahlen registrieren. 19 TOA-Projekte meldeten 2023 der 
LAG TOA insgesamt Eingänge von 533 Fallakten zurück. 

Besonders ist zu erwähnen, dass in größeren Abständen in 
Abs�mmung mit dem Landesjugendamt mehrtägige Weiter-
bildungen organisiert werden. 2023 fand eine Weiterbildung 
zum Thema ‚Systemische Methoden im TOA‘ sta�.

Seit vielen Jahren gibt es in Sachsen eine regelmäßig tagende 
LAG TOA, in der sich vor allem die freien Träger, die TOAs 
durchführen, treffen. Sowohl Fachaustausch, Fallbespre-
chungen als auch Weiterbildungen sind Inhalt der halbjähri-
gen Treffen. In manchen Regionen gibt es Regionalgruppen.

Seit 2021 besteht in Koordina�on der Generalstaatsanwalt-
scha� eine Arbeitsgruppe zur Förderung des TOAs in Sach-
sen. Diese AG wurde auf Ini�a�ve des Jus�zministeriums 
wiederbelebt. Die Arbeitsgruppe ha�e bzw. hat folgende Ar-
beitsschwerpunkte: Erarbeitung und Implemen�erung einer 
Handreichung zur Beau�ragung eines TOAs für die sächsi-
schen Staatsanwaltscha�en, Erarbeitung von Werbematerial 
für die Öffentlichkeitsarbeit (Flyer und Plakat), Benennung 
von TOA-Verantwortlichen in den Landgerichtsbezirken der 
Staatsanwaltscha�en und die Organisa�on von Fachveran-
staltungen. Ein wich�ges Anliegen der AG sind außerdem die 
regelmäßigen Fachaustausche zwischen den Fachstellen und 
den Staatsanwaltscha�en vor Ort.

Der Film „All eure Gesichter“ wird und wurde an verschiede-
nen Orten in verschiedenen Städten mit Unterstützung der 
Schlichtungsstellen gezeigt – unter anderem  auch in der JSA 
Regis-Brei�ngen.

Der Täter-Opfer-Ausgleich mit erwachsenen Beschuldigten 
und Geschädigten wird in Sachsen ausschließlich über Zu-
weisungen durch Staatsanwaltscha�en und Gerichte durch 
die Sozialen Dienste der Jus�z bei den Landgerichten durch-
geführt. In jedem der fünf Landgerichtsbezirke stehen dafür 

derzeit im Schni� drei bis vier als „Mediator:innen im Straf-
recht“ ausgebildete Sozialarbeiter:innen zur Verfügung. 

Das Fallau�ommen hat sich aufgrund des beschriebenen En-
gagements der durch das Jus�zministerium wiederbelebten 
Arbeitsgruppe in Sachsen wie folgt entwickelt: 2022 waren 
es insgesamt 295 Eingänge, 2023 dann bereits 489 und 99 
Eingänge im ersten Quartal 2024.

Die Durchführung der TOAs ist in den Arbeitsstandards des 
Sozialen Dienstes der Jus�z sachsenweit verbindlich und de-
tailliert niedergelegt und orien�ert sich fast wortwörtlich an 
den jeweils aktuellen Standards des TOA-Servicebüros. Die 
Mediator:innen können – so vorhanden – jus�zinterne und 
externe Weiterbildungsangebote in Anspruch nehmen. Dar-
über hinaus werden TOAs s�chpunktar�g in die Geschä�s-
prüfungen einbezogen. Alle Mediator:innen haben die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme von Supervision. Eine überre-
gionale Vernetzung erfolgt durch die Teilnahme an der LAG 
TOA.

Schwierigkeiten: Organisa�onsstruktur und Ausbildungs-
stau

Die größten zu benennenden Schwierigkeiten liegen in der 
Organisa�onsstruktur. Zum einen erfolgt die Zuweisung zur 
‚jus�zinternen‘ Konfliktschlichtung im Rahmen von TOA aus-
schließlich durch die Jus�zbehörden selbst, was außenste-
henden Beschuldigten und Geschädigten (wenn also noch 
kein Strafverfahren anhängig ist) den Zugang verwehrt. 

Zum anderen erfolgen Zuweisungen durch Staatsanwält:in-
nen und Richter:innen nur, wenn diesen die Möglichkeiten 
der Inanspruchnahme des TOAs persönlich überhaupt be-
kannt sind – in der juris�schen Ausbildung kommt die Aus-
einandersetzung mit dem TOA o� zu kurz – und sie bereits 
gute Erfahrungen damit gemacht haben. Da man Instrumen-
te wie den TOA in der Jus�z je nach guter oder schlechter Er-
fahrung einsetzt, erfolgen mehr oder weniger regelmäßige 
Zuweisungen nur durch dienstältere Richter:innen und 
Staatsanwält:innen, weil die jüngeren Kolleg:innen aufgrund 
ihrer ro�erenden Einsatzstellen nicht die dafür benö�gte Er-
fahrung sammeln können. 

Inzwischen steht allen Richter:innen und Staatsanwält:innen 
eine Handreichung zur Verfügung, die als Lei�aden für eine 

Sachsen
Antworten aus der LAG TOA Sachsen

von Anja Hentschel 
(für den Sprecherrat der LAG TOA Sachsen)
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Zuweisungspraxis für TOA angesehen und genutzt werden 
kann. Die Erfahrung hat gezeigt, dass insbesondere Staatsan-
wält:innen nach wiederholten Anweisungen von Vorgesetz-
ten mehr TOAs zuweisen.

Ebenfalls als voranbringend hat sich die Installa�on einer re-
gelmäßigen (meist einmal jährlichen) Zusammenkun� aller 
mit dem TOA befassten Behörden und Fachdienste auf den 
regionalen Landgerichtsebenen seit 2022 bewährt. Damit,  
und mit den für alle Landgerichtsbezirke bes�mmten TOA-
Ansprechpartner:innen bei den Staatsanwaltscha�en hat 
die notwendige Vernetzung aller, an der TOA-Durchführung 
Beteiligten, eine neue Qualität erfahren.

Als weitere Schwierigkeit wird gesehen, dass derzeit bei den 
Landgerichten ein Ausbildungsstau für den Mediator:innen-
nachwuchs eintri�. Es werden insgesamt weniger neue Kol-
leg:innen geschult, als in den nächsten Jahren altersbedingt 
ausscheiden werden. Vor der gegenwär�gen Entwicklung 
sich sachsenweit erhöhender Bearbeitungszahlen, kommen 
Dienststellen mit besonders hohem Fallau�ommen an ihre 
Kapazitätsgrenzen. Dem Ausbildungsstau soll damit begeg-
net werden, dass neben der gegenwär�gen Praxis, neue Me-
diator:innen überregional ausbilden zu lassen, in Sachsen ab 
2025 ein eigenes Ausbildungsprogramm in Koopera�on mit 
dem TOA-Servicebüro aufgelegt werden soll.

Evalua�onsstudie TOA in Sachsen

Das sächsische Jus�zministerium gab eine Studie zum TOA 
im Erwachsenenbereich in Au�rag (h�ps://www.jus�z.sach-
sen.de/smj/download/02a_Anlage_Evalua�onsstudie_
TOA_in_Sachsen.pdf). In dieser Studie zur Untersuchung der 
Ursachen für das bis dahin niedrige TOA-Fallau�ommen in 
Sachsen, wurde als eine Hauptursache der „fehlende Be-
kanntheitsgrad/Image“ in Verbindung mit einer fehlenden 
Lobby bei Gerichten und Staatsanwaltscha�en ermi�elt. 
Dort wurde und wird der TOA auch gegenwär�g eher als „fa-
kulta�ve Idee“ gesehen, denn als sinnvolles und nutzbares 
Instrument zur Schaffung von Rechtsfrieden innerhalb der 
Gesellscha�.

Im Ergebnis dieser Studie wurde Ende 2023 beim Jus�zmi-
nisterium ein Referent für Restora�ve Jus�ce eingesetzt, 
welcher seit 2024 auch in der Arbeitsgruppe TOA mitarbei-
tet.

Als Maßnahme zur Erhöhung des Bekanntheitsgrades des 
TOAs inner- und außerhalb der Jus�z, hat das Ministerium 
den Druck von Flyern und Plakaten angeordnet, deren Ge-
staltung in den Händen der genannten überbehördlichen Ar-
beitsgruppe lag und abgeschlossen ist. Auf Flyern und Plaka-
ten ist über einen QR-Code auch der Link zum TOA-Vorstel-
lungsfilm vom Tatausgleich und Konsens e.V. abru�ar.

Im Zusammenhang mit den Flyern und Plakaten wird ein 
sachsenweites TOA-Info-Telefon installiert, dessen Nummer 
auf den Flyern und Plakaten abgedruckt ist, wo Auskun�ssu-
chende allgemeine Informa�onen zum TOA erhalten können 
und auch eine – wenn möglich – konkrete Vermi�lung an 
eine zuständige Vermi�lungsstelle erfolgen kann. Das TOA-
Info-Telefon wird während eines Pilotzeitraumes mit Proto-
kollführung über die Anrufe durch den Sozialen Dienst der 
Jus�z betrieben, um nach einer Auswertung und Einschät-
zung des Bedarfes entscheiden zu können, ob die erfüllten 
Erwartungen an das Info-Telefon eine Verlängerung des Pro-
jektes in welcher Art der For�ührung auch immer rech�er-
�gen. 

Als wesentlicher Mitnahme-Effekt des Info-Telefons wird er-
wartet, dass Auskun�ssuchende verstärkt jus�zexterne An-
gebote der außergerichtlichen Konfliktschlichtung in An-
spruch nehmen, die bisher ebenfalls wenig beachtet und ge-
nutzt werden, weil sie der Bevölkerung teilweise unbekannt 
sind (Friedensrichter:in, Schiedsstellen, …). Da Personen mit 
Konfliktschlichtungsbedarf ohne laufendes Ermi�lungs- 
oder Strafverfahren der Zugang zum ausschließlich jus�zin-
ternen TOA verwehrt ist, muss der Fokus darauf liegen, auch 
diesem Personenkreis ein ansprechendes jus�zexternes An-
gebot vorzuhalten. Perspek�visch müssten die vorhandenen 
Organisa�onsstrukturen derart verändert werden, dass auch 
dem Personenkreis ohne laufenden Ermi�lungs- oder Straf-
verfahren der Zugang zu einem staatlich geförderten und be-
zahlten Angebot der außergerichtlichen Konfliktschlichtung 
ermöglicht wird, ohne sich dem Risiko einer nachträglichen 
Strafverfolgung ausgesetzt zu sehen.
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Bei uns im Horizont e.V. bieten wir Media�onen im Rahmen 
des Täter-Opfer-Ausgleichs an, wobei der Verein als freier 
Träger keine klassische TOA-Fachstelle ist. Wir sind in insge-
samt drei Nordthüringer Landkreisen im Bereich der Jugend-
konflikthilfe (für Jugendliche von 14 bis 21 Jahren) tä�g und 
die Zuweisungen der TOA-Fälle erfolgt ausschließlich über 
die Staatsanwaltscha�. Die Ermi�lungsakten werden ent-
sprechend mit der Verfügung der Staatsanwaltscha� zu-
nächst an die Jugendgerichtshilfe und schließlich an uns als 
Leistungserbringer übersandt. Die Finanzierung erfolgt ent-
sprechend direkt über den Landkreis. 

2023 ha�en wir in unseren Landkreisen folgendes Fal-
lau�ommen: 

• Landkreis Nordhausen: 20 TOA-Fälle;

• Landkreis Eichsfeld: 25 TOA-Fälle;

• Landkreis Unstrut-Hainich: 37 TOA-Fälle.

Zur Qualitätssicherung unserer Arbeit werden die Teilneh-
menden am Ende des Prozesses gebeten, einen Zufrieden-
heitsbogen auszufüllen, der anonymisiert ausgewertet wird. 

Bei den Zuweisungen ist eine signifikante Zunahme von Ta-
ten im schulischen Kontext zu verzeichnen. Meistens handelt 
es sich um Beleidigungen, Bedrohungen und Körperver-
letzungen zwischen Schüler:innen, in Einzelfällen jedoch 
auch gegenüber dem Lehrpersonal. 

Was funk�oniert aus Ihrer Perspek�ve noch nicht? 

Es erfolgen vorwiegend Zuweisungen zu sogenannten ‚Kava-
liersdelikten‘, die wenig Spielraum hinsichtlich eines Ausglei-
ches lassen (die Ergebnisse sind in diesen Fällen bereits in 
gewisser Weise vordefiniert), den Jugendlichen fehlen Ge-
staltungsmöglichkeiten zur Wiedergutmachung, wenn die 
Taten o�mals schlichtweg nicht mehr als eine Entschuldi-
gung hergeben. Hier wird das Potenzial des Täter-Opfer-Aus-
gleichs nicht ausgeschöp�. 

Was sind Ihre Strategien/Maßnahmen?

Bei regelmäßig sta�indenden gemeinsamen Treffen, der so-
genannten ‚Runde der Verfahrensbeteiligten‘, sind auch Ver-
treter:innen der Staatsanwaltscha� zugegen und es kann 

eine Rückmeldung zu den zugewiesenen Fällen gegeben 
werden. Hier wird versucht, dafür zu sensibilisieren, dass 
auch weitere Stra�aten für einen TOA prädes�niert sein kön-
nen. 

Was wäre darüber hinaus aus Ihrer Sicht nö�g, um die Situ-
a�on im Sinne eines op�mal funk�onierenden TOA-
Arbeitsfeldes zu gestalten?

Eine TOA-Fachstelle zumindest für den Nordthüringer Raum 
zu installieren, wäre aus unserer Sicht zu begrüßen. 

Haben Sie Lösungsansätze im Bereich des TOAs, die sich in 
Zusammenhang mit anderen, früheren Herausforderungen 
bereits bewährt haben, die für andere TOA-Fachstellen in-
spirierend sein könnten? 

Wir haben gute Erfahrungen mit Media�onen im Online-For-
mat gemacht. Wenn die Geschädigten beispielsweise weiter 
weg wohnten oder ein gemeinsames Vor-Ort-Gespräch aus 
anderen Gründen nicht möglich war, konnten wir durch das 
Online-Angebot dennoch eine Media�on anbieten. Dies er-
möglicht, insbesondere bei in Ausbildung oder Arbeit ste-
henden Heranwachsenden eine flexiblere und ortsungebun-
dene Termingestaltung. Ein fokussiertes Arbeiten und das 
Schließen einer Vereinbarung sind nach unserer Erfahrung 
genauso gut möglich wie in der klassischen Media�on.

Worin sehen Sie Chancen für die weitere Entwicklung des 
TOAs in Ihrem Bundesland? 

Entwicklungschancen sehen wir bei der Manifes�erung des 
TOAs im Erwachsenenbereich – hier ist das Fallau�ommen 
in unseren Landkreisen bisher noch verschwindend gering.

Thüringen
Antworten aus dem Horizont e.V. in Nordhausen 
zum Jugend-TOA

von Tim-Gerrit Holzhause
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Zur Organisa�on des TOAs bei der Bewährungs- und Ge-
richtshilfe Baden-Wür�emberg

Zum 1. Januar 2017 hat die Landesanstalt Bewährungs- 
und Gerichtshilfe Baden-Wür�emberg (BGBW) die Aufga-
ben in der Bewährungshilfe, Gerichtshilfe und im Täter-Op-
fer-Ausgleich übernommen. Im Jahr 2023 vermi�elten un-
sere Mediator:innen in ca. 1.600 Fällen im Rahmen eines 
Täter-Opfer-Ausgleichs. Dieses Fallau�ommen ist in den 
letzten zehn Jahren rela�v konstant geblieben (siehe Bal-
kendiagramm unten).

Neben der Geschä�szentrale bestehen landesweit neun 
Einrichtungen sowie 35 Außen- und Sprechstellen. Durch 
diese Flächenpräsenz soll jede:r Klient:in möglichst wohn-
ortnah beraten werden. In jeder Abteilung werden Media-
tor:innen eingesetzt; etwa 65 der 470 Mitarbeitenden sind 
als Mediator:innen tä�g.

Einheitliche Qualitätsstandards zählen für die BGBW zu 
den Garanten einer erfolgreichen Media�on. Diese wer-
den ste�g weiterentwickelt. Dabei steht die BGBW in en-
gem Dialog mit Gerichten, Staatsanwaltscha�en und Ko-
opera�onspartner:innen. Im Rahmen des TOAs bilden wir 
seit 2019 Mediator:innen in Strafsachen aus. Zur Zer�fizie-
rung orien�eren wir uns an den Grundlagen des Deut-
schen Media�onsgesetzes sowie der Zer�fizierte-Mediato-
ren-Ausbildungsverordnung – (ZMediatAusbV). Die Über-
prüfung der Einhaltung der Qualitätsstandards erfolgt 
über eine jährliche Innenrevision.  

Ewicklung der TOA-Fallzahlen

Herausforderungen und Chancen

Im Jahr 2023 wurde insgesamt 1.576 Mal ein Täter-Opfer-
Ausgleich durchgeführt. Das Potenzial an Fällen, in denen 
ein TOA geeignet wäre, ist wesentlich größer. Auch im in-
terna�onalen Vergleich bewegen sich unsere Zahlen auf 
rela�v niedrigem Niveau. Regional sind zum Teil große Un-
terschiede zu beobachten.

Der Täter-Opfer-Ausgleich bietet zahlreiche Vorteile: Er 
trägt zur Wiederherstellung des Rechtsfriedens bei, indem 
er Tatverantwortliche und Opfer miteinander in Kontakt 
bringt und Konflikte außergerichtlich löst. Dies hil� nicht 
nur, weitere Stra�aten zu verhindern, sondern stärkt auch 
den Opferschutz. Seine Flexibilität ermöglicht es, in ver-
schiedenen Phasen des Verfahrens eingesetzt zu werden, 
was eine maßgeschneiderte und wirksame Interven�on 
gewährleistet. 

Aus diesem Grund ist es das Ziel der BGBW, die Fallzahlen 
weiterhin zu steigern. Dies geschieht durch eine ak�ve An-
spruchsgruppenbetreuung im Jus�zministerium durch un-
seren Vorstand für Sozialarbeit Chris�an Ricken sowie bei 
den örtlichen Gerichten und Staatsanwaltscha�en durch 
unsere Einrichtungsleitungen. Erfreulicherweise sind wir 
seit 2023 fester Bestandteil der Assessor:innen-Ausbil-
dung in Baden-Wür�emberg. 

Durch unsere TOA-Mul�plikator:innen, die die Media-
tor:innen in den neun Einrichtungen koordinieren, finden 
auch immer wieder Ak�onen sta�, um Überzeugungsar-
beit für die Vermi�lung von mehr Au�rägen zu leisten so-
wie den Bekanntheitsgrad zu steigern. 

Eine Maßnahme im Jahre 2024 ist unter anderem die Schu-
lung der Polizei, die im Rahmen der Aufnahme von Anzei-
gen direkte  Informa�onen an Geschädigte und Beschul-
digte weitergeben kann.

Obwohl noch keine signifikanten Erfolge dieser Maßnah-
men zu verzeichnen sind, zeigen konstante Au�ragszahlen 
im Zusammenhang mit einem Rückgang der Kriminalitäts-
rate in Baden-Wür�emberg, dass sich der Einsatz für den 
TOA lohnt.

Bild: BGBW

Baden-Wür�emberg
Antworten der BGBW zum Erwachsenen-TOA

von Katharina Heitz
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Skizzieren Sie bi�e einleitend in aller Kürze die aktuelle 
Situa�on der TOA-Praxis in ihrem Bundesland. 

Der Jugend-TOA wird in Baden-Wür�emberg von öffentli-
chen und freien Trägern durchgeführt. Nicht alle Gerichts-
bezirke haben eine TOA-Fachstelle, in einigen wenigen gibt 
es das Angebot immer noch nicht. Sowohl die Finanzie-
rung (pauschal oder fallgebunden) als auch das jährliche 
Fallau�ommen sind in den jeweiligen Fachstellen sehr un-
terschiedlich. So gibt es Fachstellen mit einer Fallexplosion 
und viel Arbeit, die kaum bewäl�gt werden kann, und in 
anderen Stellen nimmt die Fallzuweisung schon seit Jahren 
ste�g ab.  

Die in der LAG organisierten Fachstellen tragen ihre Zahlen 
am Ende des Jahres in einer Sta�s�k zusammen, um so ei-
nen groben Überblick über Zahlen und Daten erhalten zu 
können. Jedoch ist diese Sta�s�k nicht abschließend vali-
de, da sich nicht jedes Jahr alle Fachstellen gleich beteili-
gen (können).

Mit welchen Herausforderungen/Problemen/Schwierig-
keiten sind Sie als Fachstelle konfron�ert? Was funk�o-
niert aus Ihrer Perspek�ve nicht?

Es ist noch immer so, dass die Zuweisungen zum TOA per-
sonenabhängig sind. In manchen Regionen erschwert ein 
häufiger Wechsel der zuständigen Staatsanwält:innen die 
Zusammenarbeit und die Fallzuweisungen zusätzlich. Eine 
weitere Herausforderung ist, dass von der Jus�z Vorgaben 
kommen, wie das Ergebnis des TOAs aussehen soll. Es ist 
dann teilweise schwierig, der Staatsanwaltscha� und den 
Gerichten zu vermi�eln, dass im TOA die Beteiligten die 
Ergebnisse selbstständig festlegen. Der Faktor Zeit spielt in 
manchen Fachstellen eine Rolle. Zum einen bekommen sie 
wenig Zeit für die Durchführung des TOAs bzw. stoßen auf 
Unverständnis, falls Fälle länger dauern. Die große Zeit-
spanne zwischen Tat und dem Start der TOA-Anregung er-
schwert in manchen Fällen die Bereitscha� bzw. Zusam-
menarbeit mit den Beteiligten. 

Generell zeigen sich deutliche Unterschiede in den Koope-
ra�onsmöglichkeiten mit Staatsanwaltscha�, Gerichte und 
Jugendhilfe im Strafverfahren. Es gibt enge Koopera�onen 
mit regelmäßigen Treffen, aber auch Stellen, die sich lange 
um einen Termin für ein Gespräch bemühen müssen. Dies 
spiegelt sind dann auch in den Fallzuweisungen wieder. 

Für viele Stellen blieben die Fallzahlen jedoch grundlegend 
für die Finanzierung und den Umfang der Stellen. 

Wie gehen Sie mit Krisenherden um? Was sind Ihre Stra-
tegien?

Ein guter Austausch mit den Koopera�onspartner:innen 
(Staatsanwaltscha�, Gerichte, Jugendhilfe im Strafverfah-
ren, Polizei etc.) über die Dinge, die gut laufen oder wo 
man Veränderungsbedarf sieht, sind eine bewährte Strate-
gie für die Zusammenarbeit. Insbesondere TOA-Verfech-
ter:innen unter den Koopera�onspartner:innen sind eine 
gute Ressource, um den TOA anzuregen und über seine 
Möglichkeiten zu informieren. Solche Fürsprecher:innen, 
auch aus höheren Leitungsebenen oder aus der Poli�k, 
sind in Krisenzeiten ein hilfreicher Rückhalt.

Der Austausch mit anderen Fachstellen in Form von Super-
vision oder kollegialer Fallberatung ist ein hilfreiches 
Werkzeug. Und ein klein wenig Geduld schadet nie! 

Was wäre darüber hinaus aus Ihrer Sicht nö�g, um die Si-
tua�on im Sinne eines op�mal funk�onierenden TOA-
Arbeitsfeldes zu gestalten?

1. Eine schnelle und einfache Weitergabe von Fällen bzw.
Akten erleichtert den Arbeitsalltag. Das flächende-
ckende Einführen von e-Akten wäre hier also eine
Möglichkeit zur Verbesserung. Voraussetzung ist, dass
Akten sorgfäl�g geführt werden und somit das zeit-
aufwendige Einholen fehlender Informa�onen ver-
mieden werden kann.

2. Regelmäßige Informa�onsveranstaltungen oder Schu-
lungen für die Polizei und die Jus�z, damit diese über
Wissen bezüglich des TOAs und dessen Möglichkeiten
verfügen.

3. Einheitliche Regelungen in Gerichtsbezirken mit meh-
reren Fachstellen vereinfachen die Prozesse und ver-
hindern Irrita�onen.

4. Die Pauschalfinanzierung von TOA-Fachstellen erleich-
tert Arbeitsabläufe und sichert deren Existenz (unab-
hängig schwankender Fallzahlen).

Gibt es Best-Prac�ce-Beispiele, die Sie teilen können? 
Haben Sie Lösungsansätze, die sich in Zusammenhang 
mit anderen, früheren Herausforderungen bewährt ha-
ben, die auch für andere TOA-Fachstellen inspirierend 
sein könnten?

Nach der ‚Stu�garter Krawallnacht‘ und den anschließen-
den Wiedergutmachungskonferenzen gab es eine enge Ko-
opera�on zwischen allen Fachstellen im Gerichtsbezirk. 

(2) Antworten aus der LAG TOA BW zum Jugend-TOA
von Jasmina Wiehe und Michael Hörmann
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So konnte trotz Mehraufwand und ohne Personalaufsto-
ckung das Angebot vielen jungen Menschen zugängig ge-
macht werden.  

Wir haben gemeinsam bei der Jus�z und der Jugendhilfe 
im Strafverfahren das Angebot bekannt gemacht. Das Ein-
bringen der Fachstellen in lokalen Events führt zu einem 
verstärkten Bekanntwerden des TOAs, z. B. eine gemeinsa-
me Filmvorführung zu „All eure Gesichter“. Solche 
Ak�onen können auch gemeinsam mit Koopera�onspart-
ner:innen organisiert werden. Es ist zwar keine neue Erfin-
dung, aber Vernetzungstreffen haben sich in der Vergan-
genheit immer wieder als hilfreiches Mi�el gezeigt, um 
Herausforderungen zu überwinden. Ebenso der Austausch 
in fachstellenübergreifender Supervision und/oder Fallbe-
ratung. 

In Flächenlandkreisen oder bei Vorbehalten gegenüber 
persönlichen Ausgleichsgesprächen wurden außerdem 
schon gute Erfahrungen mit Videokonferenzen gemacht.

Erkennen Sie zurzeit (auch) posi�ve Impulse für den TOA? 
Worin sehen Sie Chancen für die weitere Entwicklung des 
TOAs in ihrem Bundesland? Oder flächendeckend? 

Es zeigt sich, dass die Opferperspek�ve in der Jus�z mehr 
Gewicht bekommt. Eventuell werden sich daraus mehr 
Fallzuweisungen ergeben. Auch wenn der Ausbau der Häu-
ser des Jugendrechts kontrovers disku�ert wird, könnten 
sich auch hier durch gute und klare Absprachen neue Mög-
lichkeiten au�un.

Wünschenswert wären aktuelle Studien zur Wirkung des 
TOAs und natürlich eine gesicherte Finanzierung der Fach-
stellen durch eine gesetzliche Regelung.

Bayern
Antworten aus der Landesgruppe TOA in Bayern

von Michaela Franke und Carolin Wagner

Der TOA wird zum einen von freien Trägern, von Jugendäm-
tern und der Gerichtshilfe angeboten und durchgeführt. 
Beau�ragt wird dieser schwerpunktmäßig von den Staatsan-
waltscha�en, Gerichten, Jugendämtern und auch Rechtsan-
wält:innen. 

Finanziert werden die TOA-Stellen im Jugendbereich über 
die jeweiligen Jugendämter, dies erfolgt teilweise pauschal 
und teilweise fallbezogen. Im Erwachsenenbereich ist man 
vollständig auf die Zuweisung von Bußgeldern der Staatsan-
waltscha�en und Gerichte angewiesen, um dieses Angebot 
bereithalten zu können. 

Damit der TOA im Bundesland Bayern gestärkt wird, treffen 
sich Prak�ker:innen zweimal jährlich zur TOA- Landesgruppe 
und greifen die Themen, die unser Wirken und den Fortbe-
stand betreffen, auf. 

Dieser Zusammenschluss pflegt auch einen regelmäßigen 
Kontakt zu den Ansprechpartner:innen im Jus�zministerium 
und nutzt diesen, um unsere Anliegen direkt anzusprechen. 
Zudem erstellen wir eine Jahressta�s�k, die die aktuelle Lage 
der Ausgleichsstellen verdeutlichen und unsere Unter-
stützungswünsche unterstreichen soll. Damit Veränderun-
gen und Entwicklungen besser erkennbar werden, sind wir 
zudem dazu übergegangen, in einer separaten Darstellung 
die Entwicklung der Zahlen einiger Stellen zu berücksich�-

gen, die sich im Vorfeld bereit erklärt haben, ihre Zahlen zu-
verlässig über mehrere Jahre zur Verfügung zu stellen. 

Neben der Jahressta�s�k der TOA Landesgruppe Bayern er-
gibt sich daraus folgendes Bild zum Fallau�ommen:

Fallzahlen (insgesamt) im Jugend-TOA bei diesen acht Fachstellen

Bild: Landesgruppe TOA Bayern

Bild: Landesgruppe TOA Bayern

 Entwicklung der Fallzahlen im Jugend-TOA bei acht Fachstellen
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Entwicklung Fallzahlen im Erwachsenen-TOA bei vier Fachstellen

Bild: Landesgruppe TOA Bayern 

Fallzahlen (insgesamt) im Erwachsenen-TOA bei diesen vier Fachstel-
len

Bild: Landesgruppe TOA Bayern

Unsere Anliegen bestehen im Kern darin, eine flächendeckend 
konstante Fallübertragung und eine finanzielle Sicherung die-
ses Angebots durch die Jus�z zu erreichen. So zeigen sich 
regional deutliche Unterschiede hinsichtlich der Fallübertra-
gung, die bei den Staatsanwaltscha�en und den Gerichten 
spürbar von den weisungsbefugten Personen und deren Ver-
hältnis zum TOA abhängig ist. Insbesondere durch die starke 
Fluktua�on der Staatsanwält:innen im Jugend- als auch im Er-
wachsenenbereich unterliegt diese erheblichen Schwankun-
gen und der Täter-Opfer-Ausgleich muss kon�nuierlich bewor-
ben werden. 

Dies gilt im gleichen Maße für die Bußgeldzuweisungen, die ge-
rade im Erwachsenenbereich unabdingbar sind und über das 
Fortbestehen der Ausgleichsstelle entscheiden. Hier wurde be-
reits die Bi�e um einen Haushaltsposten an das Jus�zministeri-
um herangetragen, z. B. in Form eines Re�ungsschirms, um 
einzelnen Ausgleichsstellen, die in eine prekäre Situa�on gera-
ten sind, finanzielle Unterstützung gewähren zu können.  

Diese Anregung wurde bislang nicht aufgegriffen, da hier keine 
finanziellen Mi�el bereitstünden. Wir werden dies allerdings 
weiterhin thema�sieren, in der Hoffnung, dass sich diesbezüg-
lich eine Änderung ergibt.

Unseren Informa�onen zufolge wird der Täter-Opfer-Ausgleich 
in den einzelnen Regionen durch regelmäßige Treffen mit Fort-
bildungs- und Informa�onsangeboten für Staatsanwält:innen 
und Richter:innen beworben. Auch Au�leber mit dem Hinweis 
TOA geeignet werden eingesetzt, die durch die vernehmenden 
Polizeibeamt:innen auf den Anzeigen angebracht werden, um 

potenzielle Au�raggeber:innen auf den TOA aufmerksam 
zu machen. 

Neben der Fallakquise muss auch immer wieder auf die 
Notwendigkeit hingewiesen werden, dass das Überleben 
dieses Angebots vor allem im Erwachsenenbereich von 
Bußgeldzuweisungen abhängt. Hier arbeitet seit Kurzem 
eine Ausgleichsstelle mit entsprechenden Au�lebern, die 
auf dem Abschlussbericht angebracht werden, um so si-
cherzustellen, dass deutlich wird, dass dieses Angebot an 
finanzielle Mi�el gebunden ist

Abschließend darf festgehalten werden, dass der TOA 
ohne das Engagement der Mitarbeitenden in den Aus-
gleichsstellen unseres Erachtens deutlich seltener Anwen-
dung finden würde und dies obwohl, der befriedende Cha-
rakter dieses Instruments seitens der Jus�z erkannt und 
auch gelobt wird.
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Die TOA-Stelle im Saarland befindet sich beim Kompetenz-
zentrum der Jus�z für Resozialisierung und Opferhilfe (ehe-
mals Sozialdienst der Jus�z). Das jährliche Fallau�ommen 
liegt seit Jahren bei rund 80 Fällen, 2023 war ein leichter An-
s�eg bis nahe 100 zu verzeichnen. Die TOA-Stelle ist mit hal-
ber Stelle besetzt. 

Es gibt weder Problema�ken in der Organisa�on noch beim 
standardisierten Arbeiten. Die TOA-Fälle zuweisende Stelle 
ist im Saarland meist die Staatsanwaltscha�, seltener ein
Gericht. Selbstmelder:innen sind nicht vorgesehen. 

Was sind Ihre Strategien zur Fallakquise? 

Der TOA ist in unregelmäßigen Abständen Inhalt eines Semi-
nars der polizeilichen Aus- und Fortbildung im Saarland. 
Ebenso wird zum Täter-Opfer-Ausgleich ein Seminar für Stu-
dierende der Sozialen Arbeit angeboten. Polizeidienststellen 
erhalten ausreichend TOA-Flyer. Und es erfolgt eine Teilnah-
me an Runden Tischen mit Staatsanwaltscha�, Polizei und 
Jugendamt (unregelmäßige Einladung).

Mit welchen Herausforderungen/Problemen/Schwierigkei-
ten sind Sie als TOA-Fachstelle konfron�ert? Was funk�o-
niert aus Ihrer Perspek�ve nicht?

Bei Kontakten zur Staatsanwaltscha� wurde immer wieder 
von einer hohen Akzeptanz und völliger Zufriedenheit ge-
sprochen, zu einer Erhöhung der Fallzahlen führte dies nicht.

Was wäre darüber hinaus aus Ihrer Sicht nö�g, um die Situ-
a�on im Sinne eines op�mal funk�onierenden TOA-
Arbeitsfeldes zu gestalteten? 

Der TOA sollte in der polizeilichen Ausbildung, aber auch im 
Alltag bei den Polizeiinspek�onen viel mehr Aufmerksamkeit 
finden. Nur in wenigen der eingegangenen Fälle geht eine 
Anregung zum TOA von den ermi�elnden Polizeibeamt:in-
nen aus. Die Staatsanwaltscha� nutzt das Potenzial des TOAs 
nur sehr wenig in Anbetracht der hohen Menge an Ermi�-
lungssachen, die dafür geeignet sein könnten. Es erweckt 
den Anschein, dass eine Anklageerhebung oder eine Verfah-
renseinstellung probater ist als die friedenss��ende, aber si-
cher langwierigere Möglichkeit, einen TOA durchzuführen. 
Bei Polizei wie auch bei der Staatsanwaltscha� könnte eine 
wiederkehrende, aber personell natürlich äußerst herausfor-
dernde Informa�onsveranstaltung helfen. 

Erkennen Sie zurzeit (auch) posi�ve Impulse für den TOA? 
Worin sehen Sie Chancen für die weitere Entwicklung des 
TOAs in Ihrem Bundesland? Oder flächendeckend?  

Leider sehe ich momentan keine posi�ven Impulse für den 
TOA. Sollte es weiterhin bei den niedrigen Zahlen bleiben, 
bedingt dies natürlich auch den geringen Stellenanteil oder 
sogar ein komple�es Aus. Chancen würde ich nur dann se-
hen, sollte sich die Staatsanwaltscha� wieder dem TOA zu-
wenden und ihn als das anerkennen, was er ist: Eine pädago-
gisch wertvolle, konfliktbereinigende und nachhal�ge Maß-
nahme.

Saarland
Antworten aus dem Kompetenzzentrum der Jus�z für
Resozialisierung und Opferhilfe

Rheinland-Pfalz
Antworten aus freier Trägerscha�

von Marcus Schwörer

von Birgit Derissen 

Der TOA wird in RLP zumeist von freien – und zu diesem 
Zweck mit dem TOA-Gütesiegel zer�fizierten – Trägern der 
Opfer- und Straffälligenhilfe bzw. der sozialen Rechtspflege 
sowohl für Erwachsene als auch für Jugendliche und Heran-
wachsende durchgeführt. Daneben gibt es auch einzelne Ju-
gendämter, die sich die Durchführung von TOA-Verfahren 
vorbehalten.

Die Finanzierung der Fachstellen bei den freien Trägern er-
folgt zum größten Teil über die Zuweisung von Zahlungsaufla-
gen durch Gerichte und Staatsanwaltscha�en. 

Im September 2013 wurde durch das Ministerium der Jus�z 
und für Verbraucherschutz gemeinsam mit der Landesar-
beitsgemeinscha� für TOA und dem Deutschen Paritä�schen 
Wohlfahrtsverband Rheinland-Pfalz/Saar im Haus des Ju-
gendrechts in Mainz das Symposium „TOA – Neue Wege auf 
bekanntem Terrain“ durchgeführt. In diesem Rahmen ver-
ständigte man sich darauf, eine jährliche landesweite Sta�s-
�k zu erheben und die Ergebnisse den Generalstaatsanwäl-
ten, den Leitenden Oberstaatsanwälten, den Präsidenten der 
Oberlandesgerichte und der Landgerichte sowie den Direkto-
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ren der Amtsgerichte zur Verfügung zu stellen, um hierdurch 
Unterschiede zwischen den einzelnen Bezirken deutlicher zu 
machen. 

Die seither erfassten Fallzahlen waren insgesamt stark rück-
läufig. Im Jahr 2014 wurden noch 1.940 Verfahren mit 2.274 
Beschuldigten gezählt – und 2016 sogar 2.089 Verfahren und 
2.328 Beschuldigte. Danach gingen von Jahr zu Jahr weniger 
Fälle ein; bis 2021 ha�en sich schließlich die Zahlen mit 
1.120 Verfahren und 1.235 Beschuldigten nahezu halbiert! 
Seitdem konnte zwar wieder ein moderater Ans�eg auf nun-
mehr 1.302 zugeleitete Straf-/Ermi�lungsverfahren mit 
1.504 Beschuldigten verzeichnet werden, ob dies jedoch die 
langersehnte Trendwende markiert, bleibt abzuwarten.

Mit diesen einleitenden Worten werden bereits die aus hie-
siger Sicht zentralen Herausforderungen des TOAs in RLP um-
rissen: Eine uneinheitliche und stark schwankende Fallzuwei-
sungspraxis sowie ein den freien Trägern wenig Planungs-
sicherheit vermi�elndes Finanzierungsmodell. Beides zu-
sammen führte in den vergangenen Jahren schließlich auch 
zu einem teils drama�schen Verlust von erfahrenen Fach-
krä�en. Die Sicherstellung der Professionalität im Sinne der 
bundesweit gül�gen Standards sollte somit das vorrangige 
Ziel derer sein, die sich der Idee des TOAs verschrieben ha-
ben.  

Zur Beantwortung der Frage, wie den Herausforderungen 
nun zu begegnen sei, hil� es vielleicht, sich zunächst einmal 
die bisherige Entwicklung des TOAs im Lande vor Augen zu 
führen. In der Anfangszeit – ab dem Jahr 1994 – wurden bei 
den ersten freien Trägern zunächst „TOA-Projekte“ ins Leben 
gerufen, deren Finanzierung durch die Zuweisung von Geld-
auflagen der örtlich zuständigen Jus�zbehörden erfolgen 
sollte. Dieses von Haushaltsmi�eln des Landes unabhängige 
System begüns�gte sicherlich den raschen Au�au einer 
TOA-Infrastruktur. Im Einklang mit dem damals vorherr-
schenden poli�schen Willen s�egen die Fallzahlen rasant an 
und eine auskömmliche Finanzierung über Zahlungsauflagen 
schien auf absehbare Zeit gesichert, sodass die Trägerverei-
ne in den personellen und fachlichen Ausbau der TOA-Stel-
len inves�eren konnten. 

Bald schon erkannte man aber seitens der TOA-Praxis in Ge-
stalt der Landesarbeitsgemeinscha�, dass ein Festhalten an 
diesem Fall- und Geldzuweisungssystem auf Dauer proble-
ma�sch sein würde, da weder das eine noch das andere ver-
lässlich und personenunabhängig geregelt war. So konnte 
und kann der TOA in einem Landgerichtsbezirk entweder – 
sei es auch nur temporär – massiv gefördert oder auch nahe-
zu marginalisiert werden. Über die LAG TOA in RLP wurde 
dieser Umstand immer wieder zum Thema gemacht, auch in 
Gesprächen mit den poli�sch Verantwortlichen. Ein Ergebnis 
dieser Bemühungen war schließlich das zuvor erwähnte 
Symposium.  

Festzuhalten bleibt: Seit der Etablierung des TOAs in RLP vor 
30 Jahren haben sich nun zwar die Projekte der Pionierzeit 
nicht zuletzt auch dank der Förderung und Unterstützung 
des TOA-Servicebüros zu qualifizierten Fachstellen entwi-
ckelt, jedoch hat sich seither sowohl an der Finanzierungs-
struktur als auch an der Fallzuweisungspraxis im Grunde 
nichts geändert. Aus diesem Befund ergibt sich, dass die ne-
ga�ve Entwicklung oder zumindest die Stagna�on des TOAs 
in RLP im Wesentlichen strukturell bedingt ist. 

Die Verantwortung für die erforderliche Anpassung der 
Strukturen und damit für eine Fortentwicklung des TOAs 
kann und sollte auch nicht bei den Leitungen der lokalen Jus-
�zbehörden als ausführende Organe allein gesehen werden. 
Vielmehr stellt dies nach hier vertretener Auffassung eine 
(jus�z-)poli�sche Aufgabe dar, die dementsprechend im Par-
lament und im Jus�zministerium angegangen werden muss. 

Vor dem Hintergrund dieser lange bekannten Erkenntnis hat 
die LAG immer wieder den Kontakt zu den jus�zpoli�schen 
Akteuren im Land gesucht und dabei auch einige Fortschri�e 
erzielt. So findet sich beispielsweise auf der Homepage des 
Jus�zministeriums ein eigener Abschni� zum Thema TOA 
und auch bei der regelmäßig sta�indenden Assessorenta-
gung des Jus�zministeriums ist der TOA mi�lerweile ein fes-
ter inhaltlicher Bestandteil. 

Selbstverständlich ist den Kollegen vor Ort zudem bewusst, 
wie wich�g Netzwerke und gute persönliche Kontakte zu den 
Koopera�onspartnern sind. Insgesamt kann wohl auf lokaler 
Ebene ein über die Jahre gewachsenes stabiles Vertrauens-
verhältnis zwischen den Mitarbeitenden der TOA-Fachstel-
len und den Jus�zbehörden a�es�ert werden. 

Was bleibt zu tun? 

Mit Blick auf eine mögliche Lösung der strukturellen Proble-
me sollte insbesondere weiterhin daran gearbeitet werden, 
auf poli�scher Ebene einen entsprechenden Handlungswil-
len zu en�achen. Dazu müssen die Entscheidungsträger aber 
zunächst einmal die oben skizzierten Zusammenhänge ver-
stehen. Wenn dies gelingt, wäre es sicherlich auch denkbar, 
eine breite Unterstützung zu bekommen, um z. B. die Finan-
zierung des TOAs zumindest teilweise über den Landeshaus-
halt sicherzustellen („Sockelfinanzierung“).   

Diese Au�lärungsarbeit kann von Einzelpersonen oder ein-
zelnen Trägern kaum bewerkstelligt werden. Deshalb ist und 
bleibt es wich�g, dass möglichst viele Träger ihre Krä�e bün-
deln und mit weiteren Unterstützern, wie z. B. dem Paritä�-
schen Wohlfahrtsverband, ihre Anliegen in den poli�schen 
Diskurs einbringen. Wenn dann noch das TOA-Servicebüro 
im Rahmen seiner Möglichkeiten ak�v hieran mitwirkt, be-
steht sicherlich begründete Hoffnung auf eine „TOA-Renais-
sance“ in RLP. 
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Der Einzug der Ökonomisierung im Berufsfeld der Sozialen 
Arbeit zu Beginn der Neunzigerjahre stellt einen Paradig-
menwechsel im Selbstverständnis der Profession wie auch 
für die Organisa�on von sozialen Einrichtungen dar. Ökono-
misierung kann vereinfacht ausgedrückt werden mit der Ein-
führung marktwirtscha�licher Elemente in den Sozialbe-
reich. Eine sozialwirtscha�liche Ausrichtung unter Einbezie-
hung von Kosten- und Gewinnaspekten, Standardisierung 
von Arbeitsabläufen, Qualitätskontrollen und Evalua�on ent-
zog sich in weiten Teilen den methodischen Grundlagen und 
der damit verbundenen Berufsethik der Sozialen Arbeit. 
Wirtscha�lichkeit fand nur eine geringe Beachtung unter der 
Voraussetzung kon�nuierlicher staatlicher und kommunaler 
Zuschüsse. In gewisser Hinsicht hat sich Soziale Arbeit nicht 
als ein Bestandteil der Ökonomie verstanden, sondern als 
ein vom Staat bzw. der Gesellscha� finanziertes, aber im 
Grunde genommen eigenständiges Handlungsfeld. 

Die Zusammenarbeit und Aufgabenverteilung zwischen 
Staat und Gesellscha� bzw. die Funk�on öffentlicher Träger 
gegenüber Wohlfahrtsverbänden basiert historisch betrach-
tet auf dem Subsidiaritätsprinzip. Der Begriff Subsidiarität 
bezieht sich im Bereich der Sozialen Arbeit auf die Nachran-
gigkeit der öffentlichen Träger. Staatliche Ins�tu�onen über-
nehmen soziale Aufgaben erst dann, wenn der Bedarf nicht 
durch freie Träger gedeckt werden kann. Dies basiert auf der 
Grundidee, das poli�sche Regelungen des Staates auf die un-
teren Ebenen der Gemeinden und Kommunen übertragen 
werden. In diesem Sinne regelt zum Beispiel § 4 Abs. 2 SGB 
VIII die Zusammenarbeit von Trägern der öffentlichen und 
der freien Jugendhilfe, falls „geeignete Einrichtungen, Diens-
te und Veranstaltungen von anerkannten Trägern der freien 
Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzei�g geschaffen 
werden können“ (IJAB 2024). Auf der Grundlage seiner Ge-
währleistungspflicht sind öffentliche Träger zwar verpflich-
tet, ergänzend eigene Maßnahmen zu ergreifen, aber in der 
Regel stellt der Staat die finanziellen Mi�el zur Übernahme 
sozialer Dienstleistungen den freien Trägern zur Verfügung. 
Die zentrale Bedeutung der Freien Wohlfahrtspflege für den 
Sozialbereich ist nur auf diesem Hintergrund erklärbar und 
stellt eine im interna�onalen Vergleich besondere Ausprä-
gung eines föderal organisierten Sozialsystems dar, welches 
für die Gesellscha� eine tragfähige soziale Absicherung ihrer 
Bürger:innen gewährleistet. 

Dieses historisch gewachsene Koopera�onsverständnis zwi-
schen Staat und den Wohlfahrtsverbänden kam mit der Re-

strukturierung öffentlicher Verwaltungssysteme und dem 
Einzug neuer kommunaler Steuerungsmodelle (NSM) zu Be-
ginn der Neunzigerjahre grundlegend ins Wanken (vgl. Al-
bert 2007). Die bisherige kon�nuierliche Finanzierung des 
sozialen Bereichs wurde zunehmend kri�sch in Bezug auf 
Kosten- und Nutzenaspekten infrage gestellt und forderte 
grundlegend eine stärkere Beteiligung der Subjekte in Form 
von Ak�vierung und Selbsthilfe und eine neue Abs�mmung 
über die Pflichten des Bürgers/der Bürgerin gegenüber dem 
Gemeinwohlinteresse des Staates. Die Mechanismen und 
Konzepte des freien Marktes wurden weitestgehend auf den 
Sozialbereich übertragen wie z. B. die zunehmende Priva�-
sierung öffentlicher Dienstleistungen, die Vereinbarungen 
von Leistungszielen, eine Kund:innenorien�erung und die 
Klärung der ökonomischen Relevanz in Bezug auf die Wirk-
samkeit der Sozialen Arbeit. Das Subsidiaritätsprinzip verliert 
vor dem Hintergrund dieser Marktlogiken seine zentrale Be-
deutung. Freie Träger stehen nun bei Ausschreibungen von 
sozialen Dienstleistungen in einem Konkurrenzverhältnis mit 
öffentlichen wie auch privaten Trägern, welches zunehmend 
durch Kostensenkung und einem Verlust an qualita�ven pro-
fessionellen Standards bes�mmt wird. Die Kri�k an der Ein-
führung neoliberaler Prinzipien wie z. B. Kostenersparnis, die 
ausschließliche Orien�erung unter dem Aspekt von Angebot 
und Nachfrage und der eingeforderten Konkurrenz sozialer 
Einrichtungen im Rahmen der Sozialwirtscha� reicht bis in 
die Gegenwart hinein (vgl. Schneider 2022).

Ökonomische Bedeutung des Sozialsystems 

In diesem Zusammenhang scheint es jedoch zur Klärung ak-
tueller Entwicklungen relevant zu sein, auf die enorme volks-
wirtscha�liche Bedeutung des Sozialbereichs hinzuweisen. 
Für die sozialen Sicherungssysteme wurden im Jahr 2020 in 
Deutschland insgesamt 1.123 Milliarden Euro ausgegeben, 
wobei zwei Dri�el davon auf die Bereiche Krankheit und Al-
ter en�ielen (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
2021). Die Sozialleistungsausgaben sind seit Anfang der 
1970er-Jahre wesentlich stärker ges�egen als das Bru�oin-
landsprodukt. Im Jahr 2019 lag die Sozialleistungsquote bei 
30,1 Prozent. Das Berufsfeld der Sozialen Arbeit hat von die-
ser dynamischen Entwicklung der letzten Jahrzehnte we-
sentlich profi�ert und weist in deren Folge einen hohen An-
s�eg der Beschä�igungszahlen auf. Im Jahr 2022 sind in 
Deutschland insgesamt 347.000 Sozialarbeiter:innen mit ei-
nem entsprechenden Studienabschluss beschä�igt (vgl. 
Bundesagentur für Arbeit 2024). Die Anzahl ist im Zeitraum 

von Mar�n Albert und Julia Wege

Die Ökonomisierung der Sozialen Arbeit – 
Wirtscha�liche Dynamiken in einem komplexen Berufsfeld
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von 2013 bis 2022 von 302.000 Beschä�igten um weitere 
45.000 Beschä�igte ges�egen. In das komplexe und weitrei-
chende Berufsfeld der Sozialen Arbeit, Sozialpädagogik und 
Beratung müssen jedoch auch jene Beschä�igte mit einbezo-
gen werden, die auch über einen angrenzenden Studienab-
schluss verfügen oder als sogenannte Quereinsteiger:innen 
zu verorten sind. Unter Hinzufügung dieser zusätzlichen Be-
rufsgruppen sind nach sta�s�schen Angaben sogar 444.000 
Erwerbstä�ge im gesamten Berufsbereich beschä�igt. Sozia-
larbeiter:innen weisen aktuell posi�ve Beschä�igungschan-
cen auf, was sich auch in der A�rak�vität der Studiengänge 
widerspiegelt, und erreichen neue Höchststände in Bezug 
auf die Studierendenzahlen. 2021 waren 116.000 Studieren-
de in Studiengängen der Sozialen Arbeit bzw. Sozialpädago-
gik in Hochschulen von Sozialwesen eingeschrieben und die 
Zahlen lagen damit um 7 Prozent höher als im Jahr zuvor 
(Bundesagentur für Arbeit 2023). 19.000 Studierende been-
deten im Jahr 2021 ein Studium der Kinder- und Jugendar-
beit oder Sozialarbeit und -beratung, was zu einer Erhöhung 
von 13 Prozent gegenüber dem Vorjahr führte. Der Anteil der 
Bachelorabschlüsse lag im Sozialwesen bei 87 Prozent und 
war so hoch wie kaum in einem anderen Studienfach. Die be-
rufsspezifische Arbeitslosenquote ist sehr gering und liegt le-
diglich bei 1,9 Prozent. Im Jahr 2022 wurden 22.000 offene 
Stellen für Sozialarbeiter:innen bei der Bundesagentur für 
Arbeit gemeldet. 

Kaum ein Beruf weist eine solche große Spannbreite von Tä-
�gkei�eldern auf und reicht zum Beispiel von Streetwork 
über Berufsintegra�on, Suchtberatung, Familienhilfe und Kli-
nische Sozialarbeit, Betriebssozialarbeit bis zur Jugendge-
richtshilfe und der Media�on in Strafsachen. Annähernd 20 
Prozent der Berufsgruppe sind im öffentlichen Dienst (z. B. 
Allgemeine Soziale Dienste) und weitere 20 Prozent in Hei-
meinrichtungen beschä�igt (z. B. Kinder- und Jugendhilfe-
einrichtungen oder Senior:inneneinrichtungen). Das „Ins�-
tut Der Deutschen Wirtscha�“ (2022) weist auf einen ekla-
tanten Fachkrä�emangel an sozialpädagogischen Expert:in-
nen hin. Sozialarbeiter:innen fehlen unter anderem bei der 
Berufseins�egsbegleitung, in der Schulsozialarbeit, in Ju-
gend-, Kinder- und Altenheimen oder in der Suchtberatung. 

Diese beeindruckenden Zahlen könnten zu der Schlussfolge-
rung führen, dass im Arbeitsbereich der Sozialen Arbeit auf-
grund der hohen Nachfrage auch posi�ve Arbeitsbedingun-
gen und eine für die Beschä�igen befriedigende Gehaltsent-
wicklungen vorzufinden sind. Bei konkreter Analyse der Be-
schä�igungszahlen werden jedoch eine Reihe von ökonomi-
schen Ambivalenzen deutlich, die eng verbunden sind mit 
dem Einzug der Ökonomisierung in den Sozialbereich. Die 
Teilzeitquote ist mit 54 Prozent als sehr hoch einzuschätzen. 
Beschä�igte mit einem komplexen Aufgabenprofil (z.B. Lei-
tungsstellen, Fortbildungsbereich) sind demgegenüber nur 
zu 25 Prozent teilzeitbeschä�igt.

Teilzeitbeschä�igung kann zwar viele Ursachen im Kontext 
der individuellen bzw. familiären Lebensgestaltung haben 
wie z. B. Organisa�on der Kinderbetreuung oder Betreuung 
von pflegenden Angehörigen, weist aber in deren Folge auf 
eine Reihe von geschlechtsspezifischen Benachteiligungen 
hin. Annähernd drei Viertel der Beschä�igten im Berufsfeld 
der Sozialen Arbeit sind Frauen (Bundesagentur für Arbeit 
2024), Soziale Arbeit ist trotz vieler Bemühungen immer 
noch ein klassischer Frauenberuf, der durch eine unterdurch-
schni�liche Bezahlung gekennzeichnet ist.   

Die anhaltend hohe gesellscha�liche Nachfrage an Beratung 
und Betreuung vonseiten der Sozialen Arbeit spiegelt sich 
nicht in der Gehaltsentwicklung des Berufsfeldes wider. 
Grundsätzlich sind im Sozialbereich wie auch in den angren-
zenden erzieherischen und pflegerischen Berufsfeldern die 
Gehälter im niedrigen Bereich zu verorten. Diese divergieren 
je nach privater oder verbandlicher Trägerscha�, der Organi-
sa�onsform der Einrichtungen, dem jeweiligen Tä�gkeitsfeld 
und den damit verbundenen Zielgruppen enorm. Das Durch-
schni�sgehalt weist für den Bereich „Gesundheits- und Sozi-
alwesen“ im Jahr 2023 ein Bru�ogehalt von 4.272 Euro auf, 
während dies im Berufsbereich „Erziehung und Unterricht“ 
bereits bei 4.733 Euro liegt. Im Vergleich liegt das durch-
schni�liche Bru�ogehalt für den Bereich „Finanz- und Versi-
cherungsdienstleistungen“ bei 5.841 Euro (Sta�s�sches Bun-
desamt 2024). 

Von der Regelförderung zur Projek�örderung – prekäre 
Rahmenbedingungen

Unter Einbeziehung der hohen Teilzeitquote im sozialen Be-
reich in Verbindung mit befristeten Beschä�igungsverhält-
nissen bestehen in diesem Berufsfeld weitreichende prekäre 
Rahmenbedingungen, die eng mit der zunehmenden Ökono-
misierung des Sozialen in Wechselwirkung stehen. So sind 
beispielsweise befristete Stellen insbesondere für Studien-
anfänger:innen die Regel, zumal viele Beschä�igungsträger 
von staatlichen bzw. kommunalen Finanzzuschüssen abhän-
gig sind.  Je nach wirtscha�licher Haushaltslage unterliegen 
die Ausgestaltung der Arbeitsgebiete und die damit verbun-
denen Aufgabenstellungen dauerha�en Veränderungen in 
Bezug auf Au�au bzw. Abbau von Personalstellen.  

O�mals handelt es sich hier um projektbezogene Zuschüsse 
und nicht mehr um Regelzuwendungen. Projek�örderungen 
sind bereits in ihrer Zielsetzung befristet und machen zur 
Bedingung, dass die Projek�räger beträchtliche Eigenmi�el 
zu Verfügung stellen müssen. Aufgrund dieses finanziellen 
Drucks können es sich nur größere Trägereinrichtungen leis-
ten, ein damit verbundenes finanzielles Risiko zu minimie-
ren. Bereits an diesem Beispiel wird deutlich, dass diese weit 
verbreitete Form der befristeten Projek�örderung strengen 
und effizienten ökonomischen Vorgaben unterliegt. 
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Hinzu kommen gesellscha�liche Veränderungen, welche ei-
nen großen Einfluss auf den Arbeitsmarkt für Sozialberufe 
haben. Soziale Einrichtungen und Organisa�onen sind im-
mer kurzfris�ger gezwungen, auf die gesellscha�lichen und 
sozialpoli�schen Erfordernisse zu reagieren.  

Waren Planungen von Sozialen Diensten auf einer längerfris-
�gen Perspek�ve über längere Zeiträume möglich, so führen 
wirtscha�liche Dynamiken dazu, dass die Angebotsseite 
ständig mit neuen Herausforderungen konfron�ert ist. Der-
ar�ge Entwicklungen sind z. B. bereits zu Beginn der Neunzi-
gerjahre zu verorten. Der enorme Ans�eg von Geflüchteten 
ab dem Jahr 1989 mit Beginn der deutschen Wiedervereini-
gung führte zu einem Mehrbedarf der Betreuung und Bera-
tung für diese Zielgruppen, welcher nach Rückgang der Zu-
wanderung verbunden mit gesetzlichen Restrik�onen wie-
der zu einem abrupten Abbau der Personalstellen in diesem 
Bereich führte. Mit der erneuten deutlichen Zunahme von 
Geflüchteten ab 2015 kam es wiederum zu einem hohen An-
s�eg im Personalbedarf mit der Ausrichtung auf teilweise 
neue Zielgruppen, wie dies bei der hohen Anzahl von unbe-
gleiteten minderjährigen Geflüchteten und deren spezifi-
schen Betreuungsbedarf deutlich wurde.  

Auch neue gesetzliche Regelungen und dadurch resul�eren-
de Ansprüche auf soziale Dienstleistungen wie z. B. die Ein-
führung der Ganztagsbetreuung für Schüler:innen oder die 
Einführung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) führten in 
deren Folge zu einer Gestaltung neuer Berufsfelder und ei-
nem Mehrbedarf an Personalstellen von Sozialer Arbeit. 

Effekte der Ökonomisierung und Arbeitsbelastung  
in Krisenzeiten

Unter diesen Voraussetzungen sind längerfris�ge Planungen 
für Sozialeinrichtungen kaum noch möglich und können auf-
grund der Komplexität der Aufgabenstellungen und Zielerrei-
chung nicht mehr auf der Grundlage qualita�ver Professi-
onsprämissen erfüllt werden (vgl. Albert 2008). Insbesonde-
re durch die wirtscha�lichen Auswirkungen der Coronakrise, 
der zunehmenden Überschuldung des Staates, dem Ans�eg 
der Grundkosten für Personal und dem ges�egenen Unter-
halt von Einrichtungen (z. B. Energiekosten) wird deutlich, 
dass viele Träger kaum noch in der Lage sind entsprechende 
akute Defizite auffangen zu können.

Auch geraten Inves��onen in neue markt- bzw. renditeorien-
�erte Geschä�sfelder wie z. B. in Pflege- und Alteneinrich-
tungen an ihre Grenzen und ziehen bereits eine Reihe von 
Insolvenzen nach sich, welche bisher im Sozialbereich nahe-
zu unbekannt waren. 

Die bestehenden und zukün�igen gesellscha�lichen und 
ökonomischen Veränderungen wie z. B. Finanzkrisen, Infla-

�on und Wirtscha�seinbrüche sowie auch durch Digitalisie-
rung getriebene Trends zur Beschleunigung werden somit 
weitreichende Auswirkungen auf die Gestaltung der Sozialen 
Arbeit haben und zu einem enormen Wandel des gesamten 
Berufsfeldes führen, der sich ständig nach den Erfordernis-
sen des Marktes ausrichten muss (Taba�-Hirschfeldt 2018).  

Der wirtscha�liche Druck auf die Wohlfahrtsverbände wie 
auch auf die Beschä�igten wird unter diesen Voraussetzun-
gen wahrscheinlich noch weiter zunehmen und überträgt 
sich in deren Folge sowohl auf die Berufstä�gen wie auch de-
ren Klient:innengruppen. 

Zwischenzeitlich gibt es eine Reihe von validen Studien zur 
komplexen Arbeitssitua�on von Beschä�igten der Sozialen 
Arbeit. In der umfassenden Studie von Henn et al. (2017) 
wurden die Arbeits- und Rahmenbedingungen von Sozialer 
Arbeit untersucht. Die folgenden drei Dimensionen wurden 
in der Studie analysiert: 

1. Dimension in Bezug auf das Anstellungsverhältnis
2. Dimension in Bezug auf die Herausforderungen der     

sozialarbeiterischen Tä�gkeit
3. Dimension in Bezug auf die organisa�onalen Rahmen-

bedingungen 

Das niedrige Einkommen in diesem Berufsbereich führt 
dazu, dass Sozialarbeiter:innen unzufrieden sind und dies 
auch als Belastung wahrnehmen. Ein weiterer Aspekt, der 
nega�v wahrgenommen wird, sind die zeitlich befristeten 
Stellen. Die hohe Autonomie in der Gestaltung der Arbeit 
wird zwar posi�v bewertet, jedoch o� bzw. sehr häufig nicht 
zufriedenstellend in Bezug auf die Qualität. Auch werden die 
Arbeitsbedingungen in der Organisa�on als schwierig einge-
schätzt. Die Bereitscha�, die Tä�gkeit zu wechseln und sich 
woanders zu bewerben, ist insofern rela�v hoch. 

In der Studie von Mayer und Hollederer (2024) wurde die Ar-
beitszufriedenheit in sozialen Berufen erforscht. Die Studie 
kommt zu dem Ergebnis, dass Sozialarbeitende, aber auch 
Fachkrä�e der Heilerziehungspflege/-pädagogik, Erzieher:in-
nen, Altenpfleger:innen sowie Fachkrä�e in der Krankenpfle-
ge, nicht zufrieden sind mit ihrem Einkommen. Ein weiteres 
Ergebnis ist, dass sich Sozialarbeitende in Bezug auf kogni�ve 
Anforderungen immer wieder auf neue Situa�onen einstel-
len müssen. 

Die Untersuchung von Meyer und Alsago (Ver.di 2023) wei-
sen in ihrer repräsenta�ven Befragung von 8.200 Beschä�i-
gen der Sozialen Arbeit auf hohe Erschöpfungswerte verbun-
den mit Burn-Out-Symptomen und verminderte Leistungsfä-
higkeit hin. So gaben 60,9 Prozent der Befragten an, häufig 
oder sehr häufig an ihre Grenze zur Belastbarkeit zu kom-
men. 45,2 Prozent der Beschä�igten gehen häufig krank zur 
Arbeit, 42,4 Prozent verzichten auf die ihnen zustehenden 
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gesetzlichen Ruhepausen, 56 Prozent schaffen häufig bzw. 
sehr häufig die Arbeitsmenge nicht und 77 Prozent können 
sich unter diesen Bedingungen nicht vorstellen, bis zur Rente 
weiterarbeiten zu können.  

Das dynamische Wachstum im Personalau�au der Sozialen 
Arbeit führt insofern nicht zu einer Verbesserung der ökono-
mischen Grundlagen der Beschä�igten wie auch der sozialen 
Einrichtungen. Im Gegenteil sind aufgrund der Ausrichtung 
auf marktwirtscha�liche Prinzipien vielmehr Tendenzen zu 
einer Prekarisierung des Berufsfeldes des Sozialen Arbeit im 
Kontext einer Wechselwirkung von niedrigem Einkommen, 
latenter Teilzeitbeschä�igung und befristeten Arbeitsver-
hältnissen zu erkennen. 

Der wirtscha�liche Kostendruck der Träger wie auch die Ein-
führung ökonomischer Prinzipien haben zu einer Verdich-
tung der Arbeitsaufgaben wie auch zu einer Beschleunigung 
in deren Bewäl�gung geführt. Zunehmend treffen insbeson-
dere jüngere Berufseinsteiger:innen auf Arbeitsfelder in der 
Sozialen Arbeit, die sich durch hohe Fluktua�on, ungesicher-
te Arbeitsbedingungen und umfangreiche psychische Belas-
tungsmerkmale und in deren Folge durch eine Deprofessio-
nalisierung des Berufsfeldes auszeichnen. 

Ausblick 

Die Ökonomisierung ist schon längst zentraler Bestandteil im 
dynamischen Berufsfeld der Sozialen Arbeit geworden und 
bes�mmt zukün�ig noch mehr die inhaltliche Ausrichtung 
der sozialen Einrichtungen sowohl als marktorien�erte Trä-
gerorganisa�on wie auch als Arbeitgeber:innen, welche mit 
einem Fachkrä�emangel konfron�ert sind (vgl. Kleve 2015). 

Der Konstruk�on einer An�pode zwischen der Ökonomie 
und dem Sozialbereich wurde von der Realität der Markt-
wirtscha� schon längst überholt. Die damit verbundenen be-
lastenden Auswirkungen und berufs-ethische Probleme für 
die Berufstä�gen sind komplex und für die zukün�ige Ent-
wicklung noch nicht genau einzuschätzen. Diesbezüglich be-
nö�gt es ver�efende Forschung, insbesondere auch in Bezug 
auf die Auswirkungen für zu beratende und betreuende Kli-
ent:innen.  

Die Ökonomisierung ist Teil des Praxisfeldes und sollte somit 
einen konstruk�ven wie auch kri�schen Anknüpfungspunkt 
für die Professionalisierung der Sozialen Arbeit darstellen 
(vgl. Albert 2008). Dies bedeutet, dass Ökonomie und wirt-
scha�liches Handeln ein integraler Bestandteil des Selbstver-
ständnisses aller Akteur:innen in der Sozialen Arbeit darstel-
len sollte. Insbesondere Sozialmanagement, also die Füh-
rung und Leitung von sozialen Einrichtungen, ist im Rahmen 
von Personalentwicklung und Gesundheits-management ge-
fordert, diese Entwicklungen konzep�onell, methodisch und 

theore�sch in die Organisa�on und ihre zukün�ige Ausrich-
tung zu integrieren. 

Hinzu kommt, dass neue Genera�onen von Berufstä�gen in 
der Sozialen Arbeit veränderte Vorstellungen von Arbeits-in-
tensität, Arbeitsbelastung, Einkommen, Freizeit und Formen 
gesundheitlicher Präven�on mitbringen. Bereits jetzt muss 
ein Spannungsfeld von intrinsischen Mo�va�ons-lagen, 
Menschen beraten und helfen zu wollen, und extrinsischen 
Mo�va�onen, wie der Wunsch nach einer angemessenen 
Bezahlung und gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingun-
gen, gemanaged werden, eine Aufgabe, die in Zukun� noch 
mehr Bedeutung erhalten wird.  

Das durch die Ökonomisierungsprozesse in der Sozialen Ar-
beit erzeugte Spannungsfeld wird wahrscheinlich das we-
sentliche Kernelement der zukün�igen Entwicklung im Pro-
fessionsprozess der Sozialen Arbeit darstellen.  
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Warum es sinnvoll und notwendig ist, 
aus einer Alltagsperspek�ve 

für eine Wiedervergesellscha�ung von Konflikten zu plädieren
von Johannes Stehr

Überlastungsdiskurse der Stra�us�z zielen in der Regel auf 
eine Ausweitung personeller und organisatorischer Kapazitä-
ten. Wenn es aber, wie aktuell vom Deutschen Richterbund 
zu hören, um den stra�us�ziellen Appell an die Poli�k geht, 
„sich ihrer Mitverantwortung für einen durchsetzungsfähi-
gen Rechtsstaat nicht (zu) entziehen“ (DRB, 15.05.2024, vgl. 
auch Süddeutsche Zeitung, 06.01.2024), geht es wohl vor al-
lem um eine Aufrüstung der Stra�us�z, die in die Lage ver-
setzt werden soll, die immensen Neukriminalisierungen, die 
in den letzten Jahren sta�gefunden haben, organisatorisch 
zu bewäl�gen und zugleich das Strafrecht und die Stra�us�z 
als gesellscha�liches Allheilmi�el zu propagieren. Dabei 
könnten tatsächliche ins�tu�onelle Überlastungen gut be-
gründet Gelegenheit sein, umzusteuern, organisatorisch ab-
zurüsten, auf Entkriminalisierung zu setzen, Alterna�ven 
zum Strafen auszubauen und auch verstärkt anzuwenden so-
wie soziale Ins�tu�onen zu unterstützen, die Konflikte jen-
seits der Stra�us�z zu bearbeiten helfen.  

Zur Logik alltäglicher Konfliktbearbeitung

In den Diskussionen um Restora�ve Jus�ce wie auch den ak-
tuellen Beiträgen zum Aboli�onismus wird nur selten zur 
Kenntnis genommen, dass außerhalb des stra�us�ziellen 
Umgangs mit Konflikten informelle Formen der Konfliktbear-
beitung prak�ziert werden, die gesellscha�lich nicht nur 
quan�ta�v bedeutsamer sind als Fallbearbeitungen des 
Strafrechts, sondern auch qualita�v bedeutsam sind als all-
täglich gelebte Alterna�ven zum Strafrecht und zur Logik der 
Ins�tu�on „Verbrechen & Strafe“ (Cremer-Schäfer/Steinert 
2014). In der Kriminologie werden diese Alterna�ven zur 
Strafe selten zur Kenntnis genommen, weil sie überwiegend 
am stra�us�ziellen Konzept der Kriminalität festhält und alle 
Umgangsformen mit Kriminalität, die außerhalb der Stra�us-
�z und ihren Instanzen zu finden sind, als „Dunkelfeld unent-
deckter Kriminalität“ definiert, als ein Bereich gesellscha�-
licher Unordnung, in dem schlimme Dinge passieren, die
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nicht abgestellt werden können, solange die staatlichen In-
stanzen nicht von ihnen erfahren und mi�els Strafrecht wie-
der „Ordnung herstellen“. Die Nicht-Anzeige wird daher als 
abweichende Handlung problema�siert, während die Straf-
anzeige in den Rang einer Norm gehoben wird.  

In der Untersuchung „Ärgernisse und Lebenskatastrophen“ 
(Hanak/Stehr/Steinert 1989) haben wir dagegen empirisch 
zeigen können, dass es sich genau andersherum verhält: Die 
Nicht-Anzeige bei problema�schen und konfliktha�en Ereig-
nissen kann als Normalfall gelten, während die Strafanzeige 
eine eher seltene Ausnahmesitua�on darstellt. Konflikte 
werden folglich überwiegend informell ohne Mobilisierung 
des Strafrechts bearbeitet. Aber selbst in den Fällen, in de-
nen es zu einer Anzeige kommt, geht es den Anzeigenden um 
andere Dinge als um das Bestrafen eines Täters/einer Täte-
rin.  

In beiden Konstella�onen geht es vor allem um die Wieder-
gutmachung des Schadens und/oder um die Regelung der 
problema�schen und konfliktha�en Situa�on. 

In einer aktuellen Replika�onsstudie, die an der Evangeli-
schen Hochschule Darmstadt von 2020 bis 2021 durchge-
führt wurde, zeigt sich das gleiche Bild: Konfliktbearbeitun-
gen sind nicht puni�ver geworden, sondern weiterhin an ei-
ner Pragma�k der Situa�onsbereinigung, der Kompensa�on 
und Wiedergutmachung von Schädigungen sowie der Ver-
hinderung von Konflikteskala�onen orien�ert (vgl. Stehr 
2024). 

Die Formen alltäglicher Konfliktbearbeitung entsprechen ge-
rade nicht der Logik von „Verbrechen & Strafe“ und auch 
nicht dem am Strafrecht angelehnten Modell von Norm-
bruch und Sank�on, sondern sind orien�ert an der Wieder-
herstellung gestörter Alltagsrou�nen, an einer rela�v prag-
ma�schen Form der Aushandlung von Konflikten und der Be-
wäl�gung von schwierigen Alltags- und Lebenssitua�onen. 
Inhaltlich geht es vor allem um das Interesse an Schadens-
wiedergutmachung und Schadenskompensa�on, an der Klä-
rung von zukün�igen Beziehungsgestaltungen, auch an Wie-
derherstellung der verletzten „Ehre“ (in den Fällen, in denen 
soziale Zugehörigkeit und Gegensei�gkeit infrage gestellt 
wird).   

In allen Konflikt- und Schadenskonstella�onen wird erkenn-
bar, dass die informelle Konfliktbearbeitung kein moralge-
triebenes Sank�onierungsunternehmen darstellt, das auf 
die Verurteilung und Sank�onierung eines Übeltäters
oder einer Übeltäterin abzielt, sondern darauf orien�ert ist, 
Abhilfe zu schaffen für prak�sche Probleme und Regelungen 
zu finden für Konflikte aller Art. Informelle Konfliktbearbei-
tung ist eher auf die Zukun� gerichtet und nicht so sehr an 
der Rekonstruk�on der Vergangenheit interessiert.

Ein weiteres Merkmal alltäglicher Konfliktbearbeitungen ist 
die situa�onsspezifische Bearbeitungslogik, in der es keine 
dauerha�en oder gar idealen ‚Lösungen‘ gibt. Es sind Abhil-
feprak�ken, die gekennzeichnet sind durch ihre „rough, 
ready and changing form“, wie Goffman informelle Inter-
ak�onen beschrieben hat (vgl. Goffman 1971, ähnlich auch 
Emerson 2006). Die Logik alltäglicher Konfliktbearbeitung 
folgt keinen expertokra�schen Problem- und Lösungsper-
spek�ven, Schwierigkeiten und Konflikte werden als Be-
standteile des Lebens gesehen, die nicht nur nega�v bewer-
tet und als ‚Störung‘ verstanden werden, sondern auch als 
erzählwürdiges Erlebnis, als Kosten oder Gewinne einge-
gangener Risiken oder auch als Chance, Neues kennenzuler-
nen, als Gelegenheiten, mehr über die Welt zu erfahren und 
neue Beziehungen einzugehen. 

Ein elementares Merkmal alltäglicher Konfliktbearbeitung ist 
die unmi�elbare Par�zipa�on am Prozess der Konfliktbear-
beitung, die Möglichkeit, selbst zu bes�mmen, welcher Kon-
flikt vielleicht als zu banal zur Weiterbearbeitung oder auch 
als wich�g genug definiert wird, um Zeit und Aufwand in 
eine (wenigstens vorübergehende) Regelung zu inves�eren. 
Die unmi�elbare Teilhabe ermöglicht auch ein Austesten 
von eigenen Fähigkeiten und führt zu vielfäl�gen Lernmög-
lichkeiten und Erweiterungen des Wissens über verschie-
denste soziale Welten. Auf diese Weise geht riskante Naivität 
verloren, kann Selbstsicherheit gewonnen und Alltagsklug-
heit gestärkt werden. 

Die Alltagslogik der Konfliktbearbeitung entspricht in keiner 
Weise den vom Recht wiederkehrend gezeichneten Bild ei-
ner ‚schrecklichen‘ Privat- oder Selbstjus�z, in der sich die 
Mäch�gen (zur Not auch mit Gewalt) gegen die Ohnmäch-
�gen durchsetzen. Ganz im Gegenteil bietet die informelle 
Konfliktbearbeitung die Möglichkeit, Konflikte in den eige-
nen (alltags- und lebensweltorien�erten) Begriffen und ent-
sprechend den eigenen Bedürfnissen zu definieren und zu 
verhandeln (vgl. hierzu auch de Lagasnerie 2017).   

Das Aushandeln, der Prozess der Bearbeitung von Konflikten  
ist für die Beteiligten bedeutsam – weniger die ‚Lösung‘, die 
dabei herauskommt und auch weniger die Frage, wie stabil 
oder langlebig diese Lösungen1 sind.

1  Hier ist anzumerken, dass die „Lösung“, die das Strafrecht anbietet, alltags-
   weltlich gesehen eine einzige Standardmaßnahme für unzählige unter- 
   schiedliche Schädigungs- und Konfliktsitua�onen anbietet, die sich fes�ert 
   als eine Form der sozialen Ausschließung (aus der unmi�elbaren Konflikt- 
   und Lebenssitua�on). Ordnung wird vermeintlich darüber wiederherge-
   stellt, dass Personen aus einer Situa�on en�ernt werden. Die „Lösung“ ist 
   folglich immer eine autoritäre, machtvolle und herrscha�lich durchgeführ-
   te, die keinerlei Zus�mmung benö�gt und die die übrigen Beteiligten mit 
   ihren ungelösten (und sich durch die Ausschließung möglicherweise noch 
   verschärfenden) Konflikten zurücklässt. Während das Strafrecht folglich 
   eine eliminatorische Ordnungsfantasie (Steinert) umsetzt, erweist sich die 
   alltägliche Konfliktbearbeitung als ein ganz prak�scher Mechanismus der
   Ermöglichung und Ver�efung gesellscha�licher Teilhabe.
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Das Verbrechen gibt es nicht und die Strafe braucht es nicht

Nils Chris�e hat das Verbrechen als eine „unbegrenzte natür-
liche Ressource“ bezeichnet, als eine Bedeutung, die Hand-
lungen zugeschrieben werden kann, wenn entsprechende 
(vor allem ins�tu�onelle und professionelle) Interessen vor-
handen sind (vgl. Chris�e 2005). 

In den alltäglichen Prak�ken der Konfliktbearbeitung spielt 
das Verbrechenskonzept keine bedeutsame Rolle2. Sehr sel-
ten nur wird es als Ressource benutzt, um mit der Andro-
hung, einen Konflikt ans Strafrecht abzugeben sowie staatli-
che Autoritäten zu mobilisieren, Druck auf eine informelle 
unmi�elbare Regelung auszuüben. Der „Scha�en des Levia-
thans“ kann mitunter hilfreich sein in der Herstellung gesell-
scha�licher Autonomie. Meistens ist er es aber nicht, weil 
die Drohung mit staatlicher Interven�on (und damit mit Kon-
fliktenteignung) einen Gesichts- und Ehrverlust darstellt und 
die unmi�elbare Unterlegenheit und moralische Niederlage 
eher besiegelt. 

In den meisten Fällen, in denen es dann doch zu einer Anzei-
ge kommt, verweist diese auf das Interesse an ganz prak�-
schen polizeilichen Dienstleistungen, wie etwa die Beglaubi-
gung von Schäden als Vorbedingung der Inanspruchnahme 
von Versicherungsleistungen oder den Versuch, die Polizei 
zum ak�ven Suchen von verloren gegangenen Gegenstän-
den zu bewegen, oder einfach zur Dokumenta�on einer 
komplexeren Schadensitua�on, bei der es wiederum um die 
Beglaubigung von beeinträch�genden Ereignissen geht. Poli-
zeiliche Dienstleistungen werden auch nachgefragt, um un-
mi�elbare Streitsitua�onen zu beenden oder zu deeskalie-
ren. In den ganz wenigen Fällen, in denen die Anzeige er-
sta�et wird – in der Erwartung einer klärenden Verhandlung 
oder auch als Drohgebärde gegenüber einem Kontrahenten/
einer Kontrahen�n –, ging es um den Versuch, diese zur Ko-
opera�on zu bringen, eine Wiedergutmachung durchzuset-
zen bzw. darum, die eigene Posi�on für weitere Auseinan-
dersetzungen zu stärken.  

Die in der Studie „Ärgernisse und Lebenskatastrophen“ her-
ausgearbeiteten Varianten von Schadens- und Konfliktsitua-
�onen machen überdeutlich, was Konfliktenteignung durch 
die Stra�us�z (vgl. Chris�e 1977) bedeutet: Das Strafrecht 
muss von den Benutzer:innen z. T. mit viel Aufwand und Res-
sourcen mobilisiert werden, damit ihre Bedürfnisse und In-
teressen ar�kuliert werden können, die dabei aber auf In-
stanzen stoßen, die für eine Konfliktregelung überhaupt 
nicht eingerichtet sind und sta�dessen umgekehrt für sich

Gelegenheiten ergreifen, staatliches Strafen als ‚Ersatzange-
bot‘ zu liefern. Dieses ‚Ersatzangebot‘ allerdings lässt die An-
zeigenden unbefriedigt zurück, die nun die Erfahrung mit 
den Auswirkungen der Konfliktenteignung machen und jegli-
che Deutungs- und Regelungsmacht an den Staat abgeben 
müssen3. In den meisten Fällen ist die drohende Konfliktent-
eignung mit ihren nega�ven Folgen den Alltagsakteur:innen 
bewusst, weshalb sie von vornherein auf die Anzeige ver-
zichten bzw. das Strafrecht für ihre Interessen geschickt zu 
instrumentalisieren versuchen.  

Plädoyer für eine Wiedervergesellscha�ung der Konflikte

Aus dieser Logik alltäglicher Konfliktbearbeitung heraus lässt 
sich dafür plädieren, dass der Staat die durch das Strafrecht 
enteigneten Konflikte (vgl. Chris�e 1977) an die Betroffenen 
und Beteiligten zurückgibt und diese sta�dessen in ihrem 
Anliegen unterstützt, zivile und produk�ve Konfliktregelun-
gen zu erarbeiten, die den Bedürfnissen und Interessen der 
Konfliktparteien gerecht werden. 

Der staatliche Strafanspruch macht nur insoweit Sinn, als er 
der Herstellung von autonomer gesellscha�licher Konfliktbe-
arbeitung dienlich sein kann, das staatliche Strafen dagegen 
ist vielfach kontraproduk�v für die Förderung eines zivilen 
gesellscha�lichen Zusammenlebens. Wenn das Konzept des 
Verbrechens beiseitegelegt wird, wird die Sicht frei für die 
Vielfalt an sozialen Konflikten, die sich auf der Ebene des All-
tags als Folge struktureller Ungleichheits- und Machtverhält-
nisse und ihrer Bearbeitung durch die jeweiligen Akteur:in-
nen ergeben. In den Konflikten geht es immer auch um die 
Bearbeitung und Aushandlung gesellscha�licher Posi�onie-
rungen, um Zugehörigkeiten wie auch um das Ringen um ei-
nen angemessenen sozialen Platz. 

Diese sozialen Konfliktverhältnisse durchdringen die Gesell-
scha� und finden sich auch im Alltag wieder. Konflikte im All-
tag sind daher immer auch Möglichkeiten und Gelegenhei-
ten an den gesellscha�lichen Verhältnissen zu arbeiten, sie 
infrage zu stellen, zu bestä�gen oder auch neu über sie zu 
verhandeln. Nils Chris�e hat das so formuliert: „Konflikte 
werden als wich�ge Bestandteile der Gesellscha� betrach-
tet. Hochindustrialisierte Gesellscha�en haben nicht zu viel 
internen Konflikt, sie haben zu wenig. Wir müssen soziale 
Systeme so organisieren, dass Konflikte genährt und sichtbar 
gemacht werden, und müssen dafür sorgen, dass ihre Be-
handlung nicht berufsmäßig monopolisiert wird.“ (Chris�e 
1995, S. 131). Lewis A. Coser (1965) hat in Anlehnung an 
Georg Simmel produk�ve Funk�onen von Konflikten heraus-

3 Auch die Inklusion der Opferposi�on über die Ins�tu�on der Nebenklage 
  ändert nichts an der Situa�on der Konfliktenteignung, da Par�zipa�on 
  von Opfern hier begrenzt wird auf die Beteiligung an der Verhandlung 
  über das Ausmaß des Strafens; eigenständige Defini�onen des Konflikts 
  und entsprechende Bearbeitungsweisen jenseits des staatlichen Strafens 
  bleiben weiterhin organisatorisch verunmöglicht (vgl. Englebrecht 2011).

2 Verbrechen und Strafe sind eher massenmedial aufgedrängte Thema�-
    ken und die Leute im Alltag stehen vor der Herausforderung, die Diskre-
    panz zwischen den medial inszenierten Moralpaniken und Bedrohungs-
    szenarien und ihrer eigenen unmi�elbaren, meist wenig spektakulären 

  Alltagswelt bearbeiten zu müssen (vgl. hierzu Stehr 1998/2023).
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gearbeitet, die ihm zufolge Gelegenheiten bieten, Gruppen-
iden�täten zu fes�gen, soziale Beziehungen zu stabilisieren 
oder zu hinterfragen. Sie besitzen ihm zufolge das Potenzial 
der Ermöglichung und Ver�efung gesellscha�licher Teilhabe. 
Etwas weniger auf den gesellscha�lichen Konsens ausgerich-
tet, lässt sich sagen, dass Konflikte die Spannungen und Wi-
dersprüche gesellscha�licher Strukturen und Ins�tu�onen 
sichtbar machen können und dadurch die Möglichkeit freile-
gen, über deren Verfasstheit zu verhandeln.  

Mit dem Verbrechenskonzept wird all dies verhindert und er-
schwert, elementare Erfahrungen werden den Akteur:innen 
enteignet und Aushandlungen nicht zugelassen. Ein demo-
kra�sch verfasster Staat sollte sich auf seine zivilen Aufgaben 
(und damit auch auf seine Vorbildfunk�on) besinnen und 
Konflikte, wenn sie denn an ihn herangetragen werden, an 
die Beteiligten zurückgeben, sie aber dabei unterstützen, die 
Konflikte produk�v und für alle Beteiligten zufriedenstellend 
bearbeiten zu können. Ein Ausbau von Media�onsstellen au-
ßerhalb des Strafrechts, die Erweiterung der Media�onslogik 
sowie die Ausweitung der Anwendung von Vermi�lungsver-
fahren im Strafrecht wären Schri�e in die rich�ge Richtung – 
mit dem Ziel, die Strafe zurückzudrängen.   

Es geht um einen notwendigen Prozess der Wiedervergesell-
scha�ung von Konflikten in den Fällen, in denen Konfliktak-
teur:innen über Strafanzeigen staatliche Interven�onen er-
möglichen. 

Nun sind die Ideen der Konfliktregelung und Media�on 
schon seit einiger Zeit (auch interna�onal) in das Strafrecht 
selbst eingedrungen bzw. dort aufgegriffen worden, als „Re-
stora�ve Jus�ce“, in Deutschland als Täter-Opfer-Ausgleich, 
in Österreich als Tatausgleich, es werden aber immer wieder 
Grenzen der Anwendung sichtbar (vgl. Dünkel/Willms 2023, 
Glaeser/Pelikan 2023) und kontraproduk�ve Entwicklungen 
im Sinne des net-widening (vgl. Malzahn 2019). Diese Gren-
zen in der prak�schen Integra�on der Idee der Konfliktrege-
lung ins Strafrecht werden verfes�gt durch den aktuellen ge-
sellscha�lichen Diskurs, der eher durch den reflexha�en Ruf 
nach mehr Strafe und damit der Selbstverständlichmachung 
der Strafe bes�mmt wird. In dieser Situa�on ist es wich�g, 
daran zu erinnern, dass Konfliktakteur:innen und Geschädig-
te etwas anderes benö�gen als die Bestrafung einer Person, 
die als „schuldiger Täter“ bzw. „schuldige Täterin“ ausge-
macht wird. Ebenso wenig benö�gen Geschädigte das Opfer-
E�ke�, das aus ihnen hilflose, ohnmäch�ge und inkompeten-
te Personen macht, die per se auf Hilfe und Unterstützung 
angewiesen seien.  

Die stra�us�ziell hergestellte „Täter-Opfer-Dichotomie“ wird 
als Legi�ma�on für die strafrechtliche Interven�on benö�gt; 
als reale Beschreibung dessen, wie im Alltag mit Konflikten 
umgegangen wird, taugt sie wenig.  
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Welche Alterna�ven, welche Chance haben erfahrene Medi-
ator:innen in Strafsachen, sich auf dem freien, also im wei-
testen Sinn von Mediand:innen selbst finanzierten Markt zu 
etablieren? Sei es als zweites Standbein oder als Alterna�ve 
zur bisherigen Tä�gkeit. Wie geht das eigentlich? Welche 
Schri�e müssen dafür umgesetzt werden? 

Die Lei�ragen dieses Textes dazu lauten: 

1. Wie finden Menschen, die einen Konflikt haben, ihren
Weg zu dir?

2. Wie kannst du diesen Weg für sie bauen?

Mediator:innen, die merken, ‚Ich habe zu wenig Kunden‘, 
stellen sich die Frage üblicherweise anders, nämlich: ‚Wie 
bekomme ich mehr Fälle?‘ Sie stellen sich diese Frage nicht 
selten unter finanziellem Druck. Selbstständig(er) zu agieren, 
um sich aus finanzieller Abhängigkeit zu befreien, könnte da-
bei ja eine Lösung sein – doch aus einem Bedür�igkeitsemp-
finden heraus, auf potenzielle Kund:innen zuzugehen, ist 
eine Herausforderung. Eventuell spüren sie deine Bedür�ig-
keit, wähnen sich bei deinen Überzeugungsversuchen mani-
puliert und sagen zur Sicherheit „Nein“, selbst wenn sie nicht 
so genau sagen können, was sie eigentlich stört. Wenn man 
zu wenig Kundscha� hat und Zurückweisung des eigenen An-
gebots erfährt, kann auch das Selbstwirksamkeitsempfinden 
leiden. Vielleicht vermi�elst du eine Unsicherheit, bei der 
andere meinen, dass du selbst nicht wirklich von deinem An-
gebot überzeugt bist. 

Die Frage aller Fragen lautet also: Wie komme ich als Media-
tor:in nun raus aus dieser Nummer? Was aus meiner Erfah-
rung sehr hil�, ist, sich folgende konkretere Frage zu stellen: 
Was überzeugt Menschen davon, gerade zu dir in die Media-
�on zu kommen? 

Mit dieser Frage vollziehst du einen Perspek�vwechsel von 
deinem Bauch und Kopf in ihren Bauch und Kopf. Du lenkst 
also deine eigene Emo�onalität (in deiner Bedürfnislage) auf 
ihre Themen und dockst durch dein empathisches Hineinver-
setzen bei dem Bedürfnis deiner kün�igen Mediand:innen 
an. Eleganterweise hast du nun zwei deiner Kernkompeten-
zen, die dich zu einem/einer wirksamen Mediator:in ma-
chen, für dein ‚Marke�ng‘ fruchtbar gemacht:

• deine Fähigkeit zur Empathie
• deine Fähigkeit zum Perspek�vwechsel

Lass uns mal schauen, was du dann unternehmen kannst, 
um Kund:innen zu gewinnen.  

Zunächst: Du verdienst Geld, indem du Menschen dabei 
hilfst, ihre Probleme zu lösen. Dieser Satz ist simpel, aber 
nicht banal. Wenn jemand einen belastenden Konflikt erlebt, 
und dort nicht aus eigener Kra� aussteigen kann, benö�gt er 
oder sie Hilfe. Deine Hilfe in Form deines spezifischen Kön-
nens, versteht sich.

Der Job, den du jetzt hast, lässt sich in drei Schri�en darstel-
len: 

1. Du hilfst einer Person wirklich. (Meint: Du bekommst
die Möglichkeit zu helfen – infolge begründet geweckter
Hoffnung, dass du das kannst – und du tust es.)

2. Du überzeugst die Person von dir. (Meint: Dein Angebot
passt zu ihrem Bedürfnis und es entsteht Vertrauen,
dass du ihr bei ihrem Konflikt helfen kannst.)

3. Du sorgst dafür, dass die Person überhaupt auf dich
aufmerksam wird und stellst Kontakt her.

Natürlich ist die Reihenfolge aus Sicht potenzieller neuer 
Kund:innen genau umgekehrt: Erst werden sie auf dich auf-
merksam, dann überzeugen sie sich von dir und dann kom-
men sie in deine Media�on. Die Person, die diesen Reiseweg 
Schri� für Schri� bauen muss, bist du. Und geschickterweise 
fängst du ihn von deiner Seite aus an. Also:

Erster Schri�: Du hilfst wirklich.

Wir alle haben ja – hoffentlich – in unserer Ausbildung ge-
lernt, dass wir den Erfolg einer Media�on nicht garan�eren 
können. Und keine Sorge, diese grundlegende Weisheit will 
ich hier nicht antasten. Gerade weil du den Erfolg nicht ga-
ran�eren kannst, geht es im ersten Schri� darum, zu trainie-
ren, als Mediator:in immer besser zu werden, um es mög-
lichst wahrscheinlich werden zu lassen, dass deine Media�-
on aus Sicht der Konfliktparteien ein Erfolg wird.  –  Wie wirst 
du ein:e bessere:r Mediator:in? Da ist viel drüber nachge-
dacht und geschrieben worden, ich belasse es mal bei fol-
genden vier Punkten:

1. So viel wie möglich mediieren.
2. Soviel wie möglich über deine Media�onen dokumen-

�eren (Fotos, Audioaufnahmen etc.) und darüber reflek-
�eren, Supervisionen nehmen, fachlichen Austausch
mit Kolleg:innen pflegen.

3. Seminare und Fortbildungen über Spezialtehmen der
Media�on belegen, andere Media�onss�le und andere
Beratungsformate kennenlernen.

4. Die Haltung der Media�on im Alltag leben: Zuhören,
dich nicht auf eine Seite schlagen, ressourcenorien�ert
denken und handeln.

von Rüdiger Hausmann

Selbstständig ak�v werden – 
wie überzeuge ich mit meinem Media�onsangebot?
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Denn am Ende entscheiden das Erleben deiner Kund:innen 
und die Qualität deiner Arbeit darüber, ob du weiter empfoh-
len wirst, und diese Empfehlungen sind das Herzstück jeden 
Media�ons-Marke�ngs. 

Wenn wir das Ganze nämlich aus der Kund:innenperspek�ve 
betrachten, ist klar: Der einzige Grund, ausgerechnet mit dir 
mit jenen Personen in ein Gespräch zu gehen, die einen gera-
de am meisten ärgern, verletzen und herausfordern und dir 
dafür auch noch Geld zu geben, liegt für deine Mediand:in-
nen in der Hoffnung, dass diese Art des Gesprächs ihr Pro-
blem löst. Du kannst also gar nicht anders, als diese Hoffnung 
zu wecken und zu nähren, sonst bleiben potenzielle Median-
d:innen nach Vorgesprächen weg. 

Ich setze jetzt mal voraus, dass du das in der Haltung als Me-
diator:in tust, ohne unrealis�sche Versprechungen also, aber 
Hoffnung wecken musst du.

Wie schaffst du es darüber hinaus zu überzeugen?

Zweiter Schri�: Du überzeugst Kund:innen von dir. 

Wenn du jemanden überzeugen willst, musst du sie oder ihn 
bis zu einem gewissen Grad verstehen. Denn: Was brauchen 
Menschen, um sich für dich als ihre:n Mediator:in zu ent-
scheiden? Vertrauen. 

Wie entsteht dieses Vertrauen? Mit dem Gefühl deiner Me-
diand:innen, von dir verstanden zu werden. Genau wie in der 
Media�on selbst. Und zwar auf den Punkt. Das geht nur, 
wenn du das Erleben deiner Mediand:innen einer ganz spezi-
fischen Situa�on nachvollziehen kannst und ihnen das spie-
gelst. Und damit das funk�oniert, musst du eine ganz konkre-
te Situa�on vor Augen haben. Und nur für dieses spezifische 
Erleben kannst du hoffen, Vertrauen zu erzeugen. Daher 
musst du eingrenzen, wen du ansprechen willst und mit wem 
du also arbeiten wirst.

Und damit kommen wir zu einem „Engpass“, in den sich fast 
jede:r Kolleg:in, die wir beim Marke�ng unterstützt haben, 
verklemmt hat. Und dort nicht selten schmerzha� unbeweg-
lich verharrt. Das Eingrenzen, diese Entscheidung ‚Ich spre-
che nur Menschen an, die …’, das fällt so vielen Kolleg:innen 
so unendlich schwer. Um Menschen von dir als Mediator:in 
zu überzeugen, beschä�ige dich also spätestens jetzt mit den 
folgenden eingrenzenden Fragen: 

 a) Welchen Menschen hilfst du?
b) Was genau sind ihre Probleme?
c) Worin genau besteht deine Hilfe?

Lass uns diese Fragen an einem Beispiel der Reihe nach 
beantworten, bevor wir zum dri�en Schri� deiner Marke-
�ngstrategie übergehen.

a) Welchen Menschen hilfst du? 

Nehmen wir an, du antwortest: Allen, die sich streiten. Wow, 
nicht schlecht. Und tatsächlich, warum nicht? Poten�ell kann 
Media�on allen Menschen früher oder später mal helfen. 
Und: Media�on ist eine Form, die auf unzählige Inhalte und 
Themenfelder angewendet werden kann. Die Schwierigkeit 
liegt jedoch darin: Der Plan ist gut, doch die Welt noch nicht 
bereit. Wenn du versuchst, von allen gehört zu werden, gu-
cken alle weg. Das kennst du vielleicht aus Seminaren zu Zivil-
courage: Du sagt in einem No�all nicht: ‚Kann mal jemand 
helfen?’, sondern, ‚Der Herr in der blauen Jacke, würden Sie 
gerade mal mit anfassen?’ In beiden Fällen gilt: Die Ange-
sprochenen müssen wissen, ‚ich bin gemeint’. Bedeutet für 
dich: Du solltest eingrenzen, wen du ansprechen willst. Da-
mit ein:e poten�elle:r Mediand:in, wenn er/sie z. B. deine 
Website aufru� denkt: ‚Oh, ich bin gemeint! Das könnte mir 
wirklich helfen!’ Im Marek�ngjargon ist das die berühmte Po-
si�onierung.

Also lautet deine Antwort vielleicht: Ich helfe Paaren. Schon 
mal nicht schlecht. Aber das geht noch konkreter. In welcher 
Situa�on befinden sich die Paare? Fragen sie sich: Wollen wir 
eigentlich noch zusammen bleiben? Oder wollen sie ihre 
Trennung gestalten? Nehmen wir mal an, du entscheidest 
dich für: ‚Seit einiger Zeit geschiedene/getrennte Paare, die 
gemeinsam Kinder haben und nun merken, dass ihre Verein-
barungen bei der Trennung damals nicht mehr tragen und sie 
neue Vereinbarungen brauchen.‘ Diese enge Posi�onierung 
wird dir erst den Media�onsmarkt erschließen.  

Noch mal: Entscheide dich, wen du ansprechen willst und fo-
kussiere dich darauf. Entwirf deine gesamte Website mit 
Blick nur auf diese Zielgruppe (noch so ein schlimmes Wort). 
Denn sonst steckst du in einem Engpass, den nennen wir Po-
si�onierungsschmerz. Der besteht darin, dass ich mich nicht 
für eine Zielgruppe entscheide, weil ich niemanden aus-
schließen will. Aber weil ich mit vagen Beschreibungen und 
als leer empfundenen Versprechungen niemanden überzeu-
ge, werde ich von ‚meiner‘ Zielgruppe ausgeschlossen. Und 
stehe ohne Kundscha� da. Die Verführung, am Ende einer 
empathischen Höllenbeschreibung eines Paarkonflikts noch 
zu erwähnen, dass man übrigens auch prima Teamkonflikte 
klären kann, lässt den Ballon platzen. Die potenzielle Kund-
scha� traut mir dann weder das eine noch das andere zu. 
Und geht woanders hin. Was schade ist, weil du ihnen dann 
nicht helfen kannst, lose-lose: Sie haben keine Klärung, du 
keine Kund:innen.

Okay, ich hoffe, ich habe mein Tor erzielt? 

b) Was genau sind ihre spezifischen Probleme?

Die Zielgruppe, die in einem Konflikt gefangen ist, hat diverse 
Bedürfnisse, die unerfüllt sind. Welche sind das? Wie – durch 
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welche Emo�onen, durch welches Erleben (ihrer Beziehung, 
ihres Arbeitsplatzes etc) – äußern sich diese unerfüllten Be-
dürfnisse? Also, in welcher Hölle schmoren deine Kund:in-
nen? Darüber musst du sprechen, denn indem du dieses Er-
leben ansprichst, fühlt sich deine Zielgruppe von dir verstan-
den und damit bekommst du Kompetenz zugeschrieben. 
Dann beschreibe ihren Himmel: Wovon träumen sie, wie ist 
ihr Erleben, wenn ihr Problem, ihr Konflikt gelöst ist? Schmü-
cke ihren Himmel aus, kontakte sie mir ihren Sehnsüchten. 
So, dass sie sagen: ‚Ja, genau das will ich! Da geh ich hin!’

Denk daran, dass du hier voll in einen Perspek�vwechsel 
gehst: Du predigst der Welt nicht mehr von den Segnungen 
der Media�on, sondern du willst deine Konfliktparteien ver-
stehen, wirklich verstehen, was sie bewegt, darüber spre-
chen und ihnen so die Zuversicht geben, dass sie mit deiner 
Hilfe ihr Problem lösen können.

c) Worin genau besteht deine Hilfe?

Die große Verführung für uns Prozessprofis (Mediator:innen) 
besteht darin, nun lang und breit von den fünf Phasen der 
Media�on oder Ähnlichem zu reden. Wenn du es vorher ge-
scha� hast, Kontakt zu erzeugen, ist an dieser Stelle die Ge-
fahr groß, ihn wieder zu verlieren. Denn der Ablauf einer Me-
dia�on ist abstrakt, voraussetzungsvoll und rela�v formali-
siert. Deswegen ist es an dieser Stelle nicht dein Job, diesen 
komple�en abstrakten Media�onsprozess zu erklären, son-
dern dein Job ist es, den Kontakt zu halten.

Das ist ganz schön tricky, denn weil wir als Mediator:innen so 
auf Transparenz abfahren, haben wir jetzt den Impetus, das 
gesamte Verfahren der Media�on nebst allen vorstellbaren 
Ergänzungen, Umwegen und Erläuterungen im Detail darzu-
legen. Damit verlieren wir unsere kün�igen Kund:innen aber 
wieder, weil sie nicht verstehen, was das alles mit ihrem Pro-
blemerleben zu tun hat, bzw. inwiefern der komplexe Prozess 
ihnen bei ihren emo�onalen Herausforderungen hil�. Wir 
Mediator:innen sind – durch unsere Erfahrungen in Praxis 
und Ausbildung – beseelt davon, was sich im Verlauf der Pha-
sen, dem Perspek�vwechsel etc. für eine Magie en�alten 
kann: Das vollzieht aber niemand nach, der es nicht selbst 
schon erlebt hat, aus der bloßen Beschreibung der Phasen.

Der Ausweg besteht an dieser Stelle darin, lediglich den 
nächsten konkreten Handlungsschri� zu illustrieren1 und die-
sen mit einem Ergebnisversprechen zu versehen: ‚Rufe mich 
an, und du erfährst, welches deine besten Handlungsop�-
onen sind, damit wieder Frieden einkehrt‘, oder ‚Fülle das 
Formular mit deiner Anfrage aus, um zu erfahren, wie Ihr 

auch nach Eurer Trennung noch Eltern für Eure Kinder sein 
könnt‘. 

Die Frage ‚Worin genau besteht deine Hilfe?’ solltest du also 
nicht deswegen beantworten, um deinen Anfragenden (zu 
diesem Zeitpunkt) diese Antwort vorzulegen. Sondern du 
beantwortest sie für dich selbst, damit du ganz genau weißt, 
was du zu bieten hast, und diese Zuversicht auch ausstrahlst. 
Und diese Zuversicht, dieses gute Bauchgefühl überträgt sich 
auf deine Interessent:innen. Probiere es aus!

Hier noch mal, was ich am Anfang des Ar�kels geschrieben 
habe, was dein Job ist: 

1. Du hilfst der Person wirklich.
2. Du überzeugst die Person von dir.
3. Du sorgst dafür, dass die Person auf dich aufmerk-

sam wird und stellst Kontakt her.

Der letzte Punkt betri� üblicherweise die erste und häufigs-
te Frage, die uns in unseren Seminaren gestellt wird: Wie 
werden Kund:innen auf mich aufmerksam?

Ich hoffe, ich konnte verständlich machen, warum du eine 
absolute Klarheit in den Fragen zu Schri� 2. brauchst, bevor 
es sinnvoll ist, sich diese letzte Frage vorzulegen und den 
letzten Schri� zu gehen.

Dri�er Schri�: Du machst auf dich aufmerksam.  

Hier geht es um Fragen nach deiner Sichtbarkeit und Reich-
weite: Wo stößt man überall auf dich? Wo wird auf dich ver-
wiesen? Wie gut findet man dich, wenn man in Social Media 
oder in Google nach deiner posi�onierten Dienstleistung 
sucht? Nach deinem Namen? Diese Reichweite zahlt sich nur 
aus, wenn deine Selbstdarstellung überzeugend und deine 
Dienstleistung hochwer�g ist. Und zwar aus Sicht deiner Kun-
d:innen.

Unabhängig davon, ob du auf Social Media ak�v bist, Anzei-
gen schaltest oder auf Konferenzen sprichst (alles valide Stra-
tegien), es gibt eine Sache, die jede:r erfolgreiche Media-
tor:in die/den ich kenne, meistert: Sie/er ist ak�ve:r Gestal-
ter:in von Beziehungen. Und das ist aus meiner Sicht die Rei-
henfolge, die du auch einhalten solltest, um deine Sichtbar-
keit zu erhöhen: 

1. Pflege dein Netzwerk.
2. Erstelle eine oder verändere deine Website nach 

dem hier vorgestellten Konzept.
3. Suche dir eine (!) Strategie, um die Sichtbarkeit dei-

ner Website zu verbessern. 

Wenn du mit einer technisch guten, op�sch zu dir passenden 
und gut posi�onierten Webseite präsent bist, wirst du regel-

1 Manche Menschen mögen es allerdings, sich umfassend zu informieren, 
bevor sie in Kontakt treten. Wir haben das für uns so gelöst, dass wir eine 
eigene Seite geschrieben haben, in der wir unseren Media�onsansatz in al-
ler Ausführlichkeit beschreiben. Meine Erfahrung: Nur ca. ein Fün�el aller 
Anfragenden hat sich mit diesen Texten befasst, die meisten sind spontan 
ihrem Bauchgefühl gefolgt und haben  einfach zum Telefon gegriffen oder 
eine Nachricht geschrieben.
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mäßig Besucher:innen auf deiner Seite haben, weil Media-
�on mi�lerweile eine gesuchte Dienstleistung ist. Wir selbst 
generieren bes�mmt 30 Prozent unserer Au�räge von Such-
anfragen über Google, ohne dass wir diesen Personen in an-
derem Zusammenhang empfohlen wurden. Die anderen 70 
Prozent kommen zustande, weil wir ein Netzwerk haben und 
wenn wir weitere Maßnahmen betreiben (Kampagnen auf 
Social Media oder Schalten von Google Ads).

Also, wie heißt es so schön: Ein Netzwerk zu pflegen ist alter-
na�vlos. Und wenn du regelmäßig auf Instagram postest und 
auf Posts von anderen reagierst, dann machst du eigentlich 
auch nichts anderes als zu Netzwerken mit anderen Mi�eln. 
Wenn du Google Ads schaltest, dann ist das genau so, wie 
auf einer Veranstaltung mit dem Cocktailglas in der Hand auf 
jemanden zuzuschlendern und ein Gespräch anzufangen. 
Nicht mit jedem dieser Kontakte wirst du ein intensives Ge-
spräch führen, aber manchmal eben schon. Nicht jeder, der 
auf deine Anzeige klickt, wird dein Formular ausfüllen, aber 
einige eben schon.

Was wir häufig sehen, was ich früher auch selbst falsch ge-
macht habe, und was eine zwar verständliche, aber eben 
teure Sackgasse ist: Wenn ich der Meinung bin, dass mein 
Angebot ‚klar genug‘, meine Exper�se deutlich genug (da 
steht doch, dass ich Mediator:in bin) oder meine Posi�onie-
rung (Zielgruppen-Ansprache = entsteht im Kopf meiner/
meines potenzielle:n Mediandin bzw. Medianden der Ein-
druck: ‚Hey, ich bin gemeint!‘) gut genug sind, dies aber aus 
Kund:innensicht nicht zutri�. Wenn ich mich also im Irrtum 
darüber befinde, dass alles ist ‚gut genug‘ ist und nun auf 
dieser Grundlage mein Material wie z. B. Flyer und Website 
erstelle; darau�in kostenintensive Maßnahmen ergreife zur 
Vergrößerung der Reichweite (z. B. durch Werbeanzeigen), 
dann werde ich erleben, dass meine Bemühungen und mei-
ne eingesetzten Ressourcen verpuffen. Ich glaube, das ist der 
Hintergrund, warum ich Kolleg:innen o� sagen höre, ‚Das 
funk�oniert alles nicht‘, weil sie die Erfahrung gemacht ha-
ben, dass z. B. Google Ads nur Geld kosten, aber keine 
Au�räge bringen, dass auf dem Netzwerktreffen einen Vor-
trag  zu halten kein Geschä� generiert oder dass ihnen ihr 
mühsam aufgebauter E-Mail-Newsle�er keinen Umsatz be-
schert: Weil sie mit hohem Aufwand ein Angebot bewerben, 
dass nicht überzeugt.

Ein Beispiel: Sagen wir, du hast zehn Besucher:innen auf dei-
ner Website im Monat (was echt wenig wäre…), die dein An-
gebot sehen, aber keiner kau� es. Warum solltest du jetzt 
teure Werbung schalten? Die Gefahr ist ja doch gegeben, 
dass auch bei 1.000 Besucher:innen im Monat (was für ein 
Media�onsbüro sehr viel wäre), niemand kau�, weil eben 
dein Angebot nicht überzeugt. Also liegt es doch sehr nahe, 
im ersten Schri� dein Angebot so zu ändern, dass – um mal 
eine realis�sche Größenordnung zu nennen – aus zehn Web-

sitenbesucher:innen zwei bis drei Kund:innen werden. Dann 
wird es spannend: Bei 1.000 Websitenbesucher:innen wären 
es dann plötzlich rechnerisch 200 bis 300 Kund:innen. Ich 
mutmaße mal, so viel kannst und willst du gar nicht bedie-
nen.

Die Kunst ist, aus dieser Sache einen sich selbst verstärken-
den Prozess zu machen. Es läu� dann so: Wenn du eine er-
folgreiche Media�on durchgeführt hast, hast du Geld ver-
dient. Dieses kannst du einsetzen, um beispielsweise Anzei-
gen zu schalten, und du wirst jetzt von mehr Menschen ak�v 
empfohlen. Zudem wirst du bei der Arbeit wieder neue Im-
pulse bekommen haben, neue Informa�onen über ‚die Hölle 
und den Himmel‘ deiner Kund:innen und kannst dieses neue 
spezifische Wissen in Au�ragsgesprächen verwenden und 
auf deiner Website einpflegen. 

Abschließende Worte

Als selbstständige:r Mediator:in am Markt Fuß zu fassen ist 
ein mi�el- bis langfris�ges Projekt. Die gute Nachricht ist 
aber, wenn du es von Anfang an rich�g machst, gehst du 
Schri� für Schri� und baust Stein auf Stein. 

Wenn du momentan den Eindruck hast, dass du mit deiner 
jetzigen Media�onshäufigkeit unter deinen Möglichkeiten 
bleibst, dann könnte dir dieser Text gezeigt haben, an wel-
chen Stellschrauben du drehen kannst. Und für jedes Hand-
lungsfeld gibt es Vorgehensweisen und Werkzeuge, um plan-
voll vorzugehen und nicht im Nebel zu stochern. (Dabei 
könntest du dir auch von einschlägigen Coaches helfen las-
sen.)

„Viel Erfolg dabei, 
dein Media�onsgeschä� aufzubauen 

und weiterzuentwickeln. 
Und wenn du dabei Hilfe brauchst, 

sprich uns gerne an!“

Autor

Bild: Jürgen Schulzki, Köln

Rüdiger Hausmann 
hil� gemeinsam mit Imke Trainer 
in der RheinMedia�on aus Köln 
Teams und Führungskrä�en, 
ihre Konflikte zu klären. Daneben 
helfen sie anderen Mediator:in-
nen dabei, im Media�onsge-
schä� nachhal�g Fuß zu fassen. 

Kontakt: hausmann@rheinmedi-
a�on.de
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Im vorliegenden Urteil beschä�igt sich der BGH mit den Vor-
aussetzungen eines TOAs im Falle eines schweren sexuellen 
Missbrauchs von Kindern. Der Täter ha�e mit der zum Tat-
zeitpunkt 13 Jahre alten und mi�lerweile volljährig geworde-
nen Nebenklägerin am letzten Hauptverhandlungstag eine 
„Täter-Opfer-Ausgleichsvereinbarung“ geschlossen, nach der 
sich der Angeklagte verpflichtete, der Nebenklägerin 1.500 
Euro Schadenersatz zu zahlen, davon 500 Euro am selben Tag 
sowie den Rest in monatlichen Raten zu je 50 Euro. Die Ne-
benklägerin erkannte die Zahlung in der Vereinbarung aus-
drücklich als „ausgleichende Maßnahme im Sinne von § 46a 
StGB“ an. Das LG ha�e einen TOA gem. § 46a Nr. 1 StGB be-
jaht und u. a. darauf die Annahme eines minder schweren 
Falles gestützt.  

Der BGH beanstandete dies und hob die Entscheidung auf; 
das Vorliegen der Voraussetzungen eines TOAs im Sinne von 
§ 46a Nr. 1 StGB sei vom Gericht nicht ausreichend begrün-
det worden. Insbesondere habe sich das Landgericht zu sehr 
auf die subjek�ve Akzeptanz der getroffenen Vereinbarung 
seitens des Opfers gestützt und keine ausreichende eigen-
ständige objek�ve Bewertung vorgenommen. Der vorliegen-
de Beitrag untersucht zunächst, welchen allgemeinen Her-
ausforderungen der TOA im Kontext dieser schweren Form 
von Delinquenz begegnet. Danach wird au�auend auf ei-
nem Überblick über die Leitlinien der Rechtsprechung zur 
Anwendung von § 46a Nr. 1 StGB das Urteil des BGH analy-
siert und kri�sch beleuchtet.  

I. TOA in Fällen sexuellen Missbrauchs 

Fälle sexuellen Missbrauchs sind in der Regel von einer direk-
ten körperlichen Konfronta�on zwischen Täter:in sowie Op-
fer geprägt. Dies ist für sich genommen noch keine Beson-
derheit im Vergleich zu allgemeiner Gewaltdelinquenz, doch 
sind im Bereich sexueller Gewalt in erheblichem Maße in�-
me Bereiche betroffen, die dem Geschehen einen besonde-
ren Persönlichkeitsbezug verleihen. Im vorliegenden Fall 
ha�e der Täter ein 13-jähriges Mädchen, das von zu Hause 
ausgerissen war, in seinem Auto mit zu sich nach Hause ge-
nommen, dort trotz ihrer ausdrücklichen Weigerung sexuell 
bedrängt und anschließend gegen ihren Willen den Ge-
schlechtsverkehr vollzogen. 

Es ist verständlich, dass solche Taten bei den Opfern u. a. Ge-
fühle der Scham und der Hilflosigkeit, aber auch der Angst 
oder Abscheu vor dem/der Täter:in auslösen.

Für die (erneute) persönliche Konfronta�on mit dem/der Tä-
ter:in im Rahmen eines TOAs sind damit gerade hier hohe 
Hürden zu überwinden, und es ist anzunehmen, dass insbe-
sondere in diesen Fällen Ausgleichsverfahren o� ohne direk-
te persönliche Gespräche durchgeführt werden.1

Das steht in einem Spannungsverhältnis zum Idealbild des 
TOAs, welches auch dem Gesetzgeber bei der Schaffung von 
§ 46a StGB vorgeschwebt hat, namentlich die Konfliktbear-
beitung im Rahmen persönlicher Ausgleichsgespräche. Tä-
ter:innen wird mit § 46a StGB ein Anreiz gegeben, auf das 
Opfer zuzugehen, sich zu entschuldigen, materielle, vor al-
lem aber auch immaterielle Schäden wiedergutzumachen 
und „Verantwortung zu übernehmen“2 für ihre Taten. Diese 
Verantwortungsübernahme wird bei § 46a Nr. 1 StGB gerade 
im persönlich geprägten Kontakt mit dem Opfer und dem Er-
bringen immaterieller Ersatzleistungen wie einer Entschuldi-
gung zum Ausdruck gebracht. Das lediglich schri�liche Aus-
handeln von materiellen Ersatzleistungen, zum Beispiel über 
Anwäl�nnen und Anwälte, ist dagegen eher der Schadens-
wiedergutmachung nach § 46a Nr. 2 StGB zuzuordnen,3 auch 
wenn die Grenzen in der Rechtsprechung des BGH o� flie-
ßend sind.  

Die friedenss��ende Wirkung des TOAs soll jedenfalls auch 
nach dem Willen des Gesetzgebers nicht nur monetär ge-
prägt und damit gewissermaßen (scheinbar) käuflich sein.4

Klar ist also, dass zu einer bloßen Ausgleichszahlung für die 
Annahme eines TOAs gem. § 46a Nr. 1 StGB ein gewisses 
‚Plus‘ hinzukommen muss, das den in § 46a StGB angelegten 
teilweisen (oder ausnahmsweise sogar vollständigen) Ver-
zicht auf Strafe begründen kann. Nur: Worin liegt dieses 
‚Plus‘ genau, wenn ein TOA mit direkten, auf Konfliktlösung 
abzielenden persönlichen Gesprächen aus nachvollziehbren 
Gründen nicht gewollt ist? 

1 Die zuletzt veröffentlichten Zahlen der bundesweiten TOA-Sta�s�k für die 
  Jahre 2019 und 2020 zeigen, dass der Anteil der Delikte, bei denen Aus-
  gleichsverfahren ohne direkte persönliche Begegnung geführt werden, 
  mi�lerweile insgesamt bei fast 50 % liegt, s. Hartmann u. a., Täter-Opfer-
  Ausgleich in Deutschland, 2021, S. 58 f. Der entsprechende Wert speziell  
  für Sexualdelikte lässt sich den dort verfügbaren Daten nicht entnehmen. 
2  BT-Drs. 12/6853, S. 22.
3  Kaspar, J., Weiler, E., Schlickum, G. (2014), Der Täter-Opfer-Ausgleich, 
   S. 20 f. 
4  BT-Drs. 12/6853, S. 22.

von Johannes Kaspar und Isabel Kratzer-Ceylan

Täter-Opfer-Ausgleich bei Sexualdelinquenz
 (BGH, Urteil vom 4. Januar 2024 – 5 StR 540/23)
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II. Überblick über die einschlägige Rechtsprechung zu  
§ 46a Nr. 1 StGB 

Zunächst ist festzuhalten, dass § 46a Nr. 1 StGB keine aus- 
drückliche deliktspezifische Grenze nennt, also auch in Fällen 
schwerer Sexual- oder Gewaltdelinquenz in Betracht kommt. 
Der BGH betont (eher zu vorsich�g), dass das Vorliegen eines 
schwerwiegenden Sexualdelikts der Annahme eines Täter-
Opfer-Ausgleichs „nicht von vornherein“ entgegenstehe.5 In 
der Tat ist kein Grund ersichtlich, warum man ausgerechnet 
den Opfern von schwerer Delinquenz die Anreizwirkung von 
§ 46a StGB vorenthalten sollte.  

Was die inhaltlichen Anforderungen an den TOA angeht, ist 
die Rechtsprechung von einer gewissen Flexibilität gekenn-
zeichnet, was zum Umstand passt, dass das Gesetz selbst (be-
wusst) keine expliziten Verfahrensregeln aufstellt. Vieles 
bleibt dem Willen der Beteiligten überlassen. Allerdings for-
dert der BGH in ständiger Rechtsprechung einen „kommuni-
ka�ven Prozess zwischen Täter und Opfer“.6 Die Bemühungen 
der Täter:innen müssten „Ausdruck der Übernahmen von 
Verantwortung“ sein; das Opfer wiederum müsse die Leis-
tung der Täter:innen als „friedenss��enden Ausgleich“ ak-
zep�eren. Die Wiedergutmachung müsse auf einen „umfas-
senden Ausgleich der durch die Stra�at verursachten Folgen“ 
gerichtet sein. Die Forderung nach einem kommunika�ven 
Prozess rela�viert der BGH, indem er klarstellt, dass dieser 
„keinen persönlichen Kontakt zwischen Täter und Opfer vor-
aus[setzt], sondern […] auch durch Dri�e vermi�elt werden“7

könne. Exemplarisch nennt er eine Entschuldigung von Täter:
innen beim Opfer, die auch mi�elbar über Anwäl�nnen und 
Anwälte ausgesprochen werden könne.8 Diese kann ggf. die 
einzige Ausgleichsleistung sein: In einer Entscheidung aus 
jüngerer Zeit nimmt das BayObLG in Fällen nicht schwerer Ge-
wal�aten, bei denen nur immaterielle Schäden entstanden 
sind, an, dass für die Wiedergutmachung der Tat gem. § 46a 
Nr. 1 StGB eine von echter Einsicht getragene und vom Opfer 
angenommene Entschuldigung genügen könne.9 

Eine wich�ge Hürde bleibt dabei aber die Perspek�ve des Op-
fers. Die Rechtsprechung betont (wie es auch in der eben zi-
�erten Entscheidung des BayObLG anklingt), dass bei der Be-
wertung des TOAs auch die Einstellung des Opfers zu den Be-
mühungen der Täter:innen zu berücksich�gen ist. Insbeson-
dere sollen vom Gericht Feststellungen getroffen werden, 
„wie sich das Opfer zu den Wiedergutmachungsbemühungen 

des Angeklagten gestellt hat“.10 

In einer (eine Geiselnahme betreffenden) Entscheidung aus 
dem Jahr 2022 hat der BGH die Voraussetzungen des § 46a 
Nr. 1 StGB vor diesem Hintergrund abgelehnt: Das Opfer habe 
„die Entschuldigung des Angeklagten ausdrücklich nicht an-
genommen, so dass kein ‚friedenss��ender Ausgleich‘ zu-
stande gekommen“ sei.11 Der BGH betont zudem, dass ein 
TOA nicht in Betracht komme, wenn sich das Opfer von vorn-
herein (z. B. wegen der Art und Schwere des Delikts) nicht auf 
einen kommunika�ven Prozess einlasse.12 Damit ist man bei 
einer Art fak�schem „Vetorecht“ des Opfers, das sich sowohl 
auf den Beginn von Ausgleichsbemühungen als auch auf die 
Bewertung von deren Ergebnis bezieht.13

Die Täter:innen können dadurch in eine schwierige Lage gera-
ten: Eine Anerkennung der Leistungen im Kontext von § 46a 
Nr. 1 StGB kann an der fehlenden subjek�ven Akzeptanz sei-
tens des Opfers scheitern; umgekehrt behält sich der BGH 
aber auch eine (in ihren Maßstäben nicht ganz klare) objek-
�ve Bewertung der Wiedergutmachungsbemühungen unab-
hängig von deren Akzeptanz seitens des Opfers vor. Beides ist 
für Täter:innen nicht leicht vorhersehbar, was nicht nur die 
von § 46a StGB bezweckte „Anreizfunk�on“ schwächt, son-
dern auch in gewissem Kontrast zum an sich im Strafrecht 
auch für die Rechtsfolgenseite geltenden Bes�mmtheitsge-
bot steht. 

III. Das aktuelle Urteil des BGH   

Das Problem wird im aktuellen Urteil des BGH vom 4. Januar 
2024 sehr deutlich. Nach den oben dargestellten Maßstäben 
der Rechtsprechung spricht die Akzeptanz der als „Täter-Op-
fer-Ausgleich“ bezeichneten Vereinbarung durch die Geschä-
digte zunächst für die Bejahung der Voraussetzungen des 
§ 46a Nr. 1 StGB. Der BGH betont dann auch in konsequenter 
For�ührung seiner bisherigen Haltung, dass es grundsätzlich 
zu akzep�eren sei, wenn das Opfer „keine hohen Anforderun-
gen stellt und schnell zu einer Versöhnung bereit ist“.14

Im nächsten Schri� zieht der BGH dann allerdings die Not-
bremse und betont (möglicherweise auch im Sinn eines 
Schutzes des hier noch recht jungen Opfers „vor sich selbst“) 
eine objek�ve Grenze. Das entscheidende Gericht müsse im 
Rahmen einer „eigenverantwortlichen Prüfung“ untersu-
chen, „ob die konkret erbrachten oder ernstha� angebote-
nen Leistungen des Täters nach einem objek�vierenden Maß-

7  BGH, Beschluss vom 12.01.2021 – 4 StR 139/20, Rn. 6. 
8  BGH, Beschluss vom 12.01.2021 – 4 StR 139/20, Rn. 8.
9  BayObLG, Beschluss vom 19.09.2023 – 207 StRR 268/23, Rn. 8.

5  BGH, Beschluss vom 05.05.2021 – 6 StR 200/21, Rn.

10  BGH, Beschluss vom 20.07.2021 – 4 StR 116/21, Rn. 3.
11  LG Lüneburg, Urteil vom 03.11.2021 – 21 KLs 1104 Js 38896/20, Rn. 25; 
    vgl. dazu die bestä�genden Beschlüsse des BGH vom 22.03.2022 und 
    20.04.2022 – 6 StR 77/22. 
12  BGH, Urteil vom 07.12.2005 – 1 StR 287/05, Rn. 3; vgl. gerade auch zu 
    Sexualdelikten BGH, Urteil vom 31.05.2002 – 2 StR 73/02, Rn. 2. 

13 

14  S. etwa BGH, Beschluss vom 22.02.2001 – 3 StR 41/01, Rn. 4; BGH, 
    Beschluss vom 28. Januar 2016 – 3 StR 354/15, NStZ 2016, 401, 402.

6  S. (auch zu den folgenden Zitaten) BGH, Beschluss vom 24.11.2021 – 2 StR 
   337/21, Leitsatz 1; vgl. auch BGH, Urteil vom 19.04.2023 – 6 StR 497/22, 
   Rn. 11, sowie BGH, Urteil vom 03.03.2022 – 5 StR 228/21, Leitsatz 5.
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stab als so erheblich anzusehen sind, dass damit das Unrecht 
der Tat oder deren materielle und immaterielle Folgen als 
‚ausgeglichen‘ erachtet werden können“.15 Konkret müsse 
das Gericht die Schäden und Folgen der Tat ermi�eln und 
den angebotenen Ausgleich „in ‚wertender Betrachtung‘ und 
schließlich nach Ermessensgesichtspunkten“16 einordnen, 
wobei mindestens die Schadenshöhe festgestellt werden 
müsse.17 Der BGH betont zudem, dass „nur angemessene 
und nachhal�ge Leistungen die erli�enen Schädigungen aus-
gleichen und zu einer Genugtuung für das Opfer führen kön-
nen“.18

IV. Kri�k  

Mit Blick auf die oben erwähnte starke Posi�on des Opfers 
öffnet sich hier ein Konflik�eld zwischen Opferinteresse und 
öffentlichem Interesse, in das der/die Täter:in mit seinen/ih-
ren Bemühungen gerät. Er/sie muss beiden Vorstellungen 
genügen, wobei sich der BGH dazu entscheidet, zunächst 
dem Opfer eine gewisse „Gestaltungsfreiheit“ zu gewähren, 
die dann aber objek�v abgesichert wird. Dass man sich die 
Bewertung der Voraussetzungen eines vertypten Strafmilde-
rungsgrundes auf diese Weise vorbehält und nicht vollstän-
dig in die Hand des Opfers geben mag, leuchtet stra�heore-
�sch zwar ein – staatliches Strafen ist und bleibt eben trotz 
der begrüßenswerten Tendenz, Opferinteressen stärker zu 
gewichten, ein ‚öffentlicher‘ Akt. Dennoch ergeben sich aus 
dem vom BGH gewählten Weg und seiner Begründung, wie 
oben bereits angedeutet, gewisse prak�sche Schwierigkei-
ten. Denn die vom BGH in der vorliegenden Entscheidung 
formulierten objek�ven Anforderungen sind leider inhaltlich 
unklar und auch in ihrer Begründung nicht durchweg über-
zeugend.  

Zu kri�sieren ist zunächst, dass die Formel des BGH insge-
samt eher auf materielle (monetäre) Gesichtspunkte abzielt 
und dabei das Verhältnis von zu bezifferndem Schaden und 
Ersatzleistungen in den Blick nimmt. Dies lässt außer Acht, 
dass die persönliche Wiedergutmachung gerade im Bereich 
des TOA gem. § 46a Nr. 1 StGB (in Abgrenzung zur Schadens-
wiedergutmachung gem. § 46a Nr. 2 StGB) wich�ger und 
nachhal�ger sein kann als reine Schadensersatzzahlungen. 
So kann es sein, dass für ein Opfer (selbst bei schwersten Ge-
wal�aten) eine ehrlich gemeinte Entschuldigung wich�ger 
ist als Geldzahlungen, da Erstere vielleicht sogar eher als 
Letztere geeignet sein können, ein Gegengewicht zu den ein-
schneidenden persönlichen Erfahrungen zu bilden, die gera-
de Gewal�aten hervorrufen können.  

Wenn formuliert wird, dass die Leistungen des Täters das 
„Unrecht der Tat oder deren materielle und immaterielle Fol-
gen“ ausgeglichen haben müssten, werden strafrechtliche 
und zivilrechtliche Aspekte in einem Atemzug genannt – so 
bleibt aber offen, ob es im Kern um einen (strafrechtlichen) 
Unrechts- bzw. Schuldausgleich oder um (zivilrechtlichen) 
Schadenersatz geht und in welchem Verhältnis beide Aspek-
te zueinanderstehen. 

Auch überzeugt nicht, dass dabei offenbar jeweils ein voller 
Ausgleich verlangt werden soll: Selbst im Rahmen von § 46a 
Nr. 2 StGB genügt eine „überwiegende“ Entschädigung. Und 
die Tatsache, dass § 46a StGB im Regelfall nur zu einer Straf-
rahmenmilderung führt, zeigt deutlich, dass es zu viel ver-
langt wäre, einen vollständigen Unrechts- bzw. Schuldaus-
gleich zu fordern (der ja dann stets eine zusätzliche Strafe 
obsolet machen müsste).  

Der BGH vermengt außerdem den objek�ven und den sub-
jek�ven Blick auf die Bemühungen des Täters, wenn er die 
These aufstellt, dass nur (objek�v?) „angemessene und 
nachhal�ge“ Leistungen zur Genugtuung des Opfers führen 
könnten – warum sollte das Opfer nicht selbst darüber be-
s�mmen dürfen, was ihm als Genugtuung ausreichend er-
scheint? 

Schließlich steht die Formulierung des BGH im Widerspruch 
zum Wortlaut des § 46a Nr. 1 StGB. Der/die Täter:in muss die 
Wiedergutmachung danach im Zweifel nur ernstha� erstre-
ben. Der BGH formuliert in diesem Zusammenhang, dass 
der/die Täter:in „in dem Bestreben handeln [muss], das Op-
fer ‚zufrieden zu stellen‘“19 – weder muss er/sie dafür voll-
ständigen Ersatz leisten, noch ist dafür zwingend eine Akzep-
tanz seitens des Opfers erforderlich.20 Das eröffnet größere 
Spielräume für die Bejahung von § 46a Nr. 1 StGB, als es im 
vorliegenden Urteil des BGH anklingt. Dass § 46a Nr. 1 StGB 
im konkreten Fall dann tatsächlich erfüllt war, ist damit aller-
dings noch nicht gesagt. Selbst wenn man anerkennt, dass 
der „kommunika�ve Prozess“ auch indirekt und unter Ein-
schaltung von Anwäl�nnen und Anwälten erfolgen kann, ist 
fraglich, ob hier ausreichende persönlich geprägte Anstren-
gungen vorlagen: Die TOA-Vereinbarung wurde offenbar 
eher kurzfris�g am letzten Hauptverhandlungstag geschlos-
sen; ob auch eine Entschuldigung als immaterielle Ersatzleis-
tung oder sons�ge von persönlichem Einsatz geprägte Hand-
lungen des Angeklagten erfolgten, lässt sich dem veröffent-
lichten Urteil nicht entnehmen – insgesamt erscheint die Be-
jahung von § 46a Nr. 1 StGB durch das LG also im Ergebnis 
also tatsächlich problema�sch.  

15  BGH, Urteil vom 04.01.2024 – 5 StR 540/23, Rn. 13 mit Verweis auf BGH,   
    Urteil vom 22. Mai 2019 – 2 StR 203/18, NStZ-RR 2019, 369, 370.
16  BGH, Urteil vom 07.12.2005 – 1 StR 287/05, Rn. 4.
17  BGH, Urteil vom 15.01.2020 – 2 StR 412/19, Rn. 13.
18  BGH, Urteil vom 04.01.2024 – 5 StR 540/23 Rn. 13 mit Verweis auf BGH,
    Urteil vom 7. Dezember 2005 – 1 StR 287/05, NStZ 2006, 275, 276. 
    S. auch BGH, Urteil vom 15.01.2020 – 2 StR 412/19, Rn. 12.  

19  BGH, Urteil vom 31.05.2022 – 2 StR 73/02, Rn. 4.
20  Kaspar, J., Weiler, E., Schlickum, G. (2014). Der Täter-Opfer-Ausgleich, 
    S. 23.
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V. Mögliche Lösung: Anwendung von § 46a Nr. 2 StGB 
bei Sexualdelikten? 

Angesichts der aufgezeigten Schwierigkeiten, die sich bei 
Sexualdelikten im Zusammenhang mit § 46a Nr. 1 StGB erge-
ben, könnte eine Lösung in einer häufigeren Anwendung von 
§ 46a Nr. 2 StGB liegen. Der z. T. erhobene Einwand, Gewalt- 
und Sexualdelikte eigneten sich aufgrund ihrer vornehmlich 
immateriellen Schäden nicht für die Anwendung der Nr. 2, ist 
nicht schlüssig. Gerade im Falle solcher schwerer Ta�olgen 
kann es verständlich sein, dass das Opfer nicht an einem per-
sönlichen Kontakt, aber durchaus am Ersatz auch immateri-
eller Schäden durch materielle Ersatzleistungen (v. a. durch 
ein Schmerzensgeld) interessiert ist. Natürlich kann eine Ver-
gewal�gung mit Geld nicht einfach aus der Welt gescha� 
werden,21 aber das scha� auch eine noch so hohe Bestra-
fung nicht. Nach dem Willen des Gesetzgebers dienen gera-
de die Anforderungen der „erheblichen persönlichen Leis-
tungen“ oder des „persönlichen Verzichts“ von § 46a Nr. 2 
StGB dazu, einen „über die rein rechnerische Kompensa�on 
hinausgehenden Beitrag zu erbringen, der Ausdruck einer in-
dividuellen Übernahme von Verantwortung ist und somit 
friedenss��ende Wirkung hat“.22

Damit würde auch die Problema�k umgangen, dass das Op-
fer im Sinne des oben beschriebenen Veto-Rechts die An-
wendung von § 46a StGB von vornherein blockieren kann. 
Denn hier bestünde die Möglichkeit einer schuldbefreienden 
Hinterlegung des zivilrechtlich geschuldeten Betrags nach 
§§ 372, 382 BGB.23

Dieser Ansatz stößt allerdings auf Skepsis. So ergab eine Stu-
die in Sachsen bei einer Online-Befragung von Staatsanwäl-
�nnen und Staatsanwälten, dass 91 Prozent der Befragten 
speziell Sexualdelikte ungeeignet für einen TOA halten.24 Die-
sen Bedenken muss begegnet werden mit einer konsequen-
ten Prüfung der Voraussetzungen des § 46a Nr. 2 StGB, ins-
besondere hinsichtlich der Anstrengungen des Täters/der Tä-
terin. Liegen diese vor, spricht aber nichts gegen eine An-
wendung der Norm, zumal die nur fakulta�ve Rechtsfolgen-
regelung den Gerichten genügend Spielräume für einzelfall-
gerechte Entscheidungen lässt. 

24  Hoven, E., Rubitzsch, A., Schriever, J. (2023). Der Täter-Opfer-Ausgleich   
    im Erwachsenenbereich in Sachsen. Eine Evalua�onsstudie des Zentrums 
    für kriminologische Forschung Sachsen e.V., S. 22.

21  Kaspar, J., Weiler, E., Schlickum, G. (2014). Der Täter-Opfer-Ausgleich, 
    S. 19 f.
22  BT-Drs. 12/6853, S. 22.
23  Kaspar, J., Weiler, E., Schlickum, G. (2014). Der Täter-Opfer-Ausgleich,
    S. 22.
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„Encounter of the Encounters“ – die Begegnung der Begeg-
nungen – ist eine interna�onale Ini�a�ve für restora�ve Be-
gegnungen im Nachgang von poli�scher Gewalt oder Terro-
rismus. Nach ersten Erfahrungen mit Begegnungsgruppen in 
Italien und dem Baskenland ini�ierten die Restora�ve Jus�-
ce-Prak�ker:innen Claudia Mazzucato (It), Guido Bertagna 
(It) und Gemma Varona (E) einen interna�onalen Aus-
tausch.1 Das Netzwerk wuchs rasch, integrierte Tim Chap-
man aus Nordirland, welcher dort restora�ve Dialoge zwi-
schen Katholik:innen und Protestant:innen moderierte so-
wie die beiden Ak�vist:innen des „Parents Circle – Family Fo-
rum” (PCFF, dt: Elternkreis-Familienforum) Robi Damelin aus 
Israel und Layla Alsheikh aus Paläs�na als Mitglieder der 
PCFF-Ini�a�ve, die trauernde Familien, welche ein oder 
mehrere Familienmitglieder im fortbestehenden israelisch-
paläs�nensischen Konflikt verloren haben, zusammenbringt. 
2019 fand dann die erste „Begegnung der Begegnungsgrup-
pen“ in San Sebas�an (Spanien) sta�. Dabei waren 

• Zeitzeug:innen (Opfer, Überlebende und ehemalige 
Kämpfer:innen, manchmal in Begleitung von Familien-
mitgliedern), aus dem Baskenland, Italien, Nordirland, 
Israel und Paläs�na;

• junge Menschen (mindestens ein:e Student:in pro Land, 
als Vertreter:in zukün�iger Genera�onen) und andere 
interessierte Bürger:innen (Mitglieder der Begegnungs-
Landesgruppen);

• Restora�ve Jus�ce-Prak�ker:innen (ak�ve Vermi�ler:in-
nen aus den Landesgruppen);

• die Bürg:innen (Fachleute mit unterschiedlichen Erfah-
rungen im Bereich Restora�ve Jus�ce, Stra�us�z und 
anderen relevanten Gebieten). 

Seitdem hat die Ini�a�ve weitergearbeitet, auf na�onaler 
und interna�onaler Ebene, und dabei immer mehr Interesse 
an und Beachtung für ihre Arbeit geweckt. Wir haben mit 
drei Vertreter:innen der jungen Genera�on des Netzwerks 
gesprochen: Leire Padilla, Kriminologin am baskischen In-
s�tut für Kriminologie und Mitglied der Baskischen Encoun-
tergruppe seit 2019, Arianna Fioravan� Mambro, Psycholo-
giestuden�n aus Italien und Mitglied der Encounters seit 
2016 und Tanya Kearns, Vermi�lerin für Gemeinscha�sdialo-
ge und Ak�vis�n aus Belfast, Nordirland, die erst seit letztem 
Jahr Teil des „Encounter of the Encounters“-Netzwerks ist 
und keiner spezifischen Landesgruppe angehört.

TOA-Magazin: Wie kam es dazu, dass ihr Mitglieder von „En-
counter of the Encounters“ wurdet, und wie hat sich eure 
Teilnahme daran auf euch ausgewirkt?

Leire Padilla: Poli�sche Gewalt ist im Baskenland, wo ich her-
komme, seit den Sechzigerjahren bis heute, nach Ende von 
Diktatur und Terrorismus, sehr präsent. Das Encounterspro-
jekt hat mir erlaubt, beide Seiten zu sehen, beide Sichtwei-
sen, und die Auswirkungen zu verstehen, also nicht nur: Was 
haben Leute erlebt, warum haben sie getan, was sie taten? 
Sondern auch: Wie geht es ihnen heute? Welche Gedanken 
haben sie sich über die Zukun� gemacht, nicht nur ihre Zu-
kun�, sondern die der Gesellscha�?

Arianna Fioravan� Mambro: Man könnte sagen, dass „En-
counter of the Encounters“ das getan hat, was die Stra�us�z 
versäumt hat. Ich bin die Tochter ehemaliger poli�scher 
Kämpfer:innen der Siebzigerjahre. Meine Eltern ha�en kei-
nen Zugang zu Restora�ve Jus�ce, es exis�erte damals ja 
noch nicht einmal. Sie haben von selbst restora�ve Prak�ken 
angewendet, sie haben nach den Hinterbliebenen ihrer Op-
fer gesucht. Das war nichts, was das Jus�zsystem von ihnen 
verlangt oder gefördert hä�e. Es kam von Herzen und aus ei-
nem Verantwortungsgefühl heraus. Ich versuche, über das 
Encountersprojekt wieder Zugang zu meiner Community zu 
bekommen. Meine Zeuginnenscha� ist die einer Outsiderin 
aufgrund von intergenera�onaler Ungerech�gkeit. Denn ich 
bin ein Kind eines Verbrechens, das von der Stra�us�z nicht 
gelöst wurde.

Tanya Kearns: Ich bin ja noch rela�v neu im Encounterspro-
jekt. Eine Freundin und Kollegin von mir namens Joe Berry 
hat mich vermi�elt. Sie hat nach dem Karfreitagsabkommen 
an einem restora�ven Prozess teilgenommen, als ihr Täter 
als Teil des Friedensvertrags aus der Ha� entlassen wurde. 
Wie ich ist sie eine Friedensak�vis�n. Meine Teilnahme an 
„Encounter of the Encounters“ ist aber auch durch meine ei-
genen Gewalterfahrungen hier in der Nachkriegszeit ge-
prägt.

TOA-Magazin: Was dachtet oder fühltet ihr, als ihr gehört 
habt, dass das Encountersprojekt den Preis bekommt?

Leire Padilla: Ich war überrascht, auch wenn ich schon glau-
be, dass das, was wir hier tun, wirklich wich�g ist. Und wir 
sind schon so weit gekommen. Das Netzwerk wird größer 
und auch stärker. Für mich war der Preis wie ein Schulter-
klopfen, eine Bestä�gung unserer Arbeit.

1 Siehe G. Bertagna, A. Cere� und C. Mazzucato, „Il libro dellíncontro“,
  Saggiatore, Mailand 2015.

Dem „schwierigen Anderen“ zuhören
Der diesjährige EFRJ-Award 

wurde an das Projekt „Encounter of the Encounters“ verliehen:
Interview von Theresa M. Bullmann
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Tanya Kearns: Ich war gleichzei�g überrascht und nicht über-
rascht, weil ich denke, dass das Begegnungsprojekt eine wich-
�ge Bewegung in der Restora�ve Jus�ce-Welt geworden ist. 
Wenn man nur einmal an die gesellscha�liche Situa�on in 
Nordirland denkt: Dort ist alles noch segregiert. Schulen, 
Stadtviertel, kulturelle Ak�vitäten – alles findet nur innerhalb 
der eigenen Community sta�, und sogar die Restora�ve Ju-
s�ce-Fachstellen funk�onieren so. Für mich ist dieses Projekt 
daher eine sehr andere Perspek�ve auf Restora�ve Jus�ce. 
Und das Interna�onale daran ist wirklich wich�g, um sich 
selbst in einem breiteren Kontext zu reflek�eren.

TOA-Magazin: Wie, würdet Ihr sagen, sieht die Zukun� der 
„Encounters“ aus? Wird das Projekt weiterwachsen und noch 
mehr Menschen involvieren, mehr Fahrt aufnehmen?

Leire Padilla: Ich glaube wirklich, dass es noch stärker werden 
wird, aber ich weiß nicht, ob das bedeutet, dass es größer 
wird, denn unsere Arbeit ist sehr persönlich. Menschen öff-
nen ihre Herzen, zeigen ihre Gefühle, ihr Leid. Das kann man 
nicht, wenn da viele Leute sitzen, die man nicht kennt.

Ariana Fioravan� Mambro: Und es ist uns wirklich wich�g, 
mit unserem Schmerz keine Werbung zu machen. Wir wollen 
keine ‚guten Leidensgeschichten‘ zeigen, wie in einer Fern-
sehserie, nur um Aufmerksamkeit zu bekommen.

Tanya Kearns: Ich finde es sehr wich�g, Restora�ve Jus�ce 
nicht zu roman�sieren. Es ist eine Reise, und zwar keine einfa-
che. O� auch keine schöne, gla� polierte. Wir müssen einen 
sicheren Ort für die exis�erenden Mitglieder erhalten. Denn 
wir haben es mit schwierigen und persönlichen und sehr her-
ausfordernden Dingen zu tun. Ich glaube daher, dass wir an 
Prak�ken und Erfahrungen wachsen werden. Nicht zuletzt ist 
der Fortbestand des Projekts ständig auf der Kippe, weil es 
keine dauerha�e finanzielle Förderung gibt. Unsere Treffen 
sind also sehr sporadisch, daher glaube ich, dass zur Zeit eher 
Stabilisierung als Wachstum angesagt ist.

TOA-Magazin: Kanntet ihr Restora�ve Jus�ce schon bevor ihr 
euch an den „Encounters“ beteiligt habt oder kamt ihr durch 
die „Encounters“ damit in Kontakt?

Leire Padilla: Ich kannte Restora�ve Jus�ce schon, weil ich 
seit geraumer Zeit für eine der Mentor:innen des Projekts, 
Gema Verona, arbeite.

Tanya Kearns: Ich ha�e den Begriff schon einmal gehört, weil 
ich Sozialarbeit studiert habe, aber damals fand ich es nicht 
sehr ansprechend. Ich sah es als reines Instrument innerhalb 
der Stra�us�z – und die Community, aus der ich komme, ist 
sehr misstrauisch und abweisend gegenüber dem Jus�zsys-
tem. Tatsächlich habe ich über meine Friedensak�vitäten  
mehr über Restora�ve Jus�ce gehört, und das hat mich zur 
Teilnahme an den „Encounters“ mo�viert.

Ariana Fioravan� Mambro: Ich ha�e über meine Eltern eine 
Idee von restora�ver Kultur. Es war aber etwas Privates, die 
Kultur einer progressiven Familie. Wie ich gestern in der Dan-
kesrede gesagt habe, ist Restora�ve Jus�ce für mich zu einer 
Mission geworden. Denn es ist sehr schwer heutzutage, jung 
zu sein, da vieles ziemlich schlecht läu�. RJ gibt mir Hoffnung 
für die Zukun�, weil ich sehe, dass es eine Bewegung gibt, die 
versucht, das Rich�ge zu tun.

TOA-Magazin: Könnt ihr ein bisschen genauer beschreiben, 
welche Rolle ihr jeweils in den „Encounters“ habt?

Leire Padilla: Ich habe keinerlei Opfererfahrung und bin auch 
nicht mit der Täter:innenseite verbunden. Was mich inspi-
riert, ist der Versuch, Menschen besser zu verstehen. Warum 
haben sie getan, was sie getan haben? Was haben sie gefühlt? 
Menschen öffnen ihre Herzen und teilen ihre Geschichten. Es 
bedeutet mir sehr viel, das zu hören, ohne selbst betroffen 
oder beteiligt zu sein. Es geht ohnehin hauptsächlich darum, 
einander zuzuhören.

Tanya Kearns: Ich bin durch den Nordirlandkonflikt sekundär 
betroffen. Aber ich mag es nicht, meine Beziehung zum En-
countersprojekt über meine Zeuginnenscha� zu definieren. 
Ich fühle mich privilegiert als Zuhörende, dergegenüber ande-
re sich öffnen, ihre verschiedenen Geschichten erzählen, und 
ich lerne viel über Gemeinscha�. Ich mag auch die Dynamik 
der Gruppe, in der direkt involvierte und eher periphere Mit-
glieder gleichermaßen wich�g sind.

Ariana Fioravan� Mambro: Wir machen Restora�ve Jus�ce 
nicht, weil wir so ne� sind. Wir tun es, weil es funk�oniert 
und es das ist, was wir für die Zukun� brauchen. Die Zukun� 
der Jus�z muss restora�v sein.

Leire Padilla: Genau. Denn das, was wir mit unserer Arbeit 
feststellen können, ist …

Ariana Fioravan� Mambro: … dass Stra�us�z nicht funk�-
oniert. Restora�ve Jus�ce funk�oniert besser, weil sie die 
menschliche Natur besser versteht. Wir akzep�eren, dass es 
Konflikte gibt, und es geht ums Verstehen. Aber man kann 
nichts verstehen, wenn man nicht zuhört, und das alte Jus�z-
system hört nicht zu.

TOA-Magazin: Was mich am Encountersprojekt besonders 
fasziniert, ist der poli�sche und gesellscha�liche Kontext der 
Taten, um die es geht. Diese Handlungen sind ja nicht vom 
Himmel gefallen. Wenn man sich die poli�schen Rahmen-
bedingungen anschaut, dann waren Menschen frustriert von 
kon�nuierlichen Ungerech�gkeiten und staatlicher Gewalt 
und die Poli�k hörte ihnen nicht zu. Etwas, das heu�gen Um-
ständen nicht unähnlich ist. Das kann man ja eigentlich nicht 
ignorieren und nur über die interpersonellen Verletzungen 
reden. 

WIR STELLEN VOR
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Tanya Kearns: Da kann ich voll mitgehen. Der Konflikt in 
Nordirland ist an Protesten zu Wohnung und Wahlrecht ent-
brannt. Die Sicherheitskrä�e reagierten mit Gewalt, das Gan-
ze ist eskaliert und hat zu einem dreißig Jahre dauernden Bür-
gerkrieg geführt.

TOA-Magazin: Was alles an Leid hä�e vermieden werden 
können, wenn den Protes�erenden damals zugehört worden 
wäre!

Tanya Kearns: Ja. Wenn wir die Frage nach der Verantwor-
tung stellen, dann müssen wir feststellen: Eine Menge Leid 
wurde durch den Staat zugefügt. Das ist ein Punkt, an dem ich 
mit meinem ak�vis�schen Gegenüber von der anderen Seite 
verbunden bin, denn wir wurden beide Opfer dieser staatli-
chen Gewalt. Bei Staatsgewalt aber Wahrheit zu bekommen, 
ist überall so schwer. Es gibt keine Rechenscha� und keine 
Konfliktlösung. Ich würde gerne mehr darüber herausfinden, 
wie restora�ve Prozesse genutzt werden können, um die 
Wahrheit für solche Fälle zu erfahren.

Ariana Fioravan� Mambro: Einer der interessanten Elemente 
im Encountersprojekt ist, dass die Täter:innen meist zu dem 
verleitet wurden, was sie getan haben, weil sie selbst Opfer 
einer Form von Unrecht waren. Deswegen sprechen wir auch 
über die Verantwortung von Communitys, denn hier hat die-
se versagt: Dass diese jungen Leute damals poli�sche Gewalt 
gewählt haben, ist ein Versagen von allen. Wir haben es also 
mit den Opfern der konkreten Taten zu tun, und dann haben 
wir die Täter:innen, die selbst Opfer von Unrecht waren. Un-
sere Dialoge erlauben es, das Gegenüber in einem anderen 
Licht zu sehen. Aber wir sind keine therapeu�sche Gruppe. Es 
geht darum, der Community eine Perspek�ve zurückzuge-
ben. Denn wenn Opfer sich für immer als Opfer sehen, wer-
den sie ständig revik�misiert und bleiben Outsider, genau wie 
die Tatverantwortlichen.  

Die Encounter erlauben beiden, wieder Teil der Community 
zu werden. Denn alle gehören dazu, auch jene, die etwas Fal-
sches getan haben. Und manche haben Falsches getan, weil 
jemand anders ihnen etwas angetan ha�e – das ist die Ge-
waltspirale. Heute hat Professorin Gema Verona etwas über 
intergenera�onale Gerech�gkeit gesagt. Was schulden wir 
der Zukun� in Bezug auf Gerech�gkeit? Was sind die Konse-
quenzen, wenn wir es nicht schaffen, Probleme anzugehen? 
Ein Unrecht führt zu weiterem Unrecht und überträgt sich auf 
die nächsten Genera�onen. Meine Eltern haben acht Men-
schen getötet. Dafür haben sie eine Lebensstrafe abgesessen 
und sie werden bis heute stark s�gma�siert. Das wiederum 
s�gma�siert auch mich. Während meiner ganzen Kindheit 
wurde ich „Terroristenkind“ genannt. Dieses S�gma hat bei 
mir viel Leid verursacht und hä�e zu sehr schlechtem Verhal-
ten führen können. Und dann hä�e sich das in einer weiteren 
Genera�on reproduziert, aber das ist nicht Gerech�gkeit. 

Leire Padilla: Wir sind ja nicht nur deswegen da, weil wir hö-
ren wollen, wie jemand um Verzeihung bi�et. Wir sind hier, 
weil wir mehr tun wollen, wir wollen versuchen, miteinander 
zu kommunizieren und einander zuzuhören. Und vielleicht 
können wir zu der anderen Person, unserem schwierigen Ge-
genüber, eine Beziehung au�auen – etwas, das wir niemals 
für möglich gehalten hä�en. Und vielleicht klappt das nicht, 
und das ist auch okay. Ich glaube, dass das für die Zukun� 
dringend nö�g ist, weil wir sonst nur das reproduzieren, was 
wir bis jetzt getan haben.

Ariana Fioravan� Mambro: Wir wollen in allen möglichen Be-
reichen tä�g sein. Wir werden daher den persönlichen Aus-
tausch for�ühren. Aber das Netzwerk zu erweitern und wirk-
liche staatliche Rechenscha� zu bekommen, das wäre nicht 
einfach nur ein nächster Schri�, das wäre ein großer Sprung.

TOA-Magazin: Danke für das Gespräch! 

Interview: Theresa M. Bullmann
Bild:© European Forum for Restora�ve Jus�ce, Fotograf: Piret Räni
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Wenn man in lebha�e Diskussionen verwickelt werden 
will, solle man mit einem T-Shirt mit der Aufschri� „Für 
eine Gesellscha� ohne Knäste“ herumlaufen, empfiehlt 
Bernhard Stoevesandt in Rehzi Malzahns Sammelband 
„Strafe und Gefängnis“ (Schme�erling Verlag). In der Tat, 
wenn man infrage stellt, dass Gefängnisse nö�g und sinn-
voll sind oder gar die Praxis des Strafens selbst in Zweifel 
zieht, empfinden das viele Menschen als Provoka�on. 
Doch die Bewegung zur Abschaffung der strafenden Ins�-
tu�onen hat am Tag der Eröffnung des ersten Gefängnisses 
begonnen und umspannt heute die ganze Welt.2 Sie be-
fasst sich nicht nur mit den strafenden, sondern auch mit 
den anderen totalen Ins�tu�onen wie Psychiatrie, Behin-
dertenheimen, „Reservaten“ oder Kinderheimen und an-
deren Teilen des Strafapparates wie der Polizei sowie dem 
Strafen selbst. Diese Bewegung abzubilden, ihr ein Sprach-
rohr zu bieten, haben sich der amerikanische Poli�kwis-
senscha�ler Michael J. Coyle und der bri�sche Kriminologe 
David Sco� zur Aufgabe gemacht. Der vorliegende Sam-
melband vereint die S�mmen von Wissenscha�ler:innen, 
Theore�ker:innen, Ak�vist:innen und Gefangenen aus al-
ler Welt. Ihre Beiträge – seien es Gedichte, Erfahrungsbe-
richte, theore�sche Überlegungen oder sozialwissen-
scha�liche Reflexionen – stehen gleichberech�gt neben-
einander, thema�sch geordnet in sechs Kapitel, von Be-
standsaufnahmen über Zukun�svisionen bis hin zu Praxis-
anleitungen. 

Wer sich noch nie eingehender mit dem Thema befasst 
hat, der Idee vielleicht sogar eher ablehnend gegenüber-
steht, wird hier von sehr unterschiedlichen Seiten einge-
führt und mit eigenen, womöglich übernommenen und 
unhinterfragten Überzeugungen konfron�ert, wie etwa, 
wenn der Langzeitgefangene und Restora�ve Jus�ce-Prak-
�ker Felix Rosado im allerersten Beitrag fragt: „Some 
equate accountability with prison, paying the proverbial 
debt to society. But who's really paying, what are they pay-
ing and who's receiving said payment?”3 Manche der er-
schü�ernden Erfahrungsberichte von Gefangenen können 
niemanden kaltlassen, die Ubiquität und Ähnlichkeit des 
Erlebten unterfü�ert sehr plas�sch die systemischen und 
strukturellen Analysen und Kri�ken, zwischen denen sie 
stehen. 

Doch auch wenn man bereits auf festem aboli�onis�-
schem Boden steht, kann man hier noch viel lernen. 

Schon einmal darüber nachgedacht, was Landwirtscha� 
und Gefängnisse miteinander zu tun haben? Dass Land-
raub historisch und aktuell zu (massenha�er) Inha�ierung 
der Enteigneten bzw. der Widerständigen geführt hat und 
führt, die industriell produzierten Lebensmi�el zu Mangel-
ernährung führen, was wiederum starke gesundheitliche 
und mentale Auswirkungen hat und Verarmung, Verelen-
dung und Kriminalisierung fördert? Dass vielerorts Landar-
beiter:innen unter sklaverei-ähnlichen Bedingungen arbei-
ten und de facto interniert sind, wenn es nicht ohnehin 
Gefangene sind, die die mühsame Arbeit auf den Feldern 
verrichten müssen? Douglass DeCandia und g. adabelle 
(sic) stellen in ihrem Beitrag „The Agricultural Industrial 
Complex“ (S. 75) ganz erstaunliche Verbindungen her. 

Oder was ist mit der Frage, inwiefern Formen von Behinde-
rung und Kriminalisierung zusammenhängen? Nicht nur, 
dass Inha�ierung degradierende Auswirkungen auf dieje-
nigen hat, die sie ertragen müssen, sondern es landen 
auch vorwiegend Menschen mit entsprechenden Vorer-
krankungen4 in Ha�. Was heißt das für den Umgang unse-
rer Gesellscha�en mit Verrücktheit und sogenannter Be-
hinderung? Und was bedeutet das für aboli�onis�sche Be-
strebungen? In ihrem Beitrag „Enabling penal aboli�-
onism“ (S. 206) plädieren Simone Rowe und Leanne Dowse 
für einen Dialog zwischen kri�scher Behinderungsfor-
schung und Strafabolu�onismus. Es gibt noch eine ganze 
Reihe weiterer Perlen zu entdecken, wie etwa Abena Am-
pofoa Asares Überlegungen zu Gefängnissen als kolonialen 
Relikten in Ghana (S. 248), Ti Lamusses Bericht über aboli-
�onis�sche Organisierung in Aotearoa/Neuseeland (S. 50) 
oder das kurze Gedicht des deutschen Sicherungsverwahr-
ten Helmut Pammler5 (S. 243): 

Wäre ich ein Atomkra�werk, 
man würde mich 

aus der SV 
entlassen. 

Man würde 
das Restrisiko tragen. 

Ich aber, bin ein Mensch.6

5  Helmut Pammler hat bereits sieben Mal den Ingeborg-Drewitz-Litera-
   turpreis für Gefangene erhalten. Schreiben erhält ihn am Leben, sagt 
   er. Seine andauernde Inha�ierung ist ein Skandal.

2  In US-amerikanischer Lesart sind die Ursprünge in der Bewegung zur 
   Abschaffung der Sklaverei zu suchen.
3  Viele setzen Rechenscha�spflicht mit Inha�ierung gleich, man zahle 
   die sprichwörtliche Schuld an die Gesellscha�. Aber wer zahlt denn 
   da, was zahlen sie und wer empfängt die genannte Zahlung?

4  Krankheit ist hier eigentlich nicht der rich�ge Begriff, aus Ermangelung 
   einer besseren Übersetzung für „condi�on“ habe ich ihn dennoch ver-
   wendet.

1  David Lee: Building Movements to abolish prisons in America. Hand-
   book, S. 61.

6  Originalfassung. Im Buch steht eine englische Übersetzung von Johan-
   nes Feest.

(TMB)
Michael J. Coyle & David Sco�,  
The Routledge Interna�onal Handbook of Penal Aboli�on (2023)
Routledge, Oxon (UK) /New York (USA),
476 Seiten, 39,79 Euro (Taschenbuch). 
Auch gebunden und als E-Book erhältlich.

„Pushing folks has go�en us nowhere.“1

Michael J. Coyle & David Sco� (2023):  The Routledge Interna�onal Handbook of Penal Aboli�on

Buchrezension

TOA�Magazin 01/2452
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Dieser Ar�kel fasst eine kürzlich veröffentlichte systema�-
sche Überprüfung mit Meta-Analyse der Forschung zu Resto-
ra�ve Jus�ce (RJ)-Programmen und -Verfahren für Jugendli-
che zusammen (Kimbrell et al., 2023). Unsere Synthese er-
gab, dass RJ-Programme und -Prak�ken im Vergleich zu kon-
ven�onelleren Maßnahmen der Jugendgerichtsbarkeit mit 
einer geringen bis mäßigen Reduzierung zukün�igen delin-
quenten Verhaltens verbunden waren. Wir haben jedoch 
auch festgestellt, dass die Ergebnisse bei strengeren Studien 
mit Zufallsauswahl schlechter ausfielen, was die Sorge 
au�ommen lässt, dass die posi�ven Ergebnisse nach oben 
verzerrt sein könnten. Am posi�vsten waren die Ergebnisse 
in Bezug auf die Auswirkungen auf Opfer sowie andere, nicht 
straffälligkeitsbezogene Komponenten. Hier konnten wir ei-
nen großen posi�ven Nutzen von RJ-Programmen feststel-
len.

1. Zielsetzung des Projekts 

Die Restora�ve Jus�ce-Praxis hat viele Formen entwickelt, 
die den grundlegenden Prinzipien der Wiedergutmachung 
von Schaden, der Par�zipa�on von Betroffenen und Beteilig-
ten und der Veränderung der Rolle der Gemeinscha� in Be-
zug auf kriminelle Verstöße folgen (Van Ness & Strong, 
2006). Diese Prinzipien können auf unterschiedliche Art und 
Weise umgesetzt werden, und deshalb wird o� argumen-
�ert, dass RJ keine klaren definitorischen Grenzen hat, was 
es schwierig macht, RJ auf ein bes�mmtes Programm oder 
eine bes�mmte Praxis zu festzulegen. Aufgrund dieser defi-
nitorischen Unklarheit haben wir uns entschieden, eine breit 
angelegte Meta-Analyse durchzuführen, die alle RJ-Program-
me und -Prak�ken für Jugendliche – definiert als Personen 
bis 18 Jahre – umfasst. Unsere erste Meta-Analyse zu diesem 
Thema führten wir 2017 im Rahmen eines vom Office of Ju-
venile Jus�ce and Delinquency (OJJDP) in den USA finanzier-
ten Projekts durch (Wilson et al., 2017). Nach Abschluss die-
ses Projekts wurden RJ-Programme und -Prak�ken jedoch als 
Alterna�ve zu konven�onelleren Maßnahmen der Jugendge-
richtsbarkeit immer beliebter. Dies zeigte sich in einer Zu-
nahme der Evalua�onsforschung zu RJ-Programmen, was 
uns dazu veranlasste, unsere Übersicht zu erneuern. 

Es gibt zwar bereits Meta-Analysen über bes�mmte RJ-Pro-
gramme, diese waren jedoch vom Umfang her begrenzt und 
konzentrierten sich auf ein einzelnes Programm oder ein be-
s�mmtes Verfahren. Diese früheren Meta-Analysen waren 

ebenfalls veraltet und kamen zu unterschiedlichen Schluss-
folgerungen hinsichtlich der Wirksamkeit von RJ. Unser Ziel 
war es, eine aktualisierte und umfassende Evidenzsynthese 
zu diesem Thema zu erstellen.

2. Forschungsfragen

Wir suchten nach Antworten auf folgende drei spezifische 
Forschungsfragen:

1. Wie wirksam sind RJ-Programme im Jugendbereich 
in Bezug auf die Verringerung von zukün�igem krimi-
nellen Verhalten? 

2. Wie wirksam sind Jugend-RJ-Programme für Opfer 
und jugendliche Teilnehmer:innen in Bezug auf an-
dere, nicht straffälligkeitsbezogene Fragen? 

3. Was ist die rela�ve Wirksamkeit verschiedener
RJ-Programmtypen und Programmkomponenten?

Um diese Forschungsfragen zu beantworten, haben wir eine 
breite Pale�e von Programmen einbezogen, die das Kon�nu-
um von Restora�ve Jus�ce-Verfahren bis hin zu Verfahren, 
die nur einen RJ-Aspekt beinhalten, abdecken. Dazu gehör-
ten sowohl RJ-Programme, die ausschließlich auf RJ-Prinzipi-
en beruhen (z. B. Täter-Opfer-Ausgleich), als auch Program-
me, die ein oder mehrere RJ-Merkmale implemen�eren 
(z. B. Wiedergutmachung). Mit anderen Worten: Wir haben 
ein weites Netz ausgeworfen, um RJ-Programme und -Prak-
�ken für Jugendliche umfassend zu bewerten.

3. Herangehensweise 

In unserer Studie wurde eine Meta-Analyse durchgeführt, 
um die Erkenntnisse über die Wirksamkeit von RJ-Program-
men für Jugendliche zusammenzufassen. Eine Meta-Analyse 
fasst die Ergebnisse separater, aber ähnlicher Studien sta�s-
�sch zusammen, wobei systema�sche Methoden verwendet 
werden (d. h. Methoden, die repliziert werden können und 
transparent sind). Die Meta-Analyse konzentriert sich auf die 
Größe und Art der in jeder Studie beobachteten Effekte (z. B. 
klein oder groß, posi�v oder nega�v). Dies geschieht durch 
einen Effektgrößenindex, der für diese Arten von Studien 
und die zur Frage stehenden Ergebnisse geeignet ist. Effekt-
größen wandeln die Ergebnisse von Studien in eine numeri-
sche Größe um, die direkt mit anderen Studien verglichen 

Zur Wirksamkeit von Restora�ve Jus�ce-
Verfahren für Jugendliche

Zusammenfassung einer systema�schen Überprüfung inklusive Meta-Analyse
von Catherine S. Kimbrell, David B. Wilson und Ajima Olaghere
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werden kann. Diese Effektgrößen werden dann analysiert, 
um Folgendes zu bes�mmen:

1. die durchschni�liche Wirkung über alle Studien hin-
weg,

2. ob diese Effekte zwischen den Studien konsistent          
oder inkonsistent sind,

3. ob die Unterschiede in den Ergebnissen zwischen den 
Studien durch Studienmerkmale erklärt werden kön-
nen (z. B. die Art des RJ-Programms oder seiner Kom-
ponenten, die Merkmale der Jugendlichen oder die 
verwendeten Forschungsmethoden).

Unsere Meta-Analyse verwendete systema�sche Überprü-
fungsmethoden, um so weit wie möglich alle Studien zu 
iden�fizieren, die unsere Zulassungskriterien erfüllten. Um 
in unsere Untersuchung aufgenommen zu werden, musste 
eine Studie die Wirksamkeit eines Jugendstrafrechtspro-
gramms mit mindestens einer RJ-Komponente getestet ha-
ben. Dies umfasste sowohl RJ-Programme, die ausschließlich 
auf RJ-Prinzipien basieren (z. B. Täter-Opfer-Ausgleich), als 
auch Programme, die ein oder mehrere RJ-Merkmale bein-
halten (z. B. Schadensregulierung). Darüber hinaus wurden 
RJ-Programme, die in Schulen sta�anden, nicht berücksich-
�gt, da es erhebliche Unterschiede zwischen schulbasierten 
RJ-Programmen und solchen, die innerhalb der Jugendge-
richtsbarkeit sta�inden, gibt. 

Das Evalua�onsdesign der Studie musste entweder eine ran-
domisierte kontrollierte Studie sein (d. h., Jugendliche wur-
den nach dem Zufallsprinzip der RJ- und der Kontrollgruppe 
zugewiesen) oder eine nicht-randomisierte Studie, die eine 
RJ- und eine Kontrollgruppe enthielt. Unter Verwendung 
spezifischer Schlüsselwörter durchsuchten wir 28 elektroni-
sche Datenbanken, wobei unser Suchzeitraum im Dezember 
2020 endete. Wir suchten nach allen veröffentlichten und 
unveröffentlichten Studien (um graue Literatur zu erfassen), 
die in englischer Sprache verfasst waren und unsere Kriteri-
en erfüllten. 

Zu den Ergebnissen, die uns interessierten, gehörten: 

1. Rückfälligkeit [jeder Fall (offiziell oder selbstberichtet) in 
Bezug auf kriminelles Verhalten (z. B. mit Festnahme 
oder Polizeikontakt)],

2. opferbezogene, nicht-rückfälligkeitsrelevante Themen 
(z. B. Zufriedenheit, Wahrnehmung von Fairness) und 

3. nicht auf die Rückfälligkeit bezogene Fragestellungen 
bei der tatverantwortlichen Partei (z. B. Zufriedenheit, 
Haltungsänderung zur Delinquenz).

Für die infrage kommenden Studien wurden die Studiener-
gebnisse extrahiert und doppelt kodiert, um diese Ergebnis-
se zu erfassen. Diese Ergebnisse wurden dann mit moderns-

ten sta�s�schen Methoden quan�ta�v analysiert, um ein 
umfassendes Verständnis der Auswirkungen von RJ-Pro-
grammen zu erhalten.

4. Schlüsselergebnisse 

Zusammenfassung der inkludierten Studien 

Unsere Überprüfung umfasste insgesamt 57 Studien (mit 79 
unabhängigen S�chproben innerhalb der Studien). Die meis-
ten Studien, die in unsere Metaüberprüfung einbezogen 
wurden, stammen aus den Vereinigten Staaten (77 %). Nur 
zwei Studien (4 %) kamen aus der Europäischen Union (eine 
aus Deutschland und die andere aus Belgien). Dies ist natür-
lich möglicherweise auf die Einschränkung zurückzuführen, 
dass nur Studien in englischer Sprache berücksich�gt wur-
den. Von diesen 57 Studien wurde der größte Teil in den 
2000er-Jahren durchgeführt (42 %), gefolgt von den 2010er-
Jahren (25 %). Was das Forschungsdesign betri�, so waren 
die meisten Studien quasi-experimentell (77 %), wobei 42 % 
als hochwer�ge Quasi-Experimente und 35 % als Quasi-Ex-
perimente von geringer Qualität eingestu� wurden. Etwa ein 
Viertel (23 %) der Studien wurde nach dem Zufallsprinzip 
durchgeführt (zufällige Zuweisung zu einer Kontroll- und ei-
ner Behandlungsbedingung).  

Die in diese Studien einbezogenen Jugendlichen mussten in 
irgendeiner Form mit der Jugendstra�us�z in Berührung ge-
kommen sein, entweder als überwiesene Fälle (d. h. ohne 
formale Bearbeitung) oder als verurteilte Jugendliche (d. h. 
mit formaler Bearbeitung). Hinsichtlich des Rahmens der 
Programme wurde festgestellt, dass die meisten RJ-Verfah-
ren community-basiert waren (64 %), während die Ver-
gleichsgruppen hauptsächlich vor einem Jugendgericht be-
handelt wurden (80 %). 

Opfer-Täter-Konferenzen (VOC) waren die häufigste Art von 
RJ-Programmen, die in diesen Studien evaluiert wurden; sie 
machten etwas mehr als ein Dri�el der Evaluierungen aus 
(37 %). VOC umfasste Programme wie den Täter-Opfer-Aus-
gleich (VOM), den Täter-Opfer-Dialog (VOD) und das Täter-
Opfer-Ausgleichsprogramm (VORP), die wir aufgrund der 
Ähnlichkeit des Programms, aber des unterschiedlichen Na-
mens zusammenfassten.  

Die nächsthäufigste Art von RJ war das, was wir als hybrides/
anderes Programm klassifizierten (20 %). Die Kategorie der 
hybriden Programme umfasste eine Kombina�on von RJ-
Programmen oder -Prak�ken (z. B. ein Programm, das so-
wohl VOC als auch Community Jus�ce Boards anbietet), oder 
Programme, die in keine der klar definierten RJ-Programm-
kategorien passen. Andere RJ-Verfahrensgruppen umfassten 
Schadensregulierung, Teenager-/Jugendgerichte, Familien-
gruppenkonferenzen (FGC), Schlichtung/Media�on und Im-
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pact Panels/Repara�ve Boards. Es ist anzumerken, dass kei-
ne Studien zur Bewertung von Kreisverfahren (z. B. Friedens-
kreise) in diese Meta-Analyse einbezogen wurden. Die Ver-
gleichsgruppen befanden sich am häufigsten vor Gericht 
(56 %), gefolgt von in Bewährung (31 %) und Diversionsmaß-
nahmen (vor Verfahrenseröffnung) (21 %). Schließlich kate-
gorisierten wir die Elemente der in den 57 Studien enthalte-
nen RJ-Programme. Die Mehrheit der Programme (71 %) be-
inhaltete eine:n Vermi�ler:in oder Mediator:in sowie ein 
persönliches Treffen (69 %), Wiedergutmachung (64 %), die 
Anwesenheit eines Opfers (59 %), eine Wiedergutmachungs-
vereinbarung (57 %) und gemeinnützige Arbeit (57 %). Wei-
tere gemeinsame Elemente von RJ-Verfahren waren: Einbe-
ziehung der Familie (49 %), Media�on vor einer Konferenz 
(33 %), Einbeziehung der Gemeinscha� (33 %) und Entschul-
digung (27 %).

Gesamtergebnisse 

Bevor wir die Ergebnisse unserer Meta-Analyse vorstellen, 
geben wir einen Ausblick darauf, wie die Effektgröße zu in-
terpre�eren ist. Bei dieser Meta-Analyse handelt es sich um 
standardisierte Mi�elwertunterschiede. Die wirksamsten 
Programme, die in einer großen Meta-Analyse zu Program-
men und Interven�onen im Bereich der Jugendgerichtsbar-
keit ermi�elt wurden, wiesen für diese Art von Effektgröße 
Effekte im Bereich von 0,40 bis 0,50 auf (Lipsey, 1992). Effek-
te von weniger als +/- 0,10 sollten als geringfügig und mögli-
cherweise von begrenztem prak�schen Wert angesehen 
werden. 

Insgesamt haben wir 631 Effektgrößen aus den 57 Studien 
extrahiert. Für das erste Ergebnis von Interesse, die Rückfäl-
ligkeit, fanden wir ein vielversprechendes Evidenzmuster mit 
einer kleinen bis mi�leren durchschni�lichen Effektgröße 
(0,23). Leider wiesen die strengeren Studien (d. h. die Studi-
en mit zufälliger Zuweisung) einen geringeren durchschni�li-
chen Effekt auf (0,09). Daraus ergibt sich die Möglichkeit, 
dass Restora�ve Jus�ce keinen nennenswerten Effekt auf die 
Verringerung der Rückfälligkeit hat. Mit anderen Worten: 
Das Ergebnis in Bezug auf den Rückgang der Straffälligkeit ist 
interessant, aber es besteht die Möglichkeit, dass der Effekt 
gleich null ist. Bei der Untersuchung spezifischer RJ-Pro-
gramme fanden wir zwei Programme, die besonders vielver-
sprechend für die Verringerung kün�iger Stra�aten sind: 
VOC und hybride/andere Programme. VOC-Programme 
ha�en einen kleinen bis mi�leren Effekt (0,20), während die 
Gruppe der gemischten/anderen Programme einen mi�le-
ren bis großen Effekt (0,38) zeigte. Die FGC-Konferenz und 
die Gruppe „Vic�m Impact Panel/Repara�ve Board“ zeigten 
ein posi�ves Potenzial (kleine bis mi�lere bzw. große Wir-
kung), doch war die Evidenz mit jeweils nur einer qualita�v 
hochwer�gen quasi-experimentellen Evaluierung eher be-
grenzt.

Wir kategorisierten die RJ-Komponenten der untersuchten 
Studien (z. B. Entschuldigung, anwesendes Opfer). Ziel war 
es, zu untersuchen, ob bes�mmte Komponenten für die 
Wirksamkeit verantwortlich sind. Leider konnte keine spezi-
fische Komponente iden�fiziert werden, die größere posi�ve 
Auswirkungen ha�e als eine andere Komponente. Wir kön-
nen also immer noch nicht sagen, welche spezifische(n) 
Komponente(n) von RJ für die Verringerung der Rückfällig-
keit verantwortlich sind.  

RJ-Programme scheinen zu funk�onieren, aber wir verste-
hen noch nicht, welche inneren Vorgänge dieses Funk�onie-
ren ausmachen. Die oben genannten Ergebnisse zur Verrin-
gerung der Rückfälligkeit sind aussichtsreich, aber noch lan-
ge nicht endgül�g.  

Wir können hingegen aussagekrä�igere Schlussfolgerungen 
zu anderen Themen ziehen, insbesondere was teilnehmen-
de Opfer angeht. In Bezug auf den Punkt Fairness (ob die 
Teilnehmer:innen die Behandlung oder das Programm für 
fair hielten oder nicht) fanden wir große Effekte sowohl für 
die Opfer (0,64) als auch für die jugendlichen (tatverantwort-
lichen) Teilnehmer:innen (0,51). In Bezug auf Zufriedenheit 
fanden wir einen großen Effekt, allerdings nur für die teil-
nehmenden Opfer (0,71). Tatsächlich war das Ergebnis der 
Zufriedenheit für die Opfer der größte Effekt, der in unserer 
Meta-Analyse gefunden wurde.

5. Schlussfolgerungen und zukün�ige Richtungen für die 
RJ-Forschung 

Meta-Analysen können hilfreich sein, um die Ergebnisse zu 
einem bes�mmten Thema zusammenzufassen und Poli�k 
und Praxis darüber zu informieren, „was funk�oniert“, „was 
nicht funk�oniert“, „was erfolgversprechend ist“ und „was 
wir noch nicht wissen“. Aus dieser Meta-Analyse zu RJ-Pro-
grammen und -Prak�ken für Jugendliche lassen sich vier spe-
zifische Erkenntnisse ableiten. 

Erstens sind die Ergebnisse für RJ-Programme und -Prak�ken 
insgesamt verheißungsvoll („was vielversprechend ist“).  

Zweitens wird die Wirksamkeit der spezifischen RJ-Program-
me von den Daten weniger gestützt, wobei VOC und hybri-
de/andere Programme die besten Ergebnisse erzielen. Die 
Wirkung der Rückfälligkeitsminderung der anderen unter-
suchten Programme (z. B. FGC) ist weniger ermu�gend, ob-
wohl zu diesen anderen Programmen eindeu�g weitere Un-
tersuchungen erforderlich sind.  

Die dri�e Erkenntnis ist, dass wir bessere Beschreibungen 
der evaluierten RJ-Programme und -Verfahren sowie genau-
ere Informa�onen über die tatsächlich beteiligten Teilneh-
mer:innen benö�gen.
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Unsere vierte und letzte Erkenntnis ist, dass unsere Meta-
Analyse eine posi�ve Wirkung für Opfer und tatverantwortli-
che Teilnehmer:innen bei den nicht-rückfälligkeitsbezogenen 
Fragen am stärksten stützt. Mit anderen Worten, wir stellen 
fest, dass die Verringerung der Straffälligkeit möglicherweise 
nicht der größte Nutzen dieser Programme ist.

Insgesamt hat unsere Meta-Analyse jedoch gezeigt, dass RJ 
posi�ve Auswirkungen auf Jugendkriminalität und gleichzei-
�g den zusätzlichen Vorteil hat, dass es sowohl von den Op-
fern als auch von den beschuldigten Jugendlichen als fair 
empfunden wird und die Opfer besser zufriedenstellt als die 
konven�onellen Op�onen der Jugendgerichtsbarkeit. 

Wir sind der Meinung, dass kün�ige Forschungen die Grup-
pe der „hybriden/anderen“ Programme, deren Ergebnisse so 
aussichtsreich erscheinen, genauer untersuchen sollten. Die 
Forschung sollte die Elemente der hybriden Programme, die 
sie bei der Verringerung der Rückfallquote erfolgreich zu ma-
chen scheinen, besser beschreiben. In Übereins�mmung mit 
der dri�en Erkenntnis haben wir festgestellt, dass einige Stu-
dien die tatsächliche Umsetzung des RJ-Programms schlecht 
beschrieben haben. Bessere Beschreibungen von RJ-Pro-
grammen werden dazu beitragen, unsere metaanaly�schen 
Möglichkeiten zu verbessern (z. B. die „Blackbox“ zu entsch-
lüsseln), sodass die Forschungssynthese zu einer besseren 
Informa�on für Poli�k und Praxis führt. 

(Übersetzung Theresa M. Bullmann)
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Sie in Kimbrell et al. (2023).
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Seit 2011 arbeiten im Haus des Jugendrechts in Frankfurt am 
Main-Höchst Staatsanwaltscha�, Polizei, Täter-Opfer-Aus-
gleich und Jugendhilfe im Strafverfahren unter einem Dach. 
Damals als bundesweit achtes Haus ins Leben gerufen, exis-
�eren in Frankfurt mi�lerweile vier, in Deutschland über 40 
Häuser des Jugendrechts, die jeweils unterschiedlich aufge-
baut sind. Im vergangenen Jahr wurde in Hanau ein Haus des 
Jugendrechts mit Schwerpunkt auf der Präven�on von 
Rechtsextremismus eröffnet. In Frankfurt werden seit 2022 
alle Jugendstrafverfahren über Häuser des Jugendrechts ab-
gewickelt, so auch im Täter-Opfer-Ausgleich. Was bedeutet 
ein solches Se�ng für den TOA? Welche Vor- und Nachteile 
ergeben sich aus der interdisziplinären Zusammenarbeit für 
die Media�on? Und was unterscheidet die Tä�gkeit von ex-
ternen TOA-Fachstellen? Diese Fragestellungen sollen im 
Folgenden erörtert werden.

Die Idee der bundesweiten Häuser des Jugendrechts (HdJR) 
geht auf den Stu�garter Polizeipräsidenten Dr. Volker Haas 
zurück, der sich 1997 für einen behördenübergreifenden, 
holis�schen Ansatz zugunsten straffällig gewordener Jugend-
licher starkmachte. Im Jahr 1999 startete das Pilotprojekt 
mit dem deutschlandweit ersten HdJR in Stu�gart Bad-Cann-
sta�.

Die Gründung des HdJR in Frankfurt-Höchst erfolgte laut 
2008 erstelltem Eckpunktepapier mit dem Ziel, kriminelles 
Verhalten von Kindern und Jugendlichen zu verhindern bzw. 
abzuwenden. Zur Umsetzung werden folgende Mi�el be-
nannt, die auch für den TOA relevant erscheinen: 

1. „(…) kurze Kommunika�onswege“;
2. „(…) einen Ins�tu�onsübergreifenden, parallelen 

und ganzheitlichen Ansatz“;
3. „Beschleunigung staatlicher und kommunaler Re-

ak�onen auf Stra�aten junger Menschen“;
4. „Zeitnahe Reak�on auf normwidriges Verhalten be-

reits bei der ersten Verfehlung“;
5. „Stärkung der Präven�onsarbeit und Vorhaltung 

entsprechender Angebote vor Ort“.

Schaut man sich die Ausgestaltung verschiedener HdJR an, 
stellt man schnell fest, dass der TOA nicht flächendeckend in 
die internen Strukturen eingebunden wurde – so ist dies z. B. 
in Wiesbaden und Kaiserslautern nicht der Fall, in Mainz be-
steht lediglich eine räumliche Nähe, jedoch keine prak�sche 
Zusammenarbeit wie in Frankfurt. Auch die Integra�on der 
Jugendhilfe bzw. Jugendhilfe im Strafverfahren (JuHiS) ge-

staltet sich je Standort unterschiedlich. In den Frankfurter 
Häusern ist zudem der Verein für Kinder- und Jugendhilfe Teil 
der vertretenden Koopera�onspartner:innen, verfügt aber 
in Frankfurt-Höchst über keinen Arbeitsplatz vor Ort. Sicher-
lich ergeben sich jeweils verschiedene Gründe für die prak-
�sche Ausgestaltung der Häuser. Fragt man Mitarbeitende 
aus Gründungszeiten, so war in Frankfurt die Einbindung des 
TOAs damals auf beiden Seiten erwünscht. 

Auch was die bauliche Umsetzung der Häuser angeht, zeigen 
sich für die Zusammenarbeit der einzelnen Ins�tu�onen 
nicht unwesentliche, Unterschiede. In Frankfurt-Höchst be-
finden sich alle Ins�tu�onen auf einem Stockwerk, wobei 
sich TOA und JuHiS einen Gang teilen und sich somit neben 
Überschneidungen des beruflichen Backgrounds auch räum-
lich am nächsten stehen. Der Flur der Polizei wiederum ist 
durch Sicherheitstüren abgeschirmt und nur zu Kernzeiten 
über Nebeneingänge begehbar, die StA ist für den TOA und 
die JuHiS auch durch deren Haupteingang zugänglich. Polizei 
und StA stehen sich räumlich wie beruflich am nächsten. 

Im weiteren Verlauf dieses Jahres sind wegen Platzmangels 
ein Umzug der StA in das Untergeschoss des Hauses sowie 
eine räumliche Vergrößerung der JuHiS geplant. Dies wird 
dazu führen, dass der TOA zukün�ig separiert von den Sozia-
larbeitern bzw. Sozialarbeiterinnen sitzt, jedoch mit direkter 
Verbindungstür zur Polizei. Die Einführung von Transpon-
dern soll außerdem den uneingeschränkten Zugang zu allen 
Ins�tu�onen ermöglichen.

Je nach Raumau�eilung entstehen unterschiedlich weite 
Wege zwischen den Koopera�onspartnern bzw. -partnerin-
nen, die ein proak�veres Aufsuchen untereinander nö�g 
machen und somit ggf. als Hürde empfunden werden kön-
nen. Im HdJR Frankfurt-Höchst zeigt die Erfahrung, dass häu-
fig gegensei�ge Besuche sta�inden, um Absprachen zu lau-
fenden Fällen zu treffen, wobei z. B. die JuHiS davon deutlich 
häufiger Gebrauch macht als der TOA. 

Kri�k am Konzept der Häuser 

Die Recherche im Internet macht deutlich, dass die HdJR 
nicht nur Zuspruch erhalten. Demgegenüber steht vor allem 
Kri�k an einer interdisziplinären Zusammenarbeit von Polizei 
und Jugendhilfe, welche die Rolle und das Vertrauen in die 
zuständigen Sozialarbeiter:innen gefährden könne. Argu-
men�ert wird hier auch mit der räumlichen Nähe beider In-
s�tu�onen, die aufseiten der Jugendlichen zu Verwirrung 

von Johanna Plückhahn

Täter-Opfer-Ausgleich
 als Ins�tu�on im Haus des Jugendrechts
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und letztlich auch zu einer Vermischung der Zuständigkeiten 
führen könne. Darüber hinaus werden die in den Häusern 
geltenden Grundlagen zum Datenschutz infrage gestellt, die 
durch einen Austausch unter den Koopera�onspartnern bzw. 
-partnerinnen womöglich aufgeweicht würden.  

Zwar verfolgt der TOA prinzipiell andere Ziele als die JuHiS 
und steht Klien�nnen bzw. Klienten nicht betreuend zur Sei-
te, durch die Rolle als Mediatoren bzw. Mediatorinnen erge-
ben sich jedoch ebenfalls Voraussetzungen, die kri�sche Fra-
gestellungen zum Konzept der HdJR zulassen. So kann z. B. 
auch hier gemutmaßt werden, dass Beteiligte einer Media-
�on geringeres Vertrauen schöpfen in dem Wissen, dass sich 
der TOA mit Strafverfolgungsbehörden ein Haus teilt und 
nicht unabhängig an externer Stelle sitzt. Die räumlich herge-
stellte Nähe zur Beschuldigtenseite lässt zudem womöglich 
an der Allparteilichkeit der Mediatoren bzw. Mediatorinnen 
zweifeln.

TOA als Ins�tu�on des Hauses des Jugendrechts Frankfurt-
Höchst: ein Fallbeispiel

Eben solche oder ähnliche Kri�k animiert letztendlich dazu, 
sich näher mit dem Thema zu beschä�igen und konkret der 
Frage nachzugehen, wie sich die Praxis gestaltet, als Media-
tor bzw. Mediatorin im TOA als Ins�tu�on eines HdJR. Hier-
für erscheint es sinnvoll, die einzelnen Phasen der Media�on 
zu betrachten vor dem Hintergrund möglicher Unterschiede 
zu externen Vermi�lungsstellen. Dabei werden Fragestellun-
gen relevant wie: Wann findet i. d. R. Austausch mit den an-
deren Ins�tu�onen des Hauses sta�? Inwiefern profi�ert der 
TOA davon und in welchen Fällen erschwert es die Vermi�-
lungstä�gkeit, z. B. durch Rollenkonflikte? 

Um die folgende Erörterung möglichst anschaulich zu gestal-
ten, wurde entschieden, diese auf Basis eines realen Fallbei-
spiels vorzunehmen. Inhaltlich geht es um einen bewaffne-
ten Raubüberfall, der durch einen Heranwachsenden zum 
Nachteil des Besitzers eines Juweliergeschä�s begangen 
wurde. Der TOA wurde nach der Hauptverhandlung, vor Be-
ginn der Berufungsverhandlung eingeleitet. 

Die Fallvermi�lung 

Die Fallvermi�lung erfolgte in diesem Fall über die JuHiS, 
wenngleich bereits zuvor ein TOA als gerichtliche Auflage 
ausgeurteilt worden war. Durch das anstehende Berufungs-
verfahren bedur�e es einer weiteren Ini�a�ve seitens der 
für den Heranwachsenden zuständigen Sozialarbeiterin. An-
regungen durch die JuHiS finden i. d. R. nur vereinzelt sta� 
und werden dank der räumlichen Nähe im Haus fast immer 
persönlich mit dem TOA vorbesprochen. O�mals stehen Fall-
zuweisungen dann mit einer anstehenden oder bereits ein-

geleiteten Gerichtsverhandlung in Zusammenhang. Wesent-
lich häufiger dagegen werden Anregungen durch die Polizei 
bzw. die Staatsanwaltscha� vorgenommen. Hier stellen Vor-
besprechungen eher die Ausnahme dar. Laut interner Sta�s-
�k wurden 2023 von insgesamt 58 TOA-Fällen 32 Fälle von 
der Polizei angeregt, lediglich drei Anregungen erfolgten 
durch die JuHiS im Zuge von Gerichtsverfahren.

In dem konkreten Fallbeispiel fand zwischen dem TOA und 
der JuHiS vorab ein ausführliches Gespräch zur bisherigen 
Fallgeschichte sta�. Dieses lag in der bevorstehenden Beru-
fungsverhandlung des heranwachsenden Beschuldigten be-
gründet. In dem Zuge wurde u. a. dem TOA gegenüber mit-
geteilt, dass in erster Instanz ein Urteil gegen den Heran-
wachsenden gesprochen worden sei, das womöglich dessen 
Aufenthaltsrecht in Deutschland gefährden könne. Demge-
genüber wurde verdeutlicht, mit wie viel Mühe der junge 
Mann bisher versucht habe, sich ein solches Bleiberecht zu 
verdienen. Insgesamt wurde die zuständige Mediatorin so-
mit bereits vor Beginn des Vermi�lungsprozesses mit tätero-
rien�erten Ansichten und einer komplexeren Vorgeschichte 
als sonst konfron�ert, die eine bewusste Reflexion der eige-
nen Rolle als Mediatorin notwendig machten. 

Gerade bei Fallvermi�lungen durch die JuHiS ist in Frankfurt-
Höchst o�mals mit der Darstellung persönlicher Einschät-
zungen der zuständigen Sozialarbeiter:innen zu rechnen, die 
– anders als der TOA – einen Erziehungsau�rag zugunsten ih-
rer Klien�nnen bzw. Klienten vertreten. 

Generell werden dem TOA in Frankfurt-Höchst überwiegend 
Fälle vermi�elt, in denen eine Einstellung des Verfahrens an-
gestrebt wird oder ggf. schon vorläufig vorgenommen wur-
de. Die räumliche Nähe zu den anderen Ins�tu�onen des 
Hauses erlaubt es, regelmäßig für den TOA als außergericht-
liche Maßnahme bei schwerwiegenderen Delikten – zusätz-
lich zur Anklageerhebung oder im Rahmen gerichtlicher 
Auflagen – zu werben. 

Das HdJR im Vermi�lungsverlauf 

In dem konkreten Fallbeispiel wurde durch den zuständigen 
Staatsanwalt in der Sache hausintern eine Duploakte des Er-
mi�lungsprozesses an den TOA weitergereicht, da eine 
offizielle Zusendung aufgrund des Berufungsverfahrens und 
eines damit verbundenen Richterwechsels nicht möglich ge-
wesen wäre. Eine Berichtersta�ung während des Vermi�-
lungsprozesses erfolgte einzig an die JuHiS, deren zuständige 
Kollegin die Ergebnisse des TOAs möglichst in der nächsten 
Instanz des Verfahrens einbringen wollte. In anderen Fällen 
erfolgt für gewöhnlich die Berichtersta�ung an Staatsanwäl-
te bzw. -anwäl�nnen oder an Richter:innen, wobei die JuHiS 
grundsätzlich Kopien der Schri�stücke erhält und somit bei 
Bedarf für Stegreifgespräche im Haus ansprechbar ist. 
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Gelangt ein Fall wie der hier beschriebene zum TOA in Frank-
furt-Höchst, wird nach allgemeinen Standards verfahren und 
in der Regel zunächst der:die Beschuldigte zu einem Vorge-
spräch eingeladen – so auch im konkreten Beispiel. 

Durch die besonderen Strukturen im HdJR ist es notwendig, 
zu Beginn der Vorgespräche eine Au�ragsklärung des TOAs 
in Abgrenzung zu den anderen Ins�tu�onen vorzunehmen. 
Die prak�sche Erfahrung zeigt, dass es den Jugendlichen und 
Heranwachsenden gelingt, zwischen verschiedenen An-
sprechpersonen im Haus zu differenzieren – entgegen der 
Befürchtung einiger Kri�ker:innen. Viel wesentlicher kann 
sich für Mediatoren bzw. Mediatorinnen dagegen die Rück-
besinnung auf eine allparteiliche Haltung darstellen, die 
durch einen vorangegangenen täter:innenorien�erten Aus-
tausch mit einzelnen Kolleginnen bzw. Kollegen anderer In-
s�tu�onen oder im Beisein aller Verfahrensbeteiligten wäh-
rend der zweiwöchig sta�indenden Hauskonferenzen (siehe 
Austausch in Hauskonferenzen) beeinflusst werden kann. In 
dem benannten Fallbeispiel nämlich stellte sich recht schnell 
folgender Erwartungsdruck ein: mit Blick auf die anstehende 
Berufungsverhandlung zeitnahe einen erfolgreichen TOA zu-
gunsten des Beschuldigten herbeizuführen – eine Erwar-
tungshaltung, die die Opferperspek�ve nicht berücksich�gt. 
Die Reflexion im Team der TOA-Vermi�lungsstelle half dabei, 
sich der verstrickten Situa�on bewusst zu werden und ent-
sprechend gegenzusteuern. 

Zugleich half das Wissen über den bisherigen Verlauf des 
Strafverfahrens in dem Fallbeispiel dabei, die Gesamtsitua-
�on besser einzuschätzen. Mithilfe der JuHiS konnte bei-
spielsweise vorab in Erfahrung gebracht werden, dass es für 
die Gespräche mit dem Beschuldigten eines Dolmetschers 
bzw. einer Dolmetscherin bedur�e – eine Informa�on, die 
sich nicht unbedingt der Akte entnehmen lässt. Darüber hin-
aus half der Austausch mit den Kollegen bzw. Kolleginnen da-
bei, sich auf die Gespräche vorzubereiten und die in dem Fall 
spürbare Überforderung des Heranwachsenden einzuord-
nen. Die räumliche Nähe machte es möglich, auch während 
des Vermi�lungsverlaufs Rücksprache zu halten und u. a. für 
die Opferperspek�ve zu sensibilisieren, als sich abzeichnete, 
dass der Beschuldigte nur bedingt Verantwortung für sein 
Handeln übernahm. In Vorbereitung auf die Berufungsver-
handlung konnte die JuHiS so auf schnellem Wege über neu-
este Entwicklungen informiert werden. 

Austausch in Hauskonferenzen 

In Frankfurt-Höchst finden alle zwei Wochen sogenannte 
Hauskonferenzen sta�, in denen sich Vertreter:innen aller In-
s�tu�onen des Hauses zusammensetzen und austauschen. 
In dem Rahmen kann über Fälle gesprochen oder gegensei�g 
Feedback gegeben werden. Oberstes Ziel stellt dabei, wie 
eingangs erwähnt, ein holis�scher Ansatz zugunsten der 

straffällig gewordenen Jugendlichen und Heranwachsenden 
dar. In dem Sinne helfen Falldarstellungen dabei, die Per-
spek�ven und Vorgehensweisen der am Verfahren beteilig-
ten Kollegen bzw. Kolleginnen besser zu verstehen und ge-
meinsam ggf. schneller und koordinierter reagieren zu kön-
nen – in Fällen von Kindeswohlgefährdungen, zugunsten er-
zieherischer Einwirkung oder aber auch zur Durchführung ei-
nes TOAs an passender Stelle, wie das Fallbeispiel verdeut-
licht. Diesbezüglich fand nach erfolgreichem Abschluss des 
besagten Falls – einer Aussprache zwischen Beschuldigtem 
und Geschädigtem unter Einbeziehung einer Dolmetscherin 
– eine Darstellung sta�. So wurde die Anwesenheit aller In-
s�tu�onen u. a. dazu genutzt, für Übersetzungsleistungen 
zugunsten einer vollumfänglichen Konfliktklärung zu werben 
und zugleich für die Erfolgschancen des TOAs im Bereich 
schwerer Delikte zu sensibilisieren. Die Hauskonferenzen ge-
ben letztendlich auch unserer Vermi�lungsstelle die Mög-
lichkeit, regelmäßig Präsenz zu zeigen und dadurch an Fallzu-
weisungen zu erinnern.  

Zugleich mag die prak�sche Ausgestaltung der Hauskonfe-
renzen in Frankfurt-Höchst durch den offenen interdiszipli-
nären Austausch, die Bedenken der Kri�ker:innen in Hinblick 
auf die Schweigepflicht der einzelnen Ins�tu�onen anfa-
chen. Ähnlich wie bei den bereits erörterten möglichen Rol-
lenkonflikten von mediierenden Personen bezüglich ihrer 
Allparteilichkeit ist auch an dieser Stelle an ein bewusstes 
Handeln und eine ste�ge Selbstreflexion zu appellieren. 
Wenngleich in den Hauskonferenzen die gesetzlichen Be-
s�mmungen zum Datenschutz und zur Schweigepflicht be-
stehen bleiben, ergeben sich je nach Fall Grauzonen auf Basis 
gegensei�gen und strukturbedingten Vertrauens.

Werbung und Öffentlichkeitsarbeit

Neben der klassischen Vermi�lungstä�gkeit entstehen für 
Mediatorinnen bzw. Mediatoren in den Frankfurter HdJR 
noch weitere Aufgaben, die sich von externen TOA-Vermi�-
lungsstellen unterscheiden. So ergeben sich durch die be-
sondere interne Struktur der Häuser häufig Anfragen durch 
Schulen, Verbände oder andere, teils ausländische, Behör-
den, die einen Einblick in den Arbeitsalltag des Hauses wün-
schen und dafür Besuchstermine vereinbaren. Darüber hin-
aus werden z. B. im Rahmen der Ausbildung von jungen Ju-
risten bzw. Juris�nnen oder Polizisten bzw. Polizis�nnen Vor-
träge durch die jeweiligen Ins�tu�onen ini�iert, die es dem 
TOA ermöglichen, die eigene Tä�gkeit zugänglich zu machen 
und für sich zu werben. Zusatztermine wie diese kosten Zeit, 
verhelfen dem TOA zugleich jedoch zu mehr Bekanntheit in 
der Öffentlichkeit und unter Koopera�onspartnern bzw. -
partnerinnen. Zudem verdeutlicht das geschlossene Au�re-
ten aller Ins�tu�onen des HdJR die gesetzlich verankerte 
Stellung des TOAs: als außergerichtliche Maßnahme inner-
halb eines Strafverfahrens. 
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Fazit und Ausblick

Die Strukturen in Frankfurt-Höchst veranschaulichen, wie ein 
HdJR in der Praxis funk�onieren und was dies für die Ver-
mi�lungstä�gkeit im TOA bedeuten kann. Die Ausgestaltung 
im vorgestellten Haus entspricht in vielerlei Hinsicht dem 
übergeordneten Ziel eines ins�tu�onsübergreifenden ganz-
heitlichen Ansatzes, der auch die Media�onstä�gkeit viel-
schich�ger macht und zu interdisziplinärem Denken einlädt. 
Im HdJR befindet sich der TOA in einem täter:innenorien�er-
ten Se�ng, das Mediatoren bzw. Mediatorinnen vor Heraus-
forderungen stellen und zugleich als Chance verstanden wer-
den kann: als Chance für ein klares Standing und für mehr 
Opferorien�erung innerhalb der Jus�z. Mediatoren bzw. Me-
diatorinnen stehen damit ggf. vor der Aufgabe, eine ange-
messene Balance zwischen Austausch und Abgrenzung zu 
finden, wie in dem dargestellten Fallbeispiel verdeutlicht 
werden konnte. Dies bedarf einer regelmäßigen Selbstrefle-
xion, um sich die eigene Rolle bewusst zu machen und eine 
allparteiliche Haltung zu wahren.

Mit diesem Bewusstsein jedoch eröffnet das HdJR dem TOA 
viele Türe und Wege, die eigene Media�onspraxis zu stärken 
und im Sinne der Konfliktbeteiligten zu handeln. So ermög-
licht die räumliche Nähe schnelle Rücksprachen zum Fallver-
ständnis und Feedback zur Fallvermi�lung. 

Die regelmäßige Präsenz bei den Koopera�onspartnern bzw. 
-partnerinnen fördert die Zahl der Fallzuweisungen und ein 
gegensei�ges Verständnis füreinander. Auf diese Weise ent-
steht eine abges�mmte und beschleunigte Zusammenarbeit 
zugunsten der Jugendlichen und Heranwachsenden.

Für den TOA als außergerichtliche Maßnahme zu werben, 
heißt, letztendlich Stellung zu beziehen und Austausch zuzu-
lassen. Viel zu wenigen Menschen, Privatpersonen wie Pro-
fessionellen, ist die Media�on im Strafverfahren ein Begriff – 
das HdJR bietet den Raum, dies zu ändern. 
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„Just Times. Restora�ve Jus�ce Responses in Dark Times“ 
war der Titel der diesjährigen Konferenz des EFRJ, und diese 
„Dark Times“, die finsteren Zeiten, waren überall präsent, 
lasteten vielen Angereisten spürbar auf dem Gemüt – bis zu 
einem sehr memorablen Moment der diesjährigen Tagung – 
auf einer Tanzfläche. Gut hundert Konferenzteilnehmer:in-
nen folgten nach einem langen Konferenztag dem spontanen 
Aufruf, noch gemeinsam tanzen zu gehen Dass die allermeis-
ten darau�in schnurstracks gemeinsam die Tanzfläche  an-
steuerten und mit vollster Energie, Ekstase nah, sich die Be-
klemmungen von der Seele tanzten, die Fläche mit der gan-
zen Vielfalt der Konferenz gefüllt wurde, alle möglichen Al-
tersgruppen, Geschlechter, S�le und Herkün�e gemeinsam 
zu feiern begannen, kam überraschend und schien gleichzei-
�g passender denn je: Restora�ve Dancing, im besten Sinne 
des Wortes. In einem respektvollen Raum, in dem jede:r sein 
darf wie und wer er:sie ist, sich von Belastendem erholen 
(restore), durch Par�zipa�on die Gemeinscha� stärken (re-
store) und Finsteres in Freudiges transformieren.  

Dieser Moment wirkte, wie ein gemeinsames Entladen der 
„Dark Times“, ein Loslassen all der Sorgen und Ängste, der 
Anspannung und Anstrengung und gleichzei�g wie ein wun-
derbarer Beweis von Vertrauen und Respekt innerhalb der 
Restora�ve Jus�ce-Community; dass es möglich ist, nicht nur 
gemeinsam restora�ve Ideen thema�sch voranzubringen, 
sondern auch aufeinander emo�onal zu achten, einander 
Raum zu geben und sich miteinander zu freuen. Die Müdig-
keit in den Gesichtern am nächsten Morgen war unüberseh-
bar, gepaart mit Entspannung und Vorfreude auf den zwei-
ten Teil des Programms.

Doch ist eine Konferenz vor Allem für fachlichen Austausch 
da – und von diesem gab es natürlich reichlich.  Bemerkens-
wert war die Vielzahl der Panels und Workshops zum Thema 
Restora�ve Jus�ce im Kontext von sexualisierter Gewalt. 
Mehrere Teilnehmer:innen aus verschiedenen Ländern, dar-
unter Belgien und Finnland, berichteten von einem starken 
Ans�eg überwiesener Fälle diesen Typs. Der belgische Medi-
a�onsservice Moderator stellte dafür seine neu entwickelte 
und erprobte Methode der „Unrelated Mediaton“ vor, eine 
Verbindung aus Opfer-Inha�ierten-Begegnungen und „rich-
�ger“ Media�on: Auf Wunsch von zumeist Betroffenen wird 
ein mediiertes Gespräch mit passenden Tatverantwortlichen 
eines anderen Falls durchgeführt (sofern diese sich dafür be-
reit erklären). Die Auswirkungen auf die Teilnehmenden sei-

en einer „rich�gen“ Media�on sehr ähnlich, auch wenn sie 
eine solche stets priorisierten, erklärten Hilde Vanlommel 
und Lien Soetewey.  

Ein weiteres Thema war der Dauerbrenner ins�tu�onelle 
Hürden und mangelnde Umsetzung. Vielleicht lässt sich vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen in mehreren Ländern 
(darunter Deutschland, England, Frankreich, aber auch der 
neueren Erfahrungen in Cuba z.B.) eines konsta�eren: der 
Top-Down-Approach der Implemen�erung von Restora�ve 
Jus�ce ist gescheitert (Ausnahmen wie Norwegen bestä�gen 
die Regel). Professionelle Gatekeeper:innen in Jus�zbehör-
den und Poli�k machen aller Orten die Türen zu. Solange 
kein Druck von unten kommt und Menschen den Zugang zu 
RJ nicht als ihr Recht verlangen, nutzen noch so viele UN- 
und EU-Empfehlungen und -Richtlinien gar nichts. 

In diesem Kontext sind vielleicht die Erfahrungen des Grün-
ders und Präsidenten des W. Haywood Burns Ins�tuts in den 
USA, James Bell, zu Rate zu ziehen. Er sprach auf dem Ab-
schlusspanel sehr eindrücklich darüber, wie Machtstruktu-
ren und ihre Apparate dazu dienen, die gegebenen Macht-
verhältnisse aufrechtzuerhalten und die Ergebnisse, die sie 
produzieren, kein Zufall sondern genau so beabsich�gt sind. 
Dass daher von ihnen nichts zu erwarten ist, sondern Men-
schen und Communitys bei der Beratung über ihre Bedürf-
nisse und ihr Schicksal auf Augenhöhe mit sozialen Diensten 
und karita�ven Organisa�onen einzubinden sind: »Nothing 
about us without us.« Dass die Erfahrungen der Menschen 
und Communitys wertvolle Exper�se ist und man nicht ihre 
Zeit verschwenden solle, wenn man wolle, dass sie sich ein-
bringen.  

Wo wir von Zeit sprechen: es war natürlich wie immer nicht 
genug Zeit, weder für die Gespräche in den Pausen noch für 
die Diskussionen in den Panels. Vielleicht ein Hinweis dafür, 
dass weniger (Programm) manchmal mehr ist, weil in Verbin-
dung gehen und miteinander sprechen, disku�eren, sich 
austauschen so wertvoll und für viele ein entscheidender 
Grund für die Teilnahme ist. Stärkung durch Gemeinscha� ist 
so wich�g in finsteren Zeiten, in denen auch Restora�ve Ju-
s�ce nur einen kleinen Hoffnungsschimmer bietet.

von Theresa M. Bullmann

In finsteren Zeiten tanzen –
12. Interna�onale Tagung des

European Forum for Restora�ve Jus�ce 
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Rund 300 Menschen aus der ganzen Welt kamen vom 16. 
bis 19. Februar 2023 an der Universität von Hawaii in Ho-
nolulu für den ersten Jus�zinnova�onsgipfel zusammen. 
Ziel der Organisatoren bzw. Organisatorinnen von den 
„Hawai'i Friends of Restora�ve Jus�ce“ (HFRJ) war es, 
Prak�ker:innen, Wissenscha�ler:innen und andere „Frie-
denschaffende“ aus den Feldern von Restora�ve, Transfor-
ma�ve und Transi�onal Jus�ce, Vik�mologie, indigener 
Konfliktlösungsverfahren und therapeu�scher Rechtspre-
chung (therpeu�c jurisprudence) zusammenzubringen, 
um herauszufinden, wie sich ihre Felder überschneiden 
und wie sie zusammenarbeiten könnten.

Angestellte der hawaiianischen Schulbehörde berichteten 
über ihre Erfahrungen mit Restora�ve Jus�ce an Schulen. 
Es gibt in Hawaii eine dringende Notwendigkeit, im Um-
gang mit sozialen und Bildungsproblemen vom disziplinari-
schen Ansatz wegzukommen. Die meisten Leute, die im 
hawaiianischen Jus�zsystem enden, leiden unter schwe-
ren ökonomischen und Bildungsnachteilen, was auch als 
„School to prison pipeline“ bekannt ist. Zum Beispiel ent-
sprechen die Lesefähigkeiten der meisten Inha�ierten in 
etwa dem Niveau neun- bis el�ähriger Kinder.

Des Weiteren ermöglichte der Gipfel eine arabische Über-
setzung der „Apology and Forgiveness“-Website durch den 
ägyp�schen Richter Hussein Ahmed Hussein Allam. Die 
Website bietet interak�ve Tools, um Menschen bei einem 
Vergebungs- und Reueprozess zu helfen. Sie exis�ert nun 
auf elf Sprachen, inklusive Hebräisch und Deutsch.

Inwiefern Restora�ve Jus�ce im Kontext des Klimawandels 
hilfreich sein kann, wurde ebenfalls disku�ert. Hier waren 
insbesondere die Erfahrungen einer brasilianischen Konfe-
renz interessant, die sich im Mai 2023 damit befasst ha�e. 
Vertreter:innen der Konferenzorganisa�on waren zugegen 
und auch hier konnten Verbindungen geknüp� werden, 
die über den Gipfel hinaus wirksam sein werden. Das Glei-
che gilt für ein weiteres brennendes Thema, das ebenfalls 
großen Raum einnahm: nämlich geschlechtsspezifische 
Gewalt.

Nicht zuletzt wurde eine breite Evaluierung  der Konferenz 
vorgenommen. Michael Foster sammelte 60 Umfragebö-
gen ein und untersuchte die Website der Konferenz und 
die Konferenzunterlagen. In seiner qualita�ven und quan-
�ta�ven Studie fand er eine große Diversität der Teilneh-
mer:innen, sowohl fachlich als auch ethnisch. Darüber hin-

aus waren die meisten mit dem Gipfel sehr zufrieden und 
bescheinigten ihm Erfolg.

Es war der erste Gipfel dieser Art und Größe der HFRJ, ei-
ner kleinen, vierzig Jahre alten, rein ehrenamtlichen Orga-
nisa�on. Seit vielen Jahren bietet sie kostenlos verschiede-
ne Dienste im Kontext von Restora�ve Jus�ce und Gesund-
heitswesen an. Die Konferenz wurde nur mit eigenen Eh-
renamtlichen und ohne finanzielle Anschubhilfe organi-
siert. Es gibt noch viel zu tun, aber der Gipfel war ein Fort-
schri�. Ein eventuelles nächstes Event wird von diesen Er-
fahrungen und der Evaluierung profi�eren können.

Bei Interesse an der Arbeit von HFRJ gibt es die Möglich-
keit, sich auf der Website für einen Newsle�er einzuschrei-
ben oder die Autorin direkt zu kontak�eren: 
lorenn@hawaiifriends.org. 

Übersetzung und Kürzung: TMB

von Hawai‘i Friends of Restora�ve Jus�ce, Professorin am 
College of Arts & Sciences an der Universität von Hawaii in 
Manoa und Dozen�n für Recht an der William S. Richard-
son School of Law sowie „Senior Fulbright Specialist“ für 
Peacemaking und Konfliktlösung.
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Wir feiern 
Kampagnen-Info 

Lassen Sie uns gemeinsam das Jubiläum 2024 zum 
Anlass nehmen, um verstärkt und gezielt in den 
kommenden Monaten auf die Möglichkeit(en) des 
Täter-Opfer-Ausgleichs aufmerksam zu machen. 
Helfen Sie dabei mit: Nutzen Sie bspw. das Bild 
rechts (in digitaler Form verfügbar über unsere 
Website) zur Verbreitung der Informa�on und/o-
der schicken Sie uns Ihre Anregungen und Ideen 
an: info@toa-servicebuero.de.  

Der QR-Code (im Bild) führt zur für die Kampagne 
angelegten Landing-Page auf der TOA-SB-Website, 
die in den nächsten Monaten fortlaufend an Inhal-
ten für die TOA-Öffentlichkeitsarbeit wachsen soll.  

Informa�on zur Fachzeitschri�

Die veröffentlichten Ar�kel sind namentlich
gekennzeichnet und geben ausschließlich die
Meinung der Autor:innen wieder. 

Rückmeldungen oder Hinweise zu aktuellen Inhalten 
sowie eigene Ar�kel, Deba�enbeiträge und 
Leser:innenbriefe oder auch eigeneThemenideen 
senden Sie bi�e an: redak�on@toa-servicebuero.de

Wir freuen uns über Ihr Feedback und ihre Beteiligung!

Unsere Fachzeitschri� erhalten Sie auch im Abonnement
für 20,- Euro pro Jahr :

Infos unter: info@toa-servicebuero.de
Anmeldung unter: toa-servicebuero.de/toa/magazin/abonnement

Informa�onen im Web

Erhalten Sie regelmäßig aktuelle Meldungen rund um TOA   
und Restora�ve Jus�ce als kostenlosen Newsle�er per E-Mail:

toa-servicebuero.de/civicrm/mailing/subscribe

Sehen Sie sich Informa�onsvideos und Videostatements zum TOA
auf dem YouTube-Kanal des TOA-Servicebüros an:

youtube.com/channel/UCxp2bN950NGl4tSWhmZgyaA/about

Servicebüro für Täter-Opfer-Ausgleich  und 
Konfliktschlichtung des DBH-Fachverband       
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Telefon: 0221 94 86 51  22

E-Mail: redak�on@toa-servicebuero.de 
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